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Antrag der Kommission
Mehrheit

Eintreten.

Minderheit
(Chaudet, Gysler, Perréard)

Rückweisung an den Bundesrat, damit im Zu-
sammenhang mit der Einführung neuer Steuern die
Aufstellung verfassungsmässiger Grundsätze für die

Erzielung künftiger Einsparungen auf dem Gebiete
der Personalausgaben und der Subventionen geprüft
werde.

Proposition de la commission
Majorité

Passer à la discussion des articles.
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(Chaudet, Gysler, Perréard)

Renvoi au Conseil fédéral, en vue d'étudier -
parallèlement à la création d'impôts nouveaux -
l'introduction de principes constitutionnels relatifs
aux économies à réaliser dans l'avenir en matière
de personnel et de subventions.

Berichterstattung — Rapports généraux

Schaller, Berichterstatter der Mehrheit: Zum
dritten Male sehen sich die eidgenössischen Räte vor
die Aufgabe gestellt, die Finanzen des Bundes in
eine verfassungsmässige Ordnung zu bringen. Damit
soll dem Bundeshaushalt gleichzeitig eine längere
Periode ruhiger Entwicklung gesichert werden. Bei
der engen Verflechtung der Finanzen des Bundes
mit den Finanzen der Kantone hat eine verfassungs-
mässige Regelung des Bundeshaushaltes auch
wesentliche Auswirkungen auf die Finanzlage der
Kantone. Der Nationalrat, dem für die Behandlung
des Geschäftes „Verfassungsmässige Neuordnung
des Finanzhaushaltes des Bundes" die Priorität zu-
geteilt wurde, steht also vor einer Aufgabe von
grosser nationaler Bedeutung.

Ihre Kommission, der für die Vorberatung der
bundesrätlichen Vorlage nur wenig Zeit zur Ver-
fügung stand, ist mit ihren Beschlüssen in der gros-
sen Linie den Vorschlägen des Bundesrates gefolgt.
Sie hat damit zugleich der These des Bundesrates,
dass der neue Versuch zur verfassungsmässigen Ord-
nung der Bundesfinanzen sich im wesentlichen auf
die unbestrittenen Teile der Vorlage von 1948 ab-
stützen müsse und im übrigen die direkte Bundes-
steuer in der Verfassung zu verankern sei, ihre Zu-
stimmung gegeben. Ebenso hat die Kommission die
Meinung des Bundesrates geteilt, dass die Aufstel-
lung eines neuen detaillierten Ausgabenplaries der
Eidgenossenschaft im Hinblick auf die nur kurze
Zeit zurückliegenden Auseinandersetzungen um den
Finanzbedarf bei der Vorlage von 1948 nicht not-
wendig sèi. Sie hat sich also der Konzeption der jetzt
zur Beratung stehenden Vorlage angeschlossen, nach
welcher mit der Neuordnung der Bundesfinanzen
Einnahmen zu beschaffen sind, die Jahresausgaben
des Bundes von 1555 Millionen Franken in Zeiten
guter Konjunktur und von 1795 Millionen Franken
in Zeiten schlechter Konjunktur zu decken haben.
Dabei wurde vermerkt, dass der Bundesrat von der
Absicht ausging, die Militärausgaben auf maximal
500 Millionen Franken pro Jahr zu beschränken.
Diese gegenüber den gegenwärtigen Belastungen mit
den ordentlichen Ausgaben für die Landesverteidi-
gung und mit den zusätzlichen Rüstüngsausgaben
einschneidende Beschränkung bildet einen mit gros-
ser Verantwortung belasteten Beschluss des Bundes-
rates, dies insbesondere deswegen, weil der Bundes-
rat darauf verzichtet, eine besondere Vorlage für die
Deckung der Rüstungsausgaben einzubringen. Seien
wir uns bewusst, dass die Einhaltung dieses Be-
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Schlusses nicht nur von der festen Haltung des
Bundesrates und der eidgenössischen Räte bei der
Gestaltung der Militär- und Rüstungsausgaben,
sondern auch von der Entwicklung der allgemeinen
politischen Lage abhängt.

Der Einnahmenplan des Bundesrates sieht vor,
zu den zeitlich unbeschränkt zur Verfügung stehen-
den Einnahmen (Zölle, Tabakbelastung, Stempel-
abgaben, Militärpflichtersatz, PTT-, Nationalbank -
und Alkoholverwaltungs-Überschüsse, Vermögens-
ertrag usw.) in der Höhe von 935 Millionen Franken
in der Hochkonjunktur und von 785 Millionen Fran-
ken in der Krise, zusätzliche Einnahmen von 805
Millionen Franken in der Hochkonjunktur und
700 Millionen Franken in der Krise zu schaffen.
Diese zusätzlichen Einnahmen sollen erzielt werden
durch verfassungsmässige Sicherung der Erträge
aus der Wehrsteuer (250 Millionen), aus der Ver-
rechnungssteuer (75 Millionen), aus der Warenum-
satzsteuer (450 Millionen) sowie aus einer Auswei-
tung der Stempelabgaben. Die bisherige Biersteuer
und die Luxussteuer sollen gemäss Vorschlag des
Bundesrates in die Warenumsatzsteuer eingebaut
werden. In diesen Einnahmenplan haben die Be-
schlüsse der Kommission einen einzigen kleinen Ein-
bruch gemacht. Durch die Gleichstellung des Bieres
mit den einheimischen Getränken im Rahmen der
Umsatzsteuer, verringern sich die Bundeseinnahmen
aus der Bierbelastung um rund 10 Millionen Fran-
ken. Die Frage der Bierbelastung wird in der Detail-
beratung noch behandelt werden, da der Bundesrat
an der gegenwärtigen Regelung festhält.

Die Zukunftsbilanz, die uns der Bundesrat mit
allen gebotenen Vorbehalten vorlegt, würde in
Jahren der Hochkonjunktur Überschüsse von rund
100 Millionen Franken freimachen und für Krisen-
zeiten Fehlbeträge bis 390 Millionen Franken er-
geben. Es ist angezeigt, auch an dieser Stelle darauf
hinzuweisen, dass die vom Bundesrat verlangten
Mittel wirklich ein Minimum darstellen, wenn der
Bundeshaushalt künftig einigermassen im Gleich-
gewicht gehalten werden soll. Eine planmässige Til-
gung der Bundesschulden wird nicht möglich sein.
Die Hoffnung, dass die wirtschaftlich günstigen
Jahre in der Zukunft stark überwiegen werden, ist
der einzige Anhaltspunkt für die Annahme, dass es
gelingen werde, die zusätzlichen Rüstungsausgaben
und eventuelle künftige Fehlbeträge des Bundes-
haushaltes in absehbarer Zeit zu tilgen.

Die in der Vorlage von 1948 so hart umstrittene
direkte Bundessteuer, welche seinerzeit infolge des
Widerstandes des Ständerates eliminiert und durch
die sogenannte Kontingentslösung ersetzt wurde,
hat diesmal fast keine prinzipielle Gegnerschaft mehr
gefunden. Es scheint, dass auch die Kreise, welche
der verfassungsmässigen Übertragung der Steuer-
hoheit auf dem Einkommen der natürlichen und
juristischen Personen an den Bund grundsätzlich
mit Bedenken gegenüberstehen, zur Einsicht gelangt
sind, dass eine Neuordnung der Bundesfinanzen ohne
die Übernahme der nun seit über dreissig, Jahren in
verschiedenen Formen erhobenen direkten Bundes-
steuer nicht denkbar ist. Dass in bezug auf die Ge-
staltung und vor allem auch auf die Befristung einer
solchen direkten Bundessteuer eine Reihe von Vor-
behalten geltend gemacht werden, entspricht dem
Unbehagen, das natürlicherweise mit dem Aufgeben
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einer bisher mit grundsätzlichen Motiven begründe-
ten Haltung verbunden ist.

Der Bundesrat konnte sich anlässlich von Ver-
handlungen, welche im Vorbereitungsstadium der
Vorlage mit einer Spezialkommission parlamenta-
rischen Charakters, mit Wirtschaftsverbänden und
mit der Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren
geführt wurden, über die Einstellung der politischen
und wirtschaftlichen Organisationen unseres Lan-
des, aber auch über die Auffassung der für die Finan-
zen verantwortlichen Vertreter der Kantone zu den
wichtigen Teilen der Verfassungsvorlage orientieren.
Er hat den in diesem Stadium der Vorarbeiten für
die Verfassungsreform vorgebrachten Einwänden
und Bedenken weitgehend Rechnung getragen.
Diese Tatsache erleichterte der Kommission den
Beschluss auf Eintreten, welcher mit 24 gegen
2 Stimmen bei 2 Enthaltungen gefasst wurde, nach-
dem vorab ein Rückweisungsantrag mit 24 gegen
3 Stimmen abgelehnt worden war.

Die den gesetzgebenden Behörden neu gestellte
Aufgabe bezweckt die Ablösung der notrechtlichen
und kurzfristigen verfassungsrechtlichen Proviso-
rien durch Aufstellung neuer, für die Dauer oder
wenigstens für einen längeren Zeitabschnitt berech-
neter Finanzartikel, die ab 1. Januar 1955 Geltung
haben sollen. Erinnern wir uns, dass die Einnahmen
des Bundes in den Jahren 1933 bis 1938 durch Not-
recht geregelt waren. 1939-1940 waren provisorische
Beschlüsse in Kraft. Von 1940-1950 galt wiederum
Notrecht, während zurzeit das Regime der soge-
nannten Übergangsordnung gilt, die von Volk und
Ständen am 3. Dezember 1950 angenommen wurde,
aber Ende 1954 ausser Kraft treten wird.

Es ist vielleicht nützlich, dass wir uns ebenfalls
kurz die Gründe des Scheiterns der zwei bisherigen
Versuche zur verfassungsmässigen Ordnung der
Bundesfinanzen in Erinnerung rufen. Die Vorlage
von 1938 scheiterte im Nationalrat. Es war vor
allem der Vorschlag auf Einführung der sogenannten
Ausgabenbremse, welcher den Widerstand der Rats-
mehrheit hervorrief. Die den meisten Mitgliedern
unseres Rates noch gut im Gedächtnis stehende
Vorlage von 1948 fand die Ablehnung bei Volk und
Ständen. Die Hauptursache des negativen Entschei-
des war wohl in dem wenig befriedigenden Kompro-
miss mit den kantonalen Kontingenten zu suchen.

Für die neuen Vorschläge bildet weitgehend der
Bundesbeschluss vom 21. März 1950, d. h. die vom
Souverän in der Folge verworfene zweite Vorlage
zur Bundesfinanzreform, die Grundlage. Der Natio-
nalrat hat im Laufe der damaligen Beratungen der
direkten Bundessteuer zugestimmt. Der Ständerat
setzte dagegen die sogenannte Kontingentslösung
durch, welche dann auf starken Widerstand stiess.
Heute wird nun logischerweise die Lösung mit der
direkten Bundessteuer wieder in Vorschlag gebracht.
Im übrigen ist das vom Bundesrat vorgeschlagene
Einnahmensystem gegenüber den seinerzeitigen Be-
schlüssen des Nationalrates vom 10. Juni 1949
wenig verändert. Es umfasst die Verankerung fol-
gender Steuern in der Verfassung: Verrechnungs-
steuer, Warenumsatzsteuer und Wehrsteuer. Dabei
sollen.die Warenumsatzsteuer und die Wehrsteuer
zeitlich befristet werden ; die Vorlage sieht eine Be-
fristung von zwanzig Jahren vor. Die in der gelten-
den Ordnung noch erhobene Ergänzungssteuer vom
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Vermögen bei der Wehrsteuer soll fallen gelassen
werden, dafür ist eine Weiterziehung der Progres-
sion bei den natürlichen Personen bis zu einem
Maximum von 15% vorgeschlagen. Bei der Be-
steuerung der juristischen Personen sieht die Vor-
lage die Ersetzung der bisher geltenden progressiven
Sätze auf dem Ertrag durch eine proportionale Be-
steuerung des Reinertrages mit 7% vor.

Die für den Finanzausgleich zwischen Bund und
Kantonen in der geltenden Ordnung getroffene
Regelung über die Verteilung der Erträge aus dem
Benzinzoll wird im wesentlichen nicht geändert, mit
Ausnahme der Präzisierung, dass die besonderen
Beiträge des Bundes an die Kantone Uri, Grau-
bünden, Tessin und Wallis für den Unterhalt der
internationalen Alpenstrassen ebenfalls aus dem
Reinertrag des Zolles auf Treibstoffen zu leisten
sind.

In einer Hinsicht weist die neue Vorlage freilich
einen wesentlich anderen Charakter auf als die Vor-
lage von 1948: die Anteile der Kantone an den
Bundessteuern werden weniger rigoros abgebaut.
Der Militärpflichtersatz wird zwar nach wie vor ganz
dem Bund zugehalten. Statt der 1948 vorgesehenen
Bezugsprovision von 8% soll nun aber den Kan-
tonen eine Bezugsprovision von 20% zuerkannt
werden. Diese Entschädigung dürfte zur Deckung
ihrer Kosten ausreichen. In der Vorlage von 1948
wurde der Kantonsanteil von 20% an den Stempel-
abgaben gestrichen ; in der neuen Vorlage sind die
20% Kantonsanteile unverändert beibehalten.

An der seinerzeit vorgeschlagenen Tilgungssteuer,
welche freilich dann in der Folge durch die soge-
nannten Kontingente ersetzt wurde, sollten die Kan-
tone nur mit 10% beteiligt werden, während die
jetzt neu zur Beratung stehende Vorlage einen An-
teil der Kantone an der Wehrsteuer von 20% in
Aussicht nimmt. Die Einsicht hat sich also durch-
gesetzt, dass die Kantone ohne eine wesentliche Be-
teiligung an den Steuereinnahmen des Bundes zu
einschneidenden Reformen ihrer eigenen Steuer-
gesetzgebung gezwungen würden. Solche Konse-
quenzen einer eidgenössischen Reformvorlage dürf-
ten weder für den Bund noch für die Kantone noch
für die Steuerpflichtigen wünschbar sein. Es darf
auch von überzeugten Zentralisten nicht übersehen
werden, dass durch die verfassungsmässige Über-
tragung der Kompetenz zur Erhebung direkter
Steuern auf dem Einkommen natürlicher sowie auf
dem Reinertrag und dem Kapital juristischer Per-
sonen an den Bund, den Kantonen ein wesentliches
Stück der ihnen bisher zustehenden Souveränität
auf dein Gebiete der Besteuerung entzogen wird.
Eine gewisse Abgeltung für diesen' Verzicht auf
Rechte und Ansprüche der Kantone geht daher
sicher in Ordnung.

Über das Ausmass des Anteiles der Kantone an
der Wehrsteuer wird noch zu sprechen sein. Die
kantonalen Finanzdirektoren glauben, die Kürzung
des jetzt geltenden Anteils um einen ganzen Drittel
werde viele Kantone zu neuen steuerlichen Mass-
nahmen veranlassen.

Eine Neuordnung der Bundesfinanzen, welche
die von Theoretikern gelegentlich verlangte genaue
Ausscheidung der Steuerkompetenzen zwischen
Bund und Kantonen, zum Beispiel die Besteuerung
der juristischen Personen allein durch den Bund und

damit den Zwang zur Revision der 25 kantonalen
Steuergesetze brächte, müsste für die Steuerpflich-
tigen aller Kreise eine völlige Ungewissheit über die
Endbelastung, der sie durch die Kumulierung der
neuen kantonalen, kommunalen und eidgenössischen
Steuern ausgesetzt würden, bewirken. In diesem
Zusammenhang darf nicht übersehen werden, dass
die Verteilung der kantonalen Anteile an den Stem-
pelabgaben und die Verteilung des Nationalbank-
gewinnes, welche nach Massgabe der Bevölkerungs-
zahl erfolgen, ausgesprochen den Charakter einer
Massnahme des Finanzausgleiches haben.

Die neue Vorlage ist schon vor ihrer Behandlung
in der nationalrätlichen Kommission schwer unter
publizistisches Feuer genommen worden. Ein Ein-
wand, der ihr entgegengehalten wurde, ist derjenige
der Phantasielosigkeit. Es wird dem Bundesrat vor-
geworfen, dass er keine neuen Ideen in die Reform-
vorschläge aufgenommen habe. Von aussen kom-
mende Vorschläge habe er nicht berücksichtigt oder
nicht genügend ernst geprüft. Mit diesen Einwänden
hat sich auch die Kommission des Nationalrates
befasst. Auch sie ist aber zur Auffassung gelangt,
dass es. richtig sei, eine Neuordnung der Bundes-
finanzen vorzuschlagen, die nicht zum vornherein
neuen Schwierigkeiten und Hindernissen begegnen
müsste. In den Jahren 1946 bis 1950 wurden von
Experten und Kommissionen Vorschläge und Ge-
danken in grosser Zahl geprüft, welche als Ersatz-
lösungen oder teilweise Verbesserungen der beste-
henden Ordnung zur Diskussion standen. Jede
andere Lösung, die Aussicht auf Verwirklichung
haben soll, muss aber zwei Voraussetzungen erfül-
len, nämlich dass sie steuertechnisch besser wäre
und keine zusätzlichen politischen Widerstände her-
vorruft. Gerade bei Beachtung der Prämisse der
politischen Tragbarkeit wird man sich der Einsicht
nicht verschliessen können, dass die Vorlage keine
Überladungen verträgt.

Die Kommission hat sich jedoch eingehend mit
einigen in der öffentlichen Diskussion besonders
beachteten Vorschlägen befasst. So wurde die Frage
erörtert, ob für die Gestaltung der Besteuerung der •
anonymen Gesellschaften das System der Ausschüt-
tungssteuer als Eventualität in den befristeten Ver-
fassungsartikel aufgenommen werden könnte. Eben-
so fand eingehende Prüfung der Vorschlag, die Mög-
lichkeit des Abzuges kantonaler Steuern von dero

Wehrsteuer in den Verfassungsartikel aufzunehmen.
Beide Vorschläge wurden mehrheitlich abgelehnt.
So fand sich auch die Kommission schliesslich auf
der Linie des „geringsten Widerstandes"; freilich
in der Gewissheit, dass die Vorlage auch in ihrer
einfachen und am Bekannten haftenden Form noch
vielen Widerständen und Gegenkräften ausgesetzt
sein wird.

Ein anderer sehr wichtiger Einwand, der auch
gegen die neue Vorlage erhoben wird, betrifft das
Fehlen von Sparvorschlägen für den Bundeshaus-
halt. Auch bei dieser Gelegenheit wird die Auffas-
sung geltend gemacht, es könnte durch rigorose Aus-
gabensenkung die Möglichkeit zum Verzicht auf die
eine oder andere Massnahme zur Einnahmen-
beschaffung, ja vielleicht sogar auf die direkte Bun-
dessteuer geschaffen werden. Mit dem Fehlen eines
entschlossenen Sparwillens wurde denn auch der
Antrag auf Nichteintreten begründet. Ohne Zweifel
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werden solche Erwägungen auch in den Verhand-
lungen unseres Rates vorgetragen werden. Wer
würde sich nicht an die langen Debatten über Ein-
sparungsmöglichkeiten anlässlich der Beratung der
Vorlage von 1948 erinnern ! Die Räte haben damals
einem Ausgabenplan ihre Zustimmung gegeben; die
Weltereignisse haben aber schon bald darauf dafür
gesorgt, dass die damals gezogene Begrenzung der
Staatsausgaben nicht mehr aufrecht erhalten wer-
den konnte. Schon bei der Vorlage 1948 war man
mit der Dokumentation des Sparwillens bestrebt,
für die Finanzreform ein günstiges Klima zu schaf-
fen. Die Meinung, dass auch das Klima für die
jetzige Reform durch handfeste Sparmassnahmen
verbessert würde, braucht wohl keiner besonderen
Bestätigung. Anderseits ist zu betonen, dass die
Möglichkeiten zu Einsparungen sich summenmässig
niemals so auswirken können, dass die eine oder
andere der vorgesehenen Steuern überflüssig würde.
Mit der Beschränkung der Militärausgaben hat der
Bundesrat eine einschneidende Sparmassnahme
beschlossen. Bei der Gesamtbewertung der Vorlage
muss dies loyalerweise anerkannt werden. Mehr
konkrete Sparmassnahmen mit der Vorlage zu ver-
binden, wäre angesichts der Zeitnot, vor der auch
der Bundesrat stand, nicht möglich gewesen. Durch
den Vorsteher des Finanzdepartementes ist der Kom-
mission aber zugesichert worden, dass den Räten in
absehbarer Zeit Berichte über die weitere Gestal-
tung der Rüstungsausgaben sowie über die Sub-
ventionspraxis des Bundes vorgelegt werden. Es
wird dann Sache der eidgenössischen Räte sein, den
in diesen Vorlagen dokumentierten Sparwillen des
Bundesrates und der Verwaltung näher zu prüfen
und zu unterstützen. Bei etwas besser differenzier-
ten Vorschlägen als sie anlässlich des Voranschlages
für 1953 gemacht wurden, ist an einer kräftigen Mit-
hilfe der eidgenössischen Räte ja wohl nicht zU
zweifeln.

Im Laufe der Kommissionsberaturigen sind ver-
schiedene Vorschläge eingebracht worden, die der
Vorlage des Bundesrates neue Elemente einfügen
wollten. Ein Vorschlag auf Einbau einer Bestim-
mung, nach welcher zur Verstärkung des inter-
kantonalen Finanzausgleiches jährlich 6% vom Roh-
ertrag der Verrechnungssteuer abgezweigt werden
sollten, nahm, wenn auch in veränderter Form, einen
Passus aus dem Bundesbeschluss vom 21. März 1950
wieder auf. Der Bundesrat hatte davon abgesehen,
die Bestimmung in die neue Vorlage zu übernehmen.
Trotzdem die allgemeine Wünschbarkeit eines gut
ausgewogenen Finanzausgleichs nach Massgabe der
Finanzkraft der einzelnen Kantone unbestritten
blieb, ist die Aufnahme einer solchen Bestimmung
von der Kommission ebenfalls abgelehnt worden.
Für die negative Stellungnahme ist wohl nicht nur
die offensichtliche Schwierigkeit massgebend gewe-
sen, einen befriedigenden Schlüssel für die Vertei-
lung einer gesondert ausgeschiedenen jährlichen
Summe mit der allgemeinen Bestimmung Finanz-
ausgleich zu finden. Der Bundesrat konnte in ein-
drücklicher Weise darlegen, dass den finanzschwa-
chen Kantonen in der Form von abgestuften Bun-
desbeiträgen, von SpezialSubventionen für die Ge-
birgskantone, mit dem Transportkostenausgleich,
mit den Familienzulagen für landwirtschaftliche
Arbeitnehmer und neuerdings durch die vorge-

schlagene Neuordnung der Unterstützung der Pri-
marschulen seit 1948 in systematischer und fühl-
barer Weise geholfen wurde. Es gibt Kantone, deren
Ausgaben zu über 30% durch Subventionen und
Kostenbeiträge gedeckt werden. Vor allem haben
die Beiträge an die bisher als finanzschwach bezeich;
neten Kantone auf dem Gebiete des Strassenwesens
sehr stark zugenommen. Sie sind von 10,7 Millionen
Franken im Jahre 1948 auf 33,5 Millionen Franken
im Jahre 1952 gestiegen. Davon entfielen im Jahre
1952 über 10%Millionen Franken auf direkte Finanz-
ausgleichsbeiträge, also auf Beiträge, in deren Ge-
nuss nur die neuen finanzschwachen Kantone ge-
langten. Eine Gegenüberstellung der Vorlage, des
Jahres 1948 mit der jetzt zur Beratung stehenden
Vorlage zeigt, dass die jetzt mit einer Summe von
15% Millionen Franken vorgesehenen Sonderlei-
stungen an die finanzschwachen Kantone um etwa
10 Millionen Franken höher sind als nach den Vor-
schlägen von 1948. Auf dem Gebiete des Finanzaus-
gleichs stehen wir somit vor wesentlich veränderten
Verhältnissen. Die Aufnahme besonderer Bestim-
mungen zur Verstärkung des Finanzausgleichs
drängt sich nach der Meinung der Kommissions-
mehrheit nicht auf. Bei der Auseinandersetzung
über die Probleme des Finanzausgleiches würde ver-
schiedentlich die These vertreten, die direkte und
indirekte Finanzhilfe an die Kantone sollte mit der
Verpflichtung zur vollen Ausschöpfung der Steuer-
möglichkeiten in den begünstigten Kantonen ver-
knüpft werden. Eine gänzlich befriedigende Lösung
des Problems des interkantonalen Finanzausglei-
ches wird sicher erst dann möglich sein, wenn
System und Praxis der Steuererhebung in den ver-
schiedenen Kantonen einigermassen angeglichen
sind.

Ein anderer Vorschlag strebte die verfassungs-
mässige Weiterführung der sogenannten Ausgleichs-
steuer an. Diese im Jahre 1938 als Sondersteuer zum
Schütze des Mittel- und Kleingewerbes eingeführte
Steuer würde nach Erreichung des im Gesetz vor-
gesehenen Gesamtertrages von 140 Millionen Fran-
ken aus dem Steuerbukett des Bundes wegfallen.
Der Bundesrat hatte darauf verzichtet, die Aus-
gleichssteuer in die Vorlage aufzunehmen, nicht nur,
weil der Maximalbetrag von 140 Millionen Franken
voraussichtlich bald erreicht wird, sondern auch,
weil es fraglich erscheint, ob die Steuer tatsächlich
ihren gewerbepolitischen Zweck noch erfüllt und ob
sie als gerechte Steuer betrachtet werden kann. In
der Kommission wurde von verschiedenen Seiten
die Frage aufgeworfen, ob es angängig sei, dass der
Bund auf eine Jahreseinnahme in der Höhe von
12-14 Millionen Franken ohne weiteres verzichten
könne. Von gewerblicher Seite ist mit aller Eindring-
lichkeit darauf hingewiesen worden, dass die Weiter-
führung der Ausgleichssteuer für die Stellungnahme
des Gewerbes zur Bundesfinanzreform eine ent-
scheidende Frage darstellt. Wenn die Kommission
schliesslich mit knapper Mehrheit die Aufnahme der
Ausgleichssteuer in die Verfassung abgelehnt hat, ist
vor allem die Überlegung massgebend gewesen, dass
das Problem des Schutzes gewerblicher Betriebe
gegen die Konkurrenz von Grossunternehmungen
des Detailhandels durch eine Ausgleichssteuer nicht
über die Verfassungsvorlage für die Bundesfinanz-
reform, sondern gesondert gelöst werden soll.
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Grosse Aufmerksamkeit wurde auch einem Vor-
schlag auf Ergänzung der Bundesverfassung durch
einen neuen Artikel 89 ter, der das Instrument des
Finanzreferendums für grössere Ausgabenbeschlüsse
einführen will, gewidmet. Der ebenfalls mit der Ver-
besserung des Abstimmungsklimas motivierte An-
trag konnte keine Mehrheit auf sich vereinigen. Die
Frage des Finanzreferendums soll nicht mit der Neu-
ordnung der Bundesfinanzen verknüpft werden. Die
Belastung der Vorlage mit einem derart umstritte-
nen Instrument der Finanzpolitik wird als untrag-
bar empfunden. Mit der Ankündigung einer Initia-
tive, die den in der Kommission vorgetragenen Ideen
weitgehend entspricht, ist dafür gesorgt, dass das
Volk sich zur Frage des Finanzreferendums aus-
sprechen kann. - In diesem Zusammenhang weise
ich darauf hin, dass die Kommission einen Antrag
auf Streichung der Bestimmungen über die söge-o o o

nannte Ausgabenbremse ebenfalls abgelehnt hat.
Trotz allen Schwierigkeiten, denen die Anwendung
der bisher geltenden Bestimmungen in der Praxis
begegnete, soll diese selbstgewählte Erschwerung
der Ausgabenbeschlüsse der eidgenössischen Räte
doch in die Verfassung aufgenommen werden.

Ein Antrag zum Zwecke der Mittelbeschaffung
für die zusätzliche Aufrüstung einen Rüstungszu-
schlag auf der Wehrsteuer zu erheben, konnte eben-
falls nicht durchdringen. Nachdem selbst der Bun-
desrat, nicht zuletzt im Hinblick auf das ziemlich
hoch angesetzte Maximum des Wehrsteuertarifes,
darauf verzichtet hatte, die Vorlage mit gesonderten
Finanzierungsmassnahmen für die Rüstungsaus-
gaben zu belasten, wollte die grosse Kommissions-
mehrheit nicht von sich aus der Vorlage eine solche
Überfracht hinzufügen.

Aus den eben angeführten Beschlüssen der Kom-
mission ist leicht zu erkennen, dass man sich von
der Richtlinie leiten liess, die Fracht, welche die
Vorlage mit den grossen und gewichtigen Brocken
Warenumsatzsteuer und Wehrsteuer bringt, nicht
noch mehr zu beschweren. Es herrscht die Meinung
vor, dass wichtige und hochpolitische Probleme wie
die Ausgleichsteuer und das Finanzreferendum aus-
serhalb der jetzt in Angriff genommenen Neuord-
nung des Bundesfinanzhaushaltes behandelt werden
sollen. Der gegen die Behandlung dieser Probleme
im Rahmen der zur Beratung stehenden Vorlage
bekundete Wid.erstand bedeutet jedoch nicht ihre
grundsätzliche Ablehnung.

In ihrem Bestreben, der Vorlage auch jede hypo-
thetische politische Belastung fernzuhalten, hat die
Kommission durch eine präzisere Fassung der Be-
stimmungen über die Warenumsatzsteuer jede Mög-
lichkeit, über den Weg dieser Verfassungsrevision
eine Getränkesteuer einzuführen, eliminiert. Auch
hier bedeutet der Beschluss nicht eine grundsätz-
liche Stellungnahme der Kommission für oder gegen
eine eidgenössische Getränkesteuer. Es besteht viel-
mehr die Meinung, dass das Volk sich an Hand einer
Sondervorlage auch über diese Frage aussprechen
soll, falls die Forderung auf die steuerliche Belastung
der Alkoholika weiter verfolgt wird. Die Tendenz,
die Belastung der Verfassungsvorlage gut abgewogen
zu halten, ist auch aus dem Beschluss der Kommis-
sion ersichtlich, dass die näheren Bestimmungen
über die Besteuerung der Rückvergütungen und
Rabatte auf Warenbezügen durch die Gesetzgebung

zu regeln sind. In der bundesrätlichen Vorlage ist die
Frage der Besteuerung der Rückvergütungen und
Rabatte auf Warenbezügen offen gelassen worden.
In einem ersten Beschluss der Kommission wurden
jedoch sowohl der Grundsatz der Besteuerung als
auch die Steuersätze wieder aufgenommen. Nach
einer zweiten Beratung entschied sich aber die Mehr-
heit der Kommission dafür, den Modus und die Sätze
der Steuer auf Rückvergütungen und Rabatten auf
Warenbezügen nicht in der Verfassung festzulegen.

Ihre Kommission ist soweit als möglich dem
Prinzip gefolgt, dass nur Grundsätze in der Ver-
fassung niederzulegen seien. Sie hat deshalb Bestim-
mungen, denen Detailcharakter zukommt, grund-
sätzlich in die Ausführungsgesetzgebung verwiesen,
so sehr auch die Verlockung bestand, bestimmte in
der bisherigen Gesetzgebung festgelegte Einzel-
regelungen in der Verfassung zu verankern. Da die
Ausführungsgesetze dem fakultativen Referendum
unterliegen, wird das Volk volle Freiheit haben, die
jeweiligen Vorlagen in ihrer Tragweite zu beurteilen
und seinen Willen zum Ausdruck zu bringen. In der
Gestaltung der Verfassungsbestimmungen über die
Wehrsteuer ist der Bundesrat freilich von der ur-
sprünglichen Idee, einen reinen Kompetenzartikel
vorzuschlagen, abgekommen und hat gewisse Ein-
schränkungen in der Form von Höchstsätzen, Frei-
grenzen, Abzügen und Steuerbefreiungen vorge-
sehen. Das Gleiche gilt für die Gestaltung der
Warenumsatzsteuer. Mit dieser von der Kommission
gebilligten Präzisierung der wichtigsten steuerlichen
Massnahmen soll dem Volke klar gesagt werden, in
welcher Form und in welchem Ausmass die dem
Bund durch die Verfassung zu gebende Steuerhoheit
ausgeübt werden kann. Die Befristung der Wehr-
steuer und der Warenumsatzsteuer auf 20 Jahre hat
ebenfalls den Sinn, den eidgenössischen Räten und
dem Volk die Möglichkeit zu geben, nach einer
genügend langen Frist der Erprobung den bedeu-
tungsvollen Willensakt der verfassungsmässigen
Übertragung grosser Steuerkompetenzen an den
Bund in Wiedererwägung zu ziehen.

Zu vielen Einzelheiten der Vorlage — vor allem
bei den Bestimmungen über die Ausgestaltung der
Steuern - sind in der Kommission Abänderungsvor-
schläge gemacht worden. Die umstrittenen Bestim-
mungen werden auch in den Verhandlungen des
Plenums Anlass zu Auseinandersetzungen geben.
Vorboten dieser Auseinandersetzungen haben Sie
bereits auf Ihren Pulten in grosser Zahl gefunden.
Die Kommission ist aber in ihrer grossen 'Mehrheit
zur Auffassung gelangt, dass die Gesamtkonzeption,
die der Vorlage zugrunde liegt, richtig sei. Sie bean-
tragt Ihnen daher Eintreten auf die Vorlage. In
einer Schlussabstimmung hat sich die Kommission
mit 16 gegen 6 Stimmen bei 4 Enthaltungen für die
nach ihren Mehrheitsbeschlüssen bereinigte Vorlage
ausgesprochen.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu
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Fortsetzung - Suite

M. Botirgknecht, rapporteur de la majorité: I. La
commission du Conseil national chargée d'examiner
le projet de réforme constitutionnelle des finances de
la Confédération, du 22 janvier 1948, n'avait pas été
sans rencontrer de sérieuses difficultés lorsqu'il
s'était agi pour elle, à la fin de ses délibérations, de
désigner un rapporteur de langue française. Personne
ne paraissait disposé à assumer une tâche à tout le
moins ingrate. Notre collègue, M. Perret, l'accepta.
Il eut cependant soin de préciser, ici-même, dans
quel esprit d'objectivité mais aussi -de totale indé-
pendance, il entendait l'absoudre.

Notre commission a préféré choisir le rapporteur
de langue française au début de ses travaux, alors
qu'il n'avait pas encore eu l'occasion de faire con-
naître son sentiment ni' à l'endroit du projet du
Conseil fédéral, ni, a fortiori, à l'endroit de celui qui
résulterait de délibérations qui débutaient.

Cette procédure, sans me libérer en rien de l'obli-
gation de rapporter sur le projet, en exposant; avec
la plus rigoureuse objectivité, les opinions de la ma-
jorité, me met néanmoins très à l'aise pour ne pas
abandonner, dans la mesure où ces opinions ne sont
ni les miennes, ni celles de mon groupe, les proposi-
tions de minorité que j'ai appuyées et qui furent
repoussées.

II. Le problème, l. Le 1er janvier 1955, l'arrêté
fédéral constitutionnel du 23 septembre 1950 sur le
régime financier 1951-1954 aura cessé de déployer
ses effets et la Confédération sera, à moins qu'il n'en
soit décidé autrement d'ici-là, privée de recettes
extraordinaires qui lui furent accordées pour un
temps limité et à certaines desquelles elle ne saurait
renoncer, quelles que puissent être les économies
réalisables, sans abandonner les tâches essentielles
dont personne ne'songe et ne peut songer sérieuse-
ment à la décharger ou sans entrer alors dans l'ère
définitive des déficits et de l'accroissement continu
de son endettement.

2. Les Chambres ont eu souvent à se pencher sur
le problème des finances fédérales. Elles en connais-
sent toutes les données. Le message du Conseil fédé-
ral du 18 mars. 1938, celui du 22 janvier 1948, celui
enfin, du 20 janvier 1953, contiennent tous, des expo-
sés rétrospectifs ayant trait aux régimes financiers
qui furent successivement ceux de la Confédération,
de 1848 à nos jours. Soucieux d'être bref, dans la me-
sure compatible avec l'ampleur du sujet, je renvoie
à ces messages quant aux détails d'une évolution
dont les phases essentielles peuvent être ainsi ré-
sumées :

a) de 1848 à 1874. La Confédération assumait
peu de tâches de portée financière. Ses ressources
étaient très réduites et ne dépassaient guère 15 mil-
lions. Elles comprenaient les revenus de sa fortune,
une partie du produit des douanes, les recettes de
l'administration des postes et celles des poudres,
enfin les contributions des cantons perçues une seule
fois, en 1849, pour couvrir les frais d'occupation des
frontières. Ces recettes correspondaient, générale-
ment, aux besoins ;

b) de 1874 à 1913. L'entrée en vigueur, le 29 mai
1874, de la nouvelle Constitution fédérale et les 40
revisions partielles dont elle fut l'objet ont eu pour
effet d'accroître les droits et, partant, d'augmenter
les obligations de la Confédération, tout en lui im-
posant des charges financières nouvelles. De nou-
velles recettes ne lui ont été cependant accordées
qu'avec parcimonie : la totalité et non plus une part
seulement des droits de douane lui f.ut attribuée et
l'autorisation lui fut donnée de percevoir une taxe
d'exemption de service militaire. Une seule de ces
recettes était importante, puisqu'elle constituait les
trois quarts environ des revenus totaux: le produit
des douanes. Cependant, cette période durant la-
quelle les recettes annuelles passèrent de 10 à
100 millions fut, en soi, une période d'équilibre
financier ;

c) de 1914 à 1919. Comme le relève le Conseil
fédéral (mess. p. 2), la première guerre mondiale mit
fin à la paisible évolution de la politique financière
fédérale. Elle mit à rude épreuve l'assise constitu-
tionnelle des finances de la Confédération. Les re-
cettes douanières diminuèrent de plus de la moitié
et tombèrent à 44 millions en 1918. Cependant, les
dépenses, conséquences de la mobilisation et de
l'augmentation du coût de la vie, s'élevaient sans
cesse. Les frais de mobilisation atteignirent 1190 mil-
lions. Les dépenses annuelles passèrent de 127 à
648 millions. Des déficits annuels furent enregistrés
dont la moyenne est d'environ 173 millions. En 1913,
la fortune de la Confédération était de 102,5 millions ;
en 1919, son endettement était de 1086,3 millions.

Le rétablissement de l'équilibre des comptes fut
tenté par la voie des économies et par l'augmenta-
tion des recettes existantes, d'abord. On déchargea
le compte d'administration en en éliminant les frais1

de mobilisation qui firent l'objet d'un compte spé-
cial. On procéda de même, d'ailleurs, par la suite,
pour d'autres dépenses consécutives à la guerre:
abaissement du coût de la vie, lutte contre le chô-
mage, par exemple. On voulait hâter le retour à
l'équilibre du compte ordinaire et permettre l'amor-
tissement, au cours des années à venir, du compte
des dépenses spéciales.

Ces mesures ne suffirent pas. La création de nou-
velles recettes se révéla indispensable. Il apparut
clairement que l'assise constitutionnelle des finances
fédérales n'était pas adaptée aux besoins des périodes
de guerre et de crise.

A l'effet de couvrir les besoins courants, on insti-
tua, en 1917, des droits de timbre sur les documents
concernant des opérations commerciales.

Pour amortir les dépenses extraordinaires, on prit
les mesures suivantes : institution, en 1915, du pre-
mier impôt fédéral direct, sous le nom d'«impôt
fédéral de guerre non renouvelable», perçu en 1916
et 1917 et dont le renouvellement, pour les années
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1921 à 1932, fut décidé en 1919 et institution, en
1916, d'un «impôt fédéral sur les bénéfices de guerre»,
perçu pendant les années 1915 à 1920.

Les recettes annuelles s'élevèrent de 113 millions,
en 1913, à 423 millions, en 1919;

d) de 1920 à 1932. Le message du Conseil fédéral,
du 22 janvier 1948 (p. 7/8), caractérise ainsi cette
période durant laquelle l'équilibre fut rétabli, cepen-
dant que l'endettement qui avait atteint 1567 mil-
lions, à fin 1925, était ramené à 1321 millions, à fin
1932:

«La crise sociale qui éclata aussitôt après l'armis-
tice dissipa bien vite l'espoir de remettre d'aplomb
les finances fédérales à l'aide du deuxième impôt de
guerre, de l'impôt sur les bénéfices de guerre, des
droits de timbre et d'un relèvement modéré des
taxes douanières. La hausse des prix qui se pour-
suivit après la fin des hostilités entraîna alors de très
fortes dépenses pour assurer l'approvisionnement du
pays et lutter contre le renchérissement. D'autres
dépenses furent encore nécessaires jusqu'en 1921
pour l'aide aux chômeurs et la lutte contre la crise
économique.

»L'année 1922 marque le début d'une période de
détente de dix ans. De 1926 à 1932, les recettes
ordinaires, complétées par le produit des impôts de
guerre* couvrirent toutes les dépenses. Il y eut même
quelques excédents de recettes qui permirent de ré-
duire la dette d'environ 250 millions de francs en
sept ans ; l'endettement, qui avait atteint son maxi-
mum en 1925, diminua dès lors progressivement,
grâce à un amortissement systématique. Il est clair
que durant cette période d'amélioration, personne
ne pensa à étendre les droits constitutionnels de la
Confédération en matière de recettes. En autorisant
la Confédération à imposer le tabac (art. 41ter) et en
réservant sa part du produit de l'imposition de l'al-
cool (art. 34quater), on donna, en revanche, une base
constitutionnelle aux mesures à prendre pour assurer
la couverture des dépenses fédérales en faveur de la
future assurance-vieillesse et survivants.»

En fait, la couverture des besoins courants béné-
ficia d'une modification du tarif douanier (1920/
1921), de la majoration, puis de la réorganisation des
droits de douane sur les tabacs (1920), de l'extension
des droits du timbre aux coupons de titrés (1921), du
relèvement des visa sur les benzines et benzols pour
moteurs (1923), de l'institution des droits d'entrée
supplémentaires sur l'orge, le malt et la bière au lieu
d'un impôt sur la bière (1927) et d'un nouveau dé-
veloppement des droits du timbre (1927). En 1927,
également, fut établi un plan d'amortissement, en
40 ans, du solde passif des 1567 millions au 1er jan-
vier 1926;

e) de 1933 à nos jours. C'est la période contem-
poraine, la plus mouvementée, la plus incertaine
aussi. Elle fut caractérisée, du point de vue des dé-
penses, par la nécessité dans laquelle la Confédéra-
tion fut placée, d'abord de parer aux conséquences
de la terrible .crise économique mondiale de 1933 à
1936, puis d'assumer, sur le plan militaire, les frais
du renforcement de notre défense nationale, dès
1936, ceux de la mobilisation 1939-1945 et ceux du
plan de réarmement dont l'exécution, décidée en
1951, se poursuit encore et, enfin, de faire face à des
tâches nouvelles qui lui furent confiées dans tous les
domaines. Cela tandis que l'augmentation du coût de

la vie accroissait ses dépenses ordinaires dans tous-
lés secteurs de l'administration.

Cette même période fut marquée, du point de vue
des recettes, par l'octroi à la Confédération de re-
cettes nouvelles extraordinaires, nombreuses et va-
riées, produits d'une fiscalité directe ou indirecte,
certaines déclarées uniques qui furent renouvelées,
toutes prévues pour une durée limitée mais dont on
escomptait souvent qu'elles dureraient. Ces res-
sources nouvelles étaient destinées, soit à combler
les déchets enregistrés dans les recettes ordinaires,
soit, surtout, à couvrir, dans la mesure du possible,
les dépenses extraordinaires.

C'est ainsi que nous connûmes, successivement:
aa) les arrêtés fédéraux concernant les premier

et deuxième programmes financiers des 13 octobre
1933 et 31 janvier 1936, relatifs aux mesures extra-
ordinaires et provisoires destinées à rétablir l'équi-
libre financier. Ils marquèrent la réaction de l'Etat
en face du déséquilibre de ses finances. Munis de la
clause d'urgence et, partant, soustraits à la votation
populaire, ils constituèrent un droit de nécessité.
L'arrêté fédéral du 28 octobre 1937 prorogea leur vali-
dité d'un an au delà du 31 décembre 1937.

Ces arrêtés, pris avec la ferme volonté d'em-
pêcher atout prix un nouvel endettement, tendaient
à réaliser des économies et à accroître les recettes et
comprenaient, pour la première fois, les C.F.F. dans
l'assainissement. Le message (p. 4 et 5) constate à
cet égard :

«On obtint des économies en renonçant à ac-
croître certains fonds et en suspendant leurs intérêts,
en réduisant les subventions fédérales, les traite-
ments et la solde militaire et en diminuant les dé-
penses pour immeubles, matériel et frais d'adminis-
tration. On créa de nouvelles recettes : institution
d'une contribution de crise, majoration et dévelop-
pement des droits de timbre, institution d'un impôt
sur le tabac, augmentation des droits de douane sur
le tabac, le café, le thé, le sucre, les carburants pour
moteurs et les matières premières pour la brasserie,
institution d'un impôt sur les boissons, d'un droit de
timbre sur les quittances de douane et de supplé-
ments de prix sur les huiles et graisses comestibles,
prélèvements sur le fonds de l'assurance-vieillesse et
survivants et sur le fonds des assurances.

» Grâce à ces mesures, le résultat des comptes
d'administration des années 1934 à 1938 put être
amélioré d'environ trois quarts de milliard de francs.
Les déficits des comptes se maintinrent dans les
limites modérées. L'endettement ne s'accrût que
d'environ 200 millions de francs,'malgré l'emprunt
de défense nationale de 1936 mais les dépenses ne
purent ê'tre comprimées. Elles passèrent, entre 1933
et 1938, de 513 à 703 millions de francs.»

bb) l'arrêté fédéral du 30 septembre 1938 pré-
voyant un régime constitutionnel transitoire de trois
ans, soit pour les années 1939, 1940 et 1941. Cet
arrêté, présenté le 19 août 1938 par le Conseil fédé-
ral, fut accepté par le peuple et les cantons le 27 no-
vembre 1938.

Il faisait suite à l'échec, devant les Chambres,
d'un projet de réforme constitutionnelle durable
proposé le 18 mars 1938 par le Conseil fédéral. Il
avait été inspiré par la nécessité de proroger les
mesures inscrites dans les programmes financiers et
le désir de régler la situation dans les limites et non
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plus en marge de la Constitution. De fait, il n'apporta
guère d'innovations mais assura, sur une base cons-
titutionnelle, la continuation, avec quelques atté-
nuations et pour les années 1939 à 1941, des mesures
extraordinaires décidées en 1933 et 1936. Il autorisa,
de plus, le versement a la Caisse fédérale du produit
de l'imposition du tabac et de l'alcool, après déduc-
tion d'un montant annuel de 18 millions de francs
réservés à des buts sociaux et affecta aux services
des dépenses extraordinaires pour l'armement le
produit de l'impôt de crise prolongé à cet effet jus-
qu'à l'institution d'un impôt pour la défense na-
tionale de durée limitée.

Le 22 décembre 1938, les Chambres adoptaient
les dispositions d'exécution relatives au régime cons-
titutionnel transitoire. L'arrêté fédéral du 6 avril
1939, accepté par le peuple et les cantons le 4 juin
1939, accorda à la Confédération le droit de prélever
un impôt de compensation en vue d'amortir par-
tiellement les dépenses qu'elle était autorisée à en-
gager pour créer des possibilités de travail;

ce) les arrêtés fédéraux urgents ou pris en vertu
des pleins pouvoirs de fin 1939 à fin 1949 et qui
modifièrent complètement ou remplacèrent, de 1940
à fin 1950, la législation existante.

A la fin de 1939, la taxe d'exemption du service
militaire fut doublée.

Le 12 juin 1940, usant de ses pleins pouvoirs, le
Conseil fédéral décidait l'institution d'un impôt sur
les bénéfices de guerre dont le produit était destiné
à couvrir les frais de mobilisation.

L'arrêté du Conseil fédéral du 30 avril 1940 pres-
crivant des mesures propres à amortir les dépenses
militaires extraordinaires et à ordonner les finances
fédérales eut pour effet d'introduire, entre autres, un
prélèvement sur la fortune, qui devait être unique
appelé «sacrifice de la défense nationale», un impôt
direct sur la fortune et sur le revenu frappant les per-
sonnes physiques et morales, appelé «impôt pour la
défense nationale» qui remplaçait la contribution de
crise et un impôt sur le chiffre d'affaires. Il prolon-
geait la validité des programmes financiers jusqu'à
fin 1945 et autorisait un prélèvement de 325 millions,
dont 75 millions pour la création de possibilités de
travail, sur le fonds d'égalisation des changes de la
Banque nationale.

L'arrêté du Conseil fédéral du 13 octobre 1942
créa l'impôt sur le luxe.

Les arrêtés du 20 novembre 1942 instituèrent
une surtaxe s'ajoutant à l'impôt de défense natio-
nale, un deuxième «sacrifice pour la défense natio-
nale» et une augmentation de l'impôt sur le chiffre
d'affaires.

L'arrêté du 1er septembre 1943 prescrit la per-
ception d'un impôt anticipé dont les taux furent
majorés en 1944 en même temps que furent unifiés
les taux des droits de timbre sur les coupons.

Toutes ces mesures, en tant qu'il ne s'agissait pas
d'impôts uniques ou des programmes financiers de
1933 et Ì936, étaient valables jusqu'à fin 1949. A son
tour, la validité des programmes financiers fut pro-
rogée jusqu'à fin 1949, par arrêté urgent du 21 dé-
cembre 1945.

Par arrêté fédéral urgent du 21 décembre 1949
sur le régime financier de 1950 et 1951, la durée de
validité de l'ensemble de ce droit fiscal extraordi-
naire fut prorogée jusqu'au 31 décembre 1950 — et

non pas à fin 1951, comme il avait été prévu d'abord
— dans l'idée qu'il céderait alors la place à un sys-
tème nouveau et durable ;

dd) le régime actuellement en vigueur qui e«t
celui de l'arrêté fédéral du 23 septembre 1950 sur le
régime financier de 1951 à 1954, adopté par le peuple
et les cantons le 3 décembre 1950. Il s'agit là d'un
régime transitoire sur les dispositions duquel il serait
vain d'insister.

Nous pouvons ainsi constater que pendant une
période de plus de 21 ans (13 octobre 1933 au 31 dé-
cembre 1954), le régime financier de la Confédération
aura été régi soit par des dispositions constitution-
nelles transitoires (5 ans), soit par un droit de néces-
sité créé par des arrêtés fédéraux munis de la clause
d'urgence et soustraits à la votation populaire ou
par des arrêtés du Conseil fédéral pris en vertu des
pleins pouvirs (16 ans).

Une telle situation est anormale et chaotique.
On peut le constater sans faire de reproche à qui-
conque et en admettant qu'elle est la conséquence
de circonstances de force majeure et qu'en ce qui le
concerne, le Conseil fédéral a pris l'initiative, à plu-
sieurs reprises, d'y mettre un terme en donnant une
base constitutionnelle durable au régime des finances
de la Confédération.

Son projet du 18 mars 1938 ne rencontra pas
l'approbation des Chambres et fut repoussé par le
Conseil national, le 24 mars 1938, à une voix de
majorité. Il semble que les mesures qu'il prévoyait
à l'effet de freiner les dépenses soit la cause de cet
échec. -

Son projet du 22 janvier 1948 fut bien adopté par
les Chambres le 21 mars 1950 mais avec de très
importantes modifications qui en changeaient la
structure. Il fut repoussé lors de la votation popu-
laire du 4 juin 1950.

L'effort tenté aujourd'hui en vue de parvenir à
stabiliser, sur le plan constitutionnel, le régime des
finances fédérales et à cesser de vivre presque au
jour le jour, doit être salué dans son principe. Son
aboutissement serait un facteur de sécurité, non
seulement pour le Conseil fédéral qui doit pouvoir
prévoir s'il entend gouverner mais encore pour le
contribuable qui n'aime pas que le régime fiscal
auquel il est assujetti soit sans cesse modifié.

3. Lès finances de la Confédération sont sorties
fort meurtries de la crise de 1933 à 1936 et surtout
de la guerre 1939-1945. L'endettement qui était de
1322 millions de francs, à fin 1932, passa à 1931 mil-
lions de francs, à fin 1939, pour s'inscrire à 8571 mil-
lions de francs à fin 1947. Depuis lors, ce montant
a pu être légèrement réduit mais était encore de
7800 millions de francs au 31 décembre 1951. Les
premiers résultats connus des comptes de l'exercice
1952 ne sont pas encourageants et ne font guère
naître l'espoir d'une réduction de l'endettement. Ces
chiffres ne tiennent pas compte des dettes des C.F.F.

La guerre a été rapidenent suivie d'une nouvelle
tension internationale dangereuse qui a valu à la
Confédération de nouvelles dépenses.

Le_ peuple suisse a repoussé, le 6 juillet 1952,
l'arrêté fédéral destiné à assurer la couverture par-
tielle des dépenses estimées à 1464 millions de francs,
qui sont la conséquence du renforcement, décidé en
1951, de notre défense nationale. Il semble que ces
dépenses devront encore être amorties jusqu'à con-



Nouveau régime des finances fédérales 80 17 mars 1953

currence de 900 millions de francs dès 1955. C'est
d'autant que l'endettement de la Confédération sera
augmenté.

ConstatonSj ici déjà et avant que j'y revienne,
que, contrairement à ce que pense une partie de
l'opinion publique, aucun montant destiné à l'amor-
tissement de la dette et des dépenses de réarmement
n'est portée en compte dans les prévisions du mes-
sage relatives aux charges futures de la Confédéra-
tion.

Relevons enfin, qu'abstraction faite de l'amor-
tissement des dettes, il est exclu que la Confédération
puisse couvrir ses dépenses ordinaires, à partir du
l.er janvier 1955, au moyen des seules ressources non
limitées dans le temps qui lui demeureront acquises
lorsque les dispositions constitutionnelles qui lui
assuraient dès recettes extraordinaires auront cessé
de déployer leurs effets. Cela est indiscutable, même
si l'on veut escompter une plus-value des recettes
ordinaires et exiger des économies certainement pos-
sibles. Il suffit, pour s'en convaincre, d'étudier, avec
esprit critique et objectif, les chiffres qu'avance le
Conseil fédéral. Ce dernier a établi des prévisions de
recettes et de dépenses soit pour la période qu'il
appelle «favorable», soit pour celle qu'il appelle de
«crise». N'aurait-il pas pu considérer une période
simplement normale ? Mais peut-être le Conseil fédé-
entend-il par favorable une période normale qu'il
oppose à un temps de crise avec les diminutions de
recettes et l'accroissement des charges en résultant ?

Quoi qu'il en soit, je m'en tiendrai aux chiffres
prévus pour la période dite favorable. Une époque
troublée, en effet, présente trop d'aléas et d'incerti-
tudes pour que les prévisions la concernant ne soient
pas déroutées par la réalité. Des crises peuvent être
de nature très diverse et leur intensité varier à l'ex-
trême. Si elles surgissent, elles nécessiteront et justi-
fieront des mesures extraordinaires qui seront prises
s'il y a lieu. Pour y parer, partiellement du moins,
la Confédération mettra à contribution les réserves
— environ 400 millions de francs - constituées dans
ce but.

Les prévisions faites pour les périodes appelées
favorables arrêtent les recettes ordinaires de la Con-
fédération à 935 millions et ses dépenses à 1555 mil-
lions. Il est évident que si l'écart de 620 millions
peut être réduit, il ne pourra pas être comblé par
une augmentation des recettes ordinaires, des droits
de douane notamment et par une compression" des
dépenses. Un fait est donc certain: il est nécessaire
de prendre des mesures qui déploieront leurs effets
dès le 1er janvier 1955.

4. Tel est le point de départ du problème posé et
qu'entend résoudre le projet du Conseil fédéral. Le
législateur doit mettre à la disposition de la Con-
fédération, par voie constitutionnelle, dès le 1er jan-
vier 1955 et durant un temps n'allant pas au delà de
celui pour lequel des prévisions financières peuvent
être établies avec une certaine certitude, les res-
sources dont elle a besoin, soit pour faire face aux
charges découlant d'une administration parcimo-
nieuse exercée dans le cadre de ses compétences, soit
pour amortir ses dettes.

J'affirme, avec force, que tout impôt direct ou
indirect porte à la propriété privée une atteinte dont
la légitimité suppose que l'Etat ne sorte pas du cadre
de ses attributions constitutionnelles et légales et

qu'il dépense sans se départir d'un esprit judicieux
d'économie.

Il est également indispensable d'assurer une
équitable répartition des charges entre les contri-
buables et une attribution de la matière imposable
à la Confédération et aux cantons respectivement
qui tienne compte du caractère fédératif de notre
Etat.

5. Le problème d'ensemble est d'ordre politique
avant d'être d'ordre financier. C'est ce qui en
augmente et l'importance, et les difficultés, tout en
soulignant sa portée nationale.

a) Les dépenses de la Confédération sont fonc-
tion des tâches qu'elle assume. Il en est auxquelles
elle ne saurait se soustraire et dont personne ne
pourrait la décharger; leur ampleur ne dépend pas
toujours, et de loin, de sa seule volonté mais est
fixée par des événements qu'elle ne commande pas.
Je songe aux conflits internationaux, aux grandes
crises économiques, au chômage, à certaines néces-
sités d'ordre social.

Il est d'autres attributions, en revanche, qui lui
seront reconnues ou refusées suivant la conception
qu'on a du rôle de l'Etat en général ou encore des
rôles respectifs de la Confédération et des cantons.
Que telle ou telle conception l'emporte et les tâches
de la Confédération seront amplifiées ou réduites.
Problèmes politiques !

Constatons, dans cet ordre d'idées, que les seuls
à être logiques avec eux-mêmes sont incontestable-
ment les partisans de l'étatisme et des interventions
multiplées de la Confédération. Les tenants de
l'économie privée, ceux de l'autonomie cantonale,
les adversaires des interventions étatiques, marquent
trop souvent une évidente contradiction entre leurs
théories et leur comportement. Tels qui ne cessent
de blâmer l'expansion de l'administration fédérale
et de gémir sur ses exigences fiscales, sont les pre-
miers à quémander et à implorer, lorsque ce n'est
pas à exiger, des subventions. Tels qui refuseraient
volontiers d'acquitter le tribut dû à César lorsque
leurs affaires prospèrent, n'hésitent pas à solliciter
l'aide fédérale dès qu'ils ont quelques soucis et
trouveraient mauvais qu'elle leur fût refusée. Pour
trop de gens, la seule économie légitime est celle
qui se fait au détriment du voisin, de même que le
seul impôt juste est celui qu'on n'acquitte pas soi-
même! Il faut faire les finances de sa politique et
tirer les conséquences de ses actes. On ne saurait,
tout à la fois, mettre sans cesse la Confédération à
contribution et lui refuser les ressources indispen-
sables. On ne saurait se plaindre de devoir payer ce
qu'on l'oblige à dépenser. Si les dépenses fédérales
sont la conséquence inéluctable d'actes politiques,
inspirons-nous de l'axiome du baron Louis et faisons
de bonne politique pour avoir, en temps normal du
moins, de bonnes finances !

b) La nature des charges et leur répartition entre
contribuables, la détermination de la matière fiscale,
la fixation des taux proportionnels ou progressifs des
contributions, les défalcations à autoriser à la base
sont également autant de problèmes qu'on envisage
sous l'angle de conceptions politiques et sociales. Il
n'en est pas autrement de la discrimination à {aire
entre les recettes qui doivent être réservées à la Con-
fédération et celles qui doivent être attribuées aux
cantons. Point n'est besoin d'insister.
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c) Si l'influence du facteur politique augmente
l'importance du problème, elle en rend la solution
plus ardue. Le message de 1948 le relevait déjà'en
ces termes :

«Le peuple suisse présente une grande diversité
en ce qui concerne la langue, la confession, les opi-
nions politiques, les professions et quant aux groupes
ethniques et culturels qui le composent. Cette diver-
sité suscite nécessairement des divergences d'opinions
au sujet de la politique financière de l'Etat fédéral.
Ce sont les principes politiques et les vues écono-
miques inspirées par la position sociale des individus
qui dictent les opinions à l'endroit de cette poli- (
tique.»

Cette constatation, rapprochée de la nécessité de
faire œuvre qui puisse être pratiquement réalisée,
met en évidence que la solution du problème, eu
égard à la constellation politique et à l'expérience
des scrutins, ne pourra être qu'une œuvre de com-
promis tenant compte, aussi équitablement que pos-
sible, de conceptions et d'intérêts divergents. Aucun
groupement politique n'étant en mesure d'imposer
ses seules conceptions, chacun devra se préoccuper
de celles d'autrui et rechercher si les unes et les
autres peuvent être conciliées en vue de sauvegarder
les intérêts essentiels de la collectivité.

C'est parce qu'il s'est toujours agi de compromis
comportant des solutions que d'aucuns ne peuvent
accepter qu'à titre transitoire, en fonction des diffi-
cultés du moment, plus encore qu'en raison des diffi-
cultés qu'il y a à prévoir et à engager l'avenir, que
la durée de validité de tout aménagement des finan-
ces fédérales a été régulièrement limitée. C'est no-
tamment pour ne pas accumuler les hostilités contre
le projet que votre commission n'a pas voulu accueil-
lir certaines propositions controversées ou qu'elle
en a renvoyé la solution à la loi. Il en a été ainsi des
propositions touchant au maintien de l'impôt com-
pensatoire, à la fixation du taux de l'imposition des
ristournes et rabais accordés par les sociétés coopé-
ratives, au renforcement de la péréquation financière
internationale ou encore à l'accentuation de ce qu'on
appelle le frein aux dépenses. C'est le même souci
qui l'a conduite à prendre des mesures pour em-
pêcher qu'un impôt général ou limité sur les boissons,
les vins indigènes et la bière en particulier, ne soit
introduit par le truchement de l'impôt sur le chiffre
d'affaires. Autant de problèmes qui seront évoqués
lors de la discussion des détails du projet. Ce faisant,
votre commission n'a point voulu systématiquement
condamner toutes les propositions qu'elle n'a pas
retenues mais elle a estimé à tout le moins inoppor-
tun de les introduire dans un projet déjà combattu
par divers milieux.

Une œuvre de compromis que les Chambres
acceptent par froide raison et avec résignation, ne
sera d'ailleurs pas nécessairement bien accueillie par
le peuple. Le citoyen se laisse guider, dans son vote,
davantage par celles des dispositions qui lui dé-
plaisent que par celles qui rencontrent son approba-
tion.

d) Certaines réalités s'accomodent mal et même
pas du tout d'un rigorisme doctrinal buté. Elles
peuvent, non seulement justifier mais • encore im-
poser des tempéraments, momentanés, du moins, à
l'application de certains principes lorsqu'il ne sont
point de ceux sur lesquels la conscience interdit de
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transiger. L'évolution de notre éco'nomie, la modifi-
cation de la structure financière de la Confédération,
l'augmentation, jusqu'à un certain point inéluctable,
de ses tâches et, partant, de ses besoins, l'apparition,
à de brefs intervalles, de situations extraordinaires,
soit de deux guerres mondiales qu'a séparées une
crise économique profonde, sont autant de faits qu'on
ne saurait ignorer et avec lesquels le maintien rigide
de certains axiomes ne cadrerait plus. Sous l'empire
de la nécessité, l'Etat fédéral peut être contraint à
mettre à contribution, pour un temps, des sources
de revenus qui lui sont refusées, en règle générale,
parce qu'ils sont réservés aux cantons. Lui ôter
toute possibilité d'y puiser, quels que soient ses be-
soins, équivaudrait à exclure systématiquement, du
point de vue financier, toute solution raisonnable, à
créer, maintenir ou amplifier le déséquilibre de ses
comptes et à augmenter son endettement.

Je pense, ici, tout particulièrement à l'impôt
fédéral direct dont la majorité de la commission
accepte le principe auquel ni mon groupe, ni moi-
même, ne nous rallions. Il est néanmoins certain que
la légitimité de sa perception - tout comme celle d'un
prélèvement sur la fortune au cas de circonstances
de force majeure — a dû être reconnue à plusieurs
reprises parce qu'elle était justifiée en raison des
conditions du moment. On ne saurait affirmer qu'il
n'en ira jamais plus ainsi à l'avenir.

Le reconnaître n'est pas faire de l'opportunisme :
c'est tout simplement être réaliste et apporter une
contribution positive à la solution de problèmes
angoissants.

e) On ne saurait non plus éluder les difficultés en
affirmant que la Confédération n'a qu'à adapter ses
dépenses à ses recettes. Sans doute, comme tout
Etat, a-t-elle le devoir de limiter ses dépenses à un
minimum mais il n'en est pas moins vrai qu'elle a
des devoirs et des obligations d'ordre juridique ou
moral auxquels elle ne saurait se soustraire en in-
voquant l'insuffisance de ses recettes ordinaires. Il
lui est, par ailleurs, impossible de fixer équitable-
ment l'effort fiscal sans se préoccuper des dépenses
auxquelles il doit correspondre. A ce défaut, l'effort
exigé serait arbitraire et pourrait aller au delà de ses
besoins légitimes.

Aussi, faut-il reconnaître que la Confédération
est en droit d'exiger que des ressources suffisantes
soient mises à sa disposition, qui lui permettent de
couvrir les charges qu'elle doit nécessairement
assumer.

L'emprunt pourra suppléer à des difficultés de
trésorerie momentanées mais il ne remplacera pas,
de manière durable, l'effort du contribuable, non
seulement parce qu'il ne peut être augmenté indé-
finiment mais encore parce qu'il doit être remboursé.

Quant aux tâches facultatives, la Confédération
ne saurait s'en charger que dans la mesure où ses
recettes ordinaires lui permettent d'en faire les frais.
Elles ne doivent pas être étendues au delà et leur
coût ne justifie pas l'octroi de ressources extra-
ordinaires.

6. C'est à la lumière de ces considérations, sans
intention de sacrifier délibérément des principes
mais sans parti pris d'ignorer la réalité, qu'il faut
examiner si le projet du Conseil fédéral tel qu'il a été
admis, dans ses lignes essentielles, par la majorité de
votre commission, peut servir de base à la discussion
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et si l'entrée en' matière doit être décidée. Votre
commission a voté l'entrée en matière par 24 voix
contre 2 et 2 abstentions et a repoussé une proposi-
tion de renvoyer le projet au Conseil fédéral par
24 voix contre 3.

III. Le projet du Conseil fédéral. 1. Il appelle
quelques observations d'ordre général que je voudrais
formuler ainsi :

a) il ne tend certainement pas à une réforme des
finances fédérales dans la plénitude de ce terme mais
vise tout simplement à assurer à la Confédération
les.recettes dont le Conseil fédéral estime qu'elle aura
besoin pour couvrir,.pendant 20 ans dès le 1er janvier
1955, ses dépenses, estimées, si les temps demeurent
favorables, à 1555 millions annuellement;

b) il met l'accent bien davantage, sur les recettes
que sur la réduction des dépenses. Je reviendrai sur
cet aspect de la question;

c) il s'agit d'un projet d'arrêté constitutionnel
qui se borne à statuer, dans leurs principes, les
compétences attribuées à la Confédération en ma-
tière fiscale et à énoncer les droits qu'elle exercera.
Les modalités d'application sont renvoyées à la légis-
lation d'exécution à l'endroit de laquelle le referen-
dum pourra être exercé si le peuple entend se pro-
noncer.

Certains taux maximums d'imposition sont néan-
moins fixés dans l'arrêté, ce qui constitue une garan-
tie pour le contribuable;

d) la majorité de votre commission s'en est
tenue, dans ses très grandes lignes, au projet. Elle
s'est abstenue d'en modifier l'économie et s'est laissé
guider, à de rares exceptions près, par les considé-
rants du message.

2. Les principes fondamentaux, a) le Conseil fédé-
ral n'a pas la prétention de proposer des solutions
inédites. Il reprend, dans ses grandes lignes, son
projet du 22 janvier 1948 avec les modifications
qu'y avait apportées le Conseil national, le 10 juin
1949;

b) le projet consacre l'attribution à la Confédéra-
tion des recettes fiscales ordinaires qui lui sont déjà
attribuées par la Constitution sans limitation de
durée. Je n'insiste pas ;

c) partant de l'idée qu'en- période favorable, les
dépenses ordinaires de la Confédération s'élèveront
annuellement à 1555 millions, montant qui ne sera
couvert que jusqu'à concurrence de 975 millions par
les recettes ordinaires, le Conseil fédéral propose que
des recettes supplémentaires soient décidées, à titre
définitif ou temporaire, pour un montant total de
805 millions. Il attend :
aa) de Fextension et de la majo-

ration des droits de timbre. Fr. 30 000 000.—
bb) de l'impôt fédéral direct de

défense nationale» » 250 000 000.—
ce) de l'impôt anticipé » 75 000 000.—

dd) de l'impôt sur le chiffre
d'affaires combiné, dit-il
dans le message, avec l'im-
pôt sur la bière et l'impôt
sur le luxe » 450 000 000.—

Soit ensemble Fr. 805 000 000.—
somme dont il y a lieu de déduire les montants qui
seront remis aux cantons.

Ces 805 millions, ajoutés à 935 millions prove-
nant des recettes ordinaires, doivent assurer à la
Confédération, après déduction de 88 millions aban-
donnés aux cantons, un montant net de 1652 millions
suffisant pour couvrir 1555 millions de dépenses et
laisser un excédent actif présumé de 97 millions
(message, p. 46).

Le Conseil fédéral constate que, si l'on donne
suite à ses propositions, on peut s'attendre à ce que,
en période de prospérité économique, la Confédéra-
tion puisse disposer librement d'environ 100 millions
par année pour amortir l'excédent de sa dette ou
pour faire des réserves de crise, pour autant qu'elle

' ne doive pas se charger de tâches spéciales de grande
étendue, notamment de nouvelles dépenses supplé-
mentaires d'armement;

d) l'extension et la majoration des droits de
timbre, le maintien de l'impôt anticipé et celui de
l'impôt sur le chiffre d'affaires n'appellent pas ac-
tuellement de commentaire ;

e) il en va tout autrement du maintien de l'impôt
fédéral direct dont la perception met en cause, sur
le plan des principes politiques, les rapports entre
Confédération et cantons bien davantage encore que
les rapports entre Confédération et contribuables.
Comme il s'agit d'un problème crucial, il est oppor-
tun de l'aborder dans la discussion sur l'entrée en
matière.

L'arrêté fédéral du 21 mars 1950 conférait à la
Confédération la faculté de demander aux cantons,
sous forme de contingents, un montant annuel de
70 millions. Cet arrêté a été repoussé par le peuple
suisse, le 4 juin 1950. On affirme volontiers, non sans
rencontrer de contradicteurs, que l'opposition sou-
levée par le'" système des contingents est une des
causes principales d'e cet échec.

Le Conseil fédéral tire, sans regrets apparents,
argument de cette affirmation et propose de rem-
placer les contingents cantonaux par l'impôt fédéral
direct mais avec cette différence que, si les contin-
gents devaient procurer 70 millions par an, la Con-
fédération attend 200 millions nets de l'impôt direct,
savoir 250 millions dont 50 millions constituent la
part des cantons.

Le Conseil fédéral préconise un impôt dit de dé-
fense nationale qui doit frapper le rendement net, le
capital et les réserves des sociétés à base de capitaux
et des sociétés coopératives, ainsi que le revenu des
autres personnes physiques ou juridiques sans impôt
complémentaire sur la fortune. Le projet prévoit,
pour les sociétés, le remplacement des taux progres-
sifs actuels par un taux proportionnel de 7% qu'une
minorité propose de fixer à 6%. La suppression de
l'impôt complémentaire sur la fortune est un allége-
ment de la charge fiscale par rapport à la législation
actuelle. A noter cependant que le taux maximum
de l'imposition progressive des personnes physiques
ou juridiques est portée à 15%. Une minorité veut
abaisser ce maximum à 12,5% et une seconde mino-
rité entend le porter à 20%. Le produit de cet.impôt,
contrairement à ce que prévoyait le budget de 1948,
ne doit pas être réservé à l'amortissement des dé-
penses de mobilisation mais servir à la couverture
des dépenses générales de la Confédération. Partant,
ce n'est qu'indirectement et dans l'hypothèse d'un
excédent de recettes qu'il contribuera à réduire la
dette.
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Le Conseil fédéral s'est arrêté à cette formule
après avoir éliminé, pour des raisons qui pourraient
être exposées lors de la discussion de détail, d'autres
impôts concevables tels que: impôt fédéral sur les
successions, impôt fédéral sur les revenus élevés,
impôt fédéral sur le revenu avec impôt complémen-
taire sur la fortune, impôt fédéral sur le revenu ou
d'autres modalités d'imposition: répartition de la
compétence fiscale selon les sujets imposables (can-
tons : personnes physiques ; Confédération : personnes
morales), ou répartition de la compétence fiscale
suivant les objets imposables (Confédération: les
titres et leur rendement; cantons: autre fortune et
autres revenus). Le Conseil fédéral a également re-
noncé à maintenir l'impôt compensatoire. La com-
mission a adopté, soit expressément, soit tacitement,
le point de vue du Conseil fédéral à cet égard.

Pour l'exécutif, l'impôt fédéral direct est la solu-
tion durable de l'avenir et il l'exprime en termes non
équivoques dans son message :

«Les deux guerres mondiales ainsi que les trans-
formations et les complications dont elles ont été
suivies dans la politique et l'économie de notre
monde, ont amené, en Suisse également, une au-
gmentation notable des charges publiques, qui a dû
être supportée surto,ut par la Confédération. C'est
pourquoi dans le rapport entre les besoins financiers
de la Confédération, d'une part, et ceux des cantons et
communes, d'autre part, il s'est produit, au dés-
avantage de la Confédération, des changements qui
ne permettront plus, pour longtemps, de suivre le
principe de droit public, respecté jusqu'en 1914,
selon lequel la Confédération doit se borner à perce-
voir des droits de douane et des impôts indirects
(voir sur cette question les explications du message
du 22 janvier 1948: F.F. 1948, I, 460 à 462; tirage à
part 132 à 134). Ce fait, confirmé de nouveau par
les explications données au chapitre III, n'a été con-
testé sérieusement par personne dans les délibéra-
tions qui ont eu lieu jusqu'ici. Les opinions n'ont
divergé que sur le point de savoir si les prestations
au titre des impôts directs en faveur de la Confédéra-
tion doivent revêtir la forme d'un impôt fédéral
direct, celle d'une combinaison de plusieurs impôts
fédéraux ou celle de contingents cantonaux.»

La majorité de la commission s'est ralliée au pro-
jet du Conseil fédéral. Elle a admis que, sur le plan
financier et sur celui de la technique fiscale, l'impôt
direct constituait une source de recettes nécessaires.
Elle a également été de l'avis que son introduction
était justifiée sur le plan politique. L'identité de
vues de ceux qui formèrent la majorité s'arrête là.
En effet :

aa) les uns ont considéré que l'impôt direct était
légitime, même s'il ne devait servir qu'à couvrir les
besoins ordinaires de la Confédération; d'autres ont
pensé, avant tout, aux possibilités qu'il offrait d'a-
mortir la dette de mobilisation, éventuellement de
couvrir en partie les dépenses de réarmement;

bb) pour les premiers qui sont les plus nombreux,
l'impôt direct est entré dans les mœurs-puisqu'il est
perçu depuis des décennies, c'est-à-dire de manière

) ininterrompue dès l'année 1921, à la seule exception
de l'année 1933 et que le peuple a approuvé sa per-
ception à quatre reprises. L'importance accrue des
tâches de la Confédération ne permet plus de la ren-
voyer à se contenter des contributions indirectes. Il

y a lieu, enfin, de maintenir le rapport traditionnel
entre les charges grevant la possession et celles
grevant la consommation. Le parti socialiste, en
particulier, déclare qu'il lui serait impossible d'ac-
cepter l'impôt sur le chiffre d'affaires - lequel n'est,
d'ailleurs, pas combattu — et qu'il a soutenu contre
l'initiative du parti communiste, si l'impôt direct
n'était pas admis simultanément. Pour plusieurs, on
ne saurait perdre de vue que cet impôt fournit à la
Confédération les moyens d'assurer la péréquation
intercantonale puisqu'il lui permettra de distribuer
aux cantons «pauvres», sous forme de subventions,
des sommes prélevées dans les cantons «riches»;

ce) pour les'seconds, parmi lesquels je me range,
l'impôt direct doit demeurer réservé aux cantons
et ne peut être perçu par la Confédération qu'excep-
tionnellement, pendant un temps limité et pour
couvrir des besoins extraordinaires auxquels elle ne
peut faire face autrement. Pour bien marquer leur
position, ils ont proposé, sans succès, que l'impôt
sur le chiffre d'affaires soit inscrit au nombre des
recettes ordinaires permanentes de la Confédération,
cependant que l'impôt direct ne serait perçu que
durant 15 ans. Ce faisant, ils ont considéré que la
Confédération ne pourrait guère plus se passer, à
l'avenir, du produit de l'impôt indirect qu'est l'im-
pôt sur le chiffre d'affaires dont il ne fallait, dès lors,
pas limiter la durée. Partant de l'idée que la situa-
tion financière de la Confédération est la conséquence
de la guerre, certains estiment qu'à défaut de con-
tingents cantonaux, l'impôt direct peut représenter
une contribution équitable et indispensable du
revenu aux frais d'une mobilisation décrétée pour
assurer la défense du pays. Ces frais ont dépassé la
somme de 6 milliards de francs.

La proposition du Conseil fédéral d'introduire
un impôt de défense nationale a donc été admise
mais l'adhésion qu'elle a reçue n'est pas née d'une
identité de pensées et de conceptions entre tous ceux
qui ont contribué à former la majorité.

Votre commission a lié le sort de l'impôt sur le
chiffre d'affaires dont le principe n'était pas com-
battu, à celui de l'impôt direct et a fixé la durée
de l'un et de l'autre à 20 ans.

L'extension des droits de timbre et l'impôt anti-
cipé, en revanche, ne seraient pas limités dans le
temps.

C'est exactement ce que préconise le Conseil
fédéral.

3. Le projet et les cantons, a) On a souvent
répété qu'il était regrettable que les cantons parti-
cipent autant qu'ils le font, soit directement, soit
sous forme de subventions, aux recettes de la Con-
fédération et que leurs finances dépendent, dans des
proportions souvent considérables, d'une telle parti-
cipation. Ils- sont exposés, dit-on, à perdre ainsi
leur indépendance et à ce que leur souveraineté
devienne de plus en plus fictive. Ils n'oseraient plus
lutter contre l'emprise d'une fiscalité dont ils sont
les bénéficiaires et qu'ils encourageraient même dans
la coulisse. Ces critiques sont trop absolues. Elles
expriment, sous une forme trop peu nuancée, un
regret compréhensible.

Les dépenses ' des cantons se sont également
accrues considérablement alors que la Confédéra-
tion prétend aujourd'hui frapper elle-même une
matière imposable qui leur était normalement
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réservée. L'impôt fédéral limite, en fait, nécessaire-
ment les taux des impôts cantonaux puisqu'il faut
éviter que la superposition des impôts directs, fédé-
raux et cantonaux, n'aboutisse à une spoliation. Il
est équitable que la Confédération tienne compte de
cette situation en abandonnant aux cantons une
part des impôts qu'elle perçoit sur une matière im-
posable qu'ils «exploitaient» seuls auparavant.

L'octroi judicieux de subventions est l'une des
formes de l'entraide confédérale et de la péréqua-
tion financière en vertu de laquelle, par le truche-
ment de la Confédération, les cantons économique-
ment faibles sont aidés par ceux qu'on appelle
«riches». Une politique de subventionnement a
cependant des limites fixées par les ressources dis-
ponibles normales de la Confédération et ne saurait
justifier une extension quasi-illimitée de la fiscalité
fédérale.

Ceci posé, constatons que le projet fait aux
cantons une part plus large que l'arrêté du 21 mars
1950. Non seulement, il entend les libérer pratique-
ment de l'obligation de payer les contingents — bien
que l'article constitutionnel énonce cette source de
recettes possibles — mais encore, il améliore leur
situation sur divers points;

b) l'arrêté de 1950 supprimait la part des cantons
. aux bénéfices de la Banque nationale qui est de
80 et. par tête d'habitants. Le projet la maintient;

c) l'arrêté de 1950 supprimait la part des cantons
àia taxe d'exemption du service militaire pour ne
leur accorder qu'une provision d'encaissement de
8%. Le projet maintient cette suppression mais porte
la provision à 20%;

d) l'arrêté de 1950 supprimait la part des can-
tons aux droits de timbre fédéral. Le projet la main-
tient telle quelle à raison de 20%;

e) l'arrêté de 1950 fixait à 50% mais jusqu'à
concurrence d'un maximum de 30 millions de francs
la part des cantons au produit des droits sur les
carburants pour moteurs. Le projet maintient cette
participation mais sans fixation d'un maximum.
Cette participation comprend les montants alloués
aux cantons d'Uri, des Grisons, du Tessin et du
Valais, pour l'entretien de leurs routes alpestres
internationales, par 1590000 francs au total;

f) l'arrêté fédéral de 1950 ne prévoyait pas une
participation des cantons au produit d'un impôt
fédéral direct pour la simple raison qu'il n'introdui-
sait pas un tel impôt. Le projet du Conseil fédéral
de 1948, en revanche, qui la proposait, envisageait
l'abandon aux cantons d'une provision de 10% en
lieu et place des 30% à eux remis jusqu'alors. Le
projet actuel arrête ce taux à 20%;

g) le projet, en revanche, ne reprend pas la dis-
position de l'arrêté de 1950 selon laquelle la Con-
fédération devait affecter le 5% de l'impôt anticipé
rétrocédé aux cantons à favoriser la péréquation
intercantonale ;

h) on peut supposer enfin, que les répercussions
du projet sur les finances des cantons ne les con-
traindront pas, d'une manière générale, à reviser
leurs législations fiscales.

4. Dispositions diverses. Il y a lieu d'en signaler
cinq, dans l'intention de fournir une vue complète
de l'économie du projet. Elles seront commentées,
s'il y a lieu, lors de la discussion de détail :

a) le projet fait à la Confédération l'obligation
de prendre, en considérant la situation économique
du moment, les mesures nécessaires pour équilibrer,
de façon durable, ses recettes et ses dépenses. Elle
doit viser, en particulier, à amortir les déficits qui
se produiraient. Les excédents de recettes doivent
être affectés à l'amortissement de la dette;

b) il prévoit que la majorité des membres des
deux Conseils législatifs est requise pour ordonner
des dépenses uniques ou périodiques d'une certaine
importance ; une loi d'exécution réglera la matière ;

c) il pose également les principes dont la Con-
fédération doit s'inspirer dans l'attribution des sub-
ventions aux cantons en lui prescrivant de prendre
en considération, sauf dispositions contraires, leur
capacité financière ;

d) l'article 2 permet à la Confédération de pren-
dre, par voie législative, des dispositions contre les
privilèges injustifiés accordés à des contribuables en
particulier;

e) l'article 5 enfin, contient des dispositions
transitoires.

IV. La discussion du projet au sein de la com-
mission. 1. L'exposé qui précède est notamment le
reflet d'une partie de la discussion qui s'est élevée,

,au sein de la commission, soit sur des questions de
principe, soit sur des problèmes d'importance secon-
daire.

Avant de traiter la proposition de minorité qui
tend à renvoyer le projet au Conseil fédéral, je vou-
drais brièvement signaler trois autres points sur les-
quels la discussion a encore porté:

2. La question a été soulevée de savoir si les
sociétés à base de capitaux ou les sociétés coopéra-
tives ne devraient pas être imposées sur les béné-
fices qu'elles distribuent et non pas sur ceux qu'elles
réalisent comptablement (Ausschüttungssteuer).
Elle a été résolue négativement à la majorité de 15
voix contre 6.

3. Votre commission a également repoussé, à la
majorité, une proposition tendant à permettre, pour
le calcul du revenu imposable, la défalcation des
impôts cantonaux et communaux acquittés par le
contribuable.

4. Enfin la proposition faite de prélever des
suppléments à l'impôt de défense nationale pour
amortir les dépenses d'armement a été rejetée par
14 voix contre 6.

V. La proposition de renvoyer le projet du Con-
seil fédéral. 1. Une minorité de la commission, sans
contester la nécessité de régler les recettes de la
Confédération, à partir du 1er janvier 1955, estime
qu'il y a lieu de régler parallèlement ses dépenses
et d'en réduire le volume. Elle considère que des
recettes ne peuvent être accordées que dans la
mesure où elles doivent couvrir des dépenses indis-
pensables, supputées dans un esprit parcimonieux.
Elle se dit convaincue qu'une compression des
dépenses est possible et que, lorsqu'elle aura été
décidée et réalisée, la Confédération pourra renoncer
à une partie des recettes extraordinaires qu'elle
sollicite, notamment au prélèvement d'un impôt
fédéral direct. Elle s'en dit d'autant plus persuadée ,
qu'il y a lieu d'escompter avec certitude une amélio-
ration du rendement des douanes consécutive à la
revision envisagée du tarif douanier. Constatant que
le projet est établi en fonction du volume actuel des
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dépenses et qu'il ne marque pas de tendance à leur
réduction, la minorité reproche au Conseil fédéral
d'avoir choisi une solution de facilité, de n'avoir fait
aucun effort pour résoudre l'ensemble des données
du problème et entreprendre une véritable réforme
des finances de la Confédération, de n'avoir pas
entrepris une œuvre créatrice et de n'être pas. sorti
des sentiers battus de pratiques fâcheuses et d'une
routine administrative condamnable. Pour tous ces
motifs, elle demande qu'il ne soit pas entré en
matière, en l'état, sur le projet et qu'il soit renvoyé
au Conseil fédéral pour qu'il étudie — parallèlement
à la création d'impôts nouveaux - l'introduction de
principes constitutionnels relatifs aux économies à
réaliser dans l'avenir en matière de personnel et de
subventions.

Les critiques.de la minorité correspondent à un
sentiment qui paraît de plus en plus répandu dans
de larges couches de la population et elles se font
l'écho des préoccupations d'une grande partie de
l'opinion publique du pays. Il serait vain de fermer
les yeux à cette évidente réalité si l'on ne veut pas
s'exposer à un douloureux réveil au lendemain du
scrutin populaire.

2. Les inquiétudes de l'opinion publique et les
perspectives limitées de faire aboutir le projet
devant le peuple, ne sauraient constituer, à elles
seules, un motif d'abandonner l'œuvre en gestation.
Les Chambres ne peuvent, en songeant à l'électeur,
parodier le mot célèbre: je suis leur chef, donc je les
suis! Leur devoir consiste à arrêter les dispositions
qu'elles croient conformer à l'intérêt général et à
convaincre le corps électoral. Elles feraient œuvre
vaine si elles entendaient persister dans une voie
sans issue et voter des textes qui ne trouveront jamais
grâce devant le peuple.

Demandons-nous, dès lors, si les réserves de la
minorité de la commission sont fondées et si elles
justifient le refus d'entrer en matière. Des économies
sont-elles possibles ? Si oui, peuvent-elles être im-
posées par. voie constitutionnelle et sont-elles de
nature à rendre inutiles tout ou partie des impôts
nouveaux ?

3. Le peuple suisse désire des économies. Il a
manifesté son ̂ sentiment, récemment encore, à l'oc-
casion de diverses votations populaires. Sans doute,
sait-il témoigner une clairvoyante compréhension
à l'endroit de projets d'intérêt général mais il paraît
las d'une emprise sans cesse grandissante du pouvoir
étatique, d'une augmentation constante et en flèche
des dépenses publiques et d'une fiscalité qui, quoi-
qu'on en veuille dire, est très lourde et prive l'écono-
mie privée de montants appréciables. Il demande,
dans sa majorité, une démobilisation des services
publics, un retour de l'Etat au rôle qui en justifie
l'existence, en un mot: plus de libertés et moins de
dépenses. II veut bien acquitter des impôts mais
il entend que son argent ne serve qu'à couvrir des
dépenses nécessaires, engagées dans l'esprit de pru-
dence qui caractérise le bon père de famille. Il en
a assez d'entendre, sans cesse, justifier des impôts
nouveaux par prétexte qu'ils seraient à tout prendre
supportables, «tragbar», pour qui les acquitte: il veut
bien plutôt être certain qu'ils sont indispensables.

4. On le comprend d'autant mieux que chacun
ne peut partager le pessimisme et le découragement

que le Conseil fédéral manifeste quant aux possi-
bilités de réaliser des économies.

Le Conseil fédéral, en effet, proclame la nécessité
d'administrer dans un esprit d'économie. On doit
économiser, dit-il, partout où il est possible de le
faire. Cette manière de voir est partagée par la
généralité des membres de la commission et n'a été
combattue par personne.

Quant il s'agit de traduire de si bon principes en
actes, le Conseil fédéral paraît abandonner la partie
et avouer son impuissance. Son représentant cons-
tate qu'on parle d'économies sans indiquer lesquelles
pourraient être réalisées et ajoute qu'une économie
de 10 millions de francs par ci ou de 10 millions
par là ne changera rien à l'affaire. Il paraît perdre
de vue qu'il appartient, en premier lieu, à l'exécutif,
mieux placé pour juger des possibilités, non seule-
ment de proposer et d'opérer des économies mais
avant tout de justifier les dépenses et de démontrer
qu'elles sont inévitables.

Il est vrai que le pessimisme et le manque d'illu-
sions duConseil fédéral peuvent s'expliquer, enpartie,
par les expériences décevantes qu'il a souvent faites
— lors de la session de décembre 1952 encore - quand
il a proposé, d'une manière un peu schématique qu'il
y aurait lieu d'abandonner à l'avenir mais avec une
évidente bonne volonté, des compressions de dépen-
ses. Il est certain qu'il n'est pas facile de réaliser des
économies car elles touchent souvent à des intérêts
qui sont âprement défendus, intérêts parfois diver-
gents mais qui, lorsqu'ils se sentent menacés, se
coalisent pour emporter la décision.

Il n'en demeure pas moins que des réductions de
dépenses sont possibles. Votre commission n'est pas,
entrée dans les détails puisqu'elle a, comme le lui
proposait le Conseil fédéral, renoncé à établir un
plan des dépenses, tel qu'il en avait été établi un
en 1950. Elle a considéré que de tels plans étaient
vite bouleversés par les réalités et qu'il en avait été
ainsi de celui de 1950. Elle s'est donc bornée, dans
sa majorité, à prendre acte du fait que le Conseil
fédéral présentera ultérieurement des rapports sur
les réductions qu'il envisage dans les domaines des
dépenses militaires et des subventions. Mon rôle
n'est pas d'entrer, ici, dans les détails mais je ne
puis, en ce qui me concerne, manquer d'être frappé
par la circonstance que le Conseil fédéral pense
consacrer, à l'avenir, au titre de dépenses ordinaires
- dépenses extraordinaires d'armement et amor-
tissement de la dette non compris - un montant de
1555 millions de francs par année, alors que les
mêmes dépenses ont été, en moyenne, de 1360 mil-
lions de 1947 à 1951 et que le plan établi pour les
années 1950 et suivantes, les arrêtait à 1253 millions
de francs. J'admets que ce dernier montant était
calculé en fonction de prévisions que la réalité a
partiellement déroutées mais l'écart demeure trop
considérable pour être justifié. Ce d'autant plus que
le plan de 1950 prévoyait, pour le service de la dette,
un montant de 346 millions, alors que ce service
s'inscrit aujourd'hui à 280 millions de francs seule-
ment.

Mon sentiment est avivé si je compare certains
chiffres, aujourd'hui admis comme intangibles, avec
ceux de certaines dépenses moyennes de 1947 à 1951.
Les frais pour le personnel passent de 155 millions
à 165 millions, les dépenses générales de 126 à 150



Nouveau régime des finances fédérales 86 17 mars 1953

millions, les subventions générales de 197 à 220 mil-
lions. Les frais pour le personnel sont influencés par
une adaptation des traitements tenant compte du
coût de la vie. Aussi bien n'est-ce pas aux traite-
ments que j'en ai mais aux effectifs qui ont aug-
menté, dans certains départements, dans des pro-
portions effarantes sur lesquelles je suis prêt à four-
nir des précisions, effectifs qu'il faut réduire sans
brutalités mais en utilisant toutes les occasions qui
s'offrent. Aux termes du message, seules les dépen-
ses militaires doivent être comprimées pour être
ramenées à un maximum de 500 millions de francs.
La fixation de ce maximum est une décision lourde
de conséquences et qui engage notre responsabilité
à l'égard du pays.

5. Le projet du Conseil fédéral contient une
unique disposition de nature à limiter les dépenses
en général. C'est lorsqu'il propose l'insertion d'un
article 42ter dans la Constitution fédérale, article
dont l'alinéa 2 prévoit une majorité qualifiée pour
le vote, par les Chambres, de certaines dépenses. En
revanche, l'obligation de prendre les mesures néces-
saires pour équilibrer, de façon durable, les recettes
et les dépenses n'implique pas davantage une réduc-
tion des dernières qu'elle n'exclut une augmentation
des premières. A cela près, rien ne traduit, dans les
textes, la volonté du Conseil fédéral d'économiser.
Une telle carence est, d'un point de vue psycholo-
gique, une erreur qui risque de n'être pas sans lende-
main. ,

6. Le Conseil fédéral l'explique par des argu-
ments qui ne sont pas dépourvus de pertinence et
qui ont emporté la conviction de la majorité de la
commission. Il faut, en effet, reconnaître que la ques-
tion des économies est un problème de gouverne-
ment qui ne peut être résolu que par la volonté du
Conseil fédéral et par celle des Chambres. Il est exclu
de cristalliser, dans un texte constitutionnel, les
modalités d'une réduction de dépenses. On conçoit
mal un article de la Constitution qui fixerait le
nombre ou le traitement des fonctionnaires, le maxi-
mum admis pour les dépenses d'armement ou encore
des règles rigides concernant l'octroi des subven-
tions. Il s'agit là de problèmes ressortissant à la
gestion des affaires publiques. Des dispositions
d'application de nature budgétaire ou comptable,
qu'elles concernent le détail des dépenses ou celui
des recettes, n'ont pas leur place dans la Constitu-
tion. Les dépenses varient avec les conditions du
moment et il y aurait des inconvénients majeurs
s'il fallait modifier la Constitution fédérale au fur
et à mesure des circonstances nouvelles. Une telle
obligation risquerait de paralyser la marche normale
de l'administration ou alors de conduire à l'élabora-
tion répétée, en marge du contrôle populaire, d'un
droit de nécessité auquel il est trop volontiers recouru
en certaines circonstances.

Faute de pouvoir insérer dans la Constitution
des dispositions de détail et d'apglication, on en
serait réduit à y faire figurer certaines déclarations
de principe de caractère déclamatoire.

De semblables proclamations ne servent à rien
si ce n'est à tromper. Elles éveillent un sentiment
de fausse sécurité, puisque tout dépendra, en fin de
compte, de la manière dont elles seront traduites
en actes.

Sans mettre en doute la générosité des intentions
de la minorité de la commission, on peut soutenir
qu'il est préférable de ne pas éveiller le sentiment
d'une vaine sécurité.

Le silence du projet à l'endroit des économies ne
signifie pas qu'elles ne soient pas nécessaires ou pos-
sibles mais doit être interprété en ce sens qu'elles
ont à être réalisées dans un autre cadre. Il appar-
tient au gouvernement de les imposer. Souhaitons
que le Conseil fédéral ne soit pas le seul à les vouloir
mais qu'il soit aidé par l'administration et que les
Chambres, non seulement le secondent dans ses in-
dispensables efforts mais encore prêchent d'exem-
ple. La volonté commune du législatif et de l'exé-
cutif peut suffire; si elle fait défaut, les textes cons-
titutionnels les mieux étudiés seront inefficaces.

Cette manière de concevoir les choses ne répond
pas à un sentiment de résignation et à l'attente d'un
miracle qui ne viendra jamais. On veut espérer que
le miracle se produira. Le Conseil fédéral n'a-t-il pas
promis — ce dont il y a lieu de prendre acte — qu'il
ferait prochainement rapport sur la possibilité de
réduire certaines dépenses consenties pour le Départe-
ment militaire et pour les subventions ? N'avons-
nous pas la possibilité d'appuyer la motion que vient
de déposer notre collègue, M. Alfred Borei, si nous
voulons enrayer la spirale des dépenses ? Le peuple
suisse, enfin, n'aura-t-il pas son mot à dire lorsqu'il
se prononcera sur deux initiatives populaires qui
viennent d'être lancées et que je salue personnelle-
ment avec satisfaction puisqu'elles tendent, .l'une
à instituer un frein parlementaire aux dépenses et
l'autre, un contrôle plus serré de l'administration
fédérale ?

Tout cela est fort bien mais rien ne se révélera
aussi efficace que la volonté du Conseil fédéral et
des Chambres. Nous avons à appliquer au cas parti-
culier ces considérations générales et à nous deman-
der si, nonobstant l'augmentation de recettes qu'elle
peut escompter et la réduction des dépenses qu'elle
doit réaliser, la Confédération a besoin du produit
de l'impôt fédéral direct pour équilibrer ses comptes.
Si oui, la cause serait entendue. Sinon, l'introduc-
tion de cet impôt devrait être refusée. C'est, au fond,
le nœud du problème pour qui veut l'examiner sans
parti pris et sans fermer les yeux à la réalité.

Le problème est mal situé par les partisans de
l'impôt direct lorsqu'ils posent à leurs contradic-
teurs la question de savoir par quoi ils entendent en
remplacer le produit. Ils considèrent comme allait
de soi que la Confédération a besoin des 200 millions
de francs qu'elle en escompte au lieu de se demander
si ce besoin existe réellement. Ils font également
erreur lorsqu'ils prétendent faire de la perception
d'un tel impôt direct la condition de la perception
de l'impôt indirect qu'est l'impôt sur le chiffre
d'affaires.

Le problème est mal posé par les adversaires de
l'impôt lorsqu'ils affirment péremptoirement que la
Confédération peut s'en passer et prétendent le
résoudre exclusivement par des économies.

Les uns et les autres conforment leur attitude à
leurs conceptions politiques respectives plutôt qu'ils
ne se placent sur le terrain réaliste des chiffres. Je
pense que la vérité se situe sur un plan quelque peu
différent et je voudrais discuter chiffres.
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Je me baserai sur ceux que le message énonce,
espérant qu'ils ont conservé leur valeur depuis le
23 janvier 1953!

Le Conseil fédéral escompte un excédent de recet-
tes d'environ 100 millions de francs de l'acceptation
de ses propositions. Si l'impôt fédéral direct est
refusé, cet excédent de recettes se traduira par un
déficit de 100 millions. J'ai peine à me convaincre
qu'un déficit de cet ordre ne puisse pas être résorbé
par les augmentations^ de recettes douanières qui
suivront la mise en vigueur du nouveau tarif et par
les économies à réaliser. Je ne crois pas exagérer en
estimant les premières à 50 millions de francs ni
être trop exigeant en attendant 50 millions des
secondes. J'ai la conviction que les comptes peuvent
être équilibrés sans impôt fédéral direct. Cet impôt -
je le rappelle - ne saurait être introduit pour dis-
penser la Confédération d'économiser et lui per-
mettre de dépenser davantage.

Il y a, toutefois, lieu de considérer que des comp-
tes simplement équilibrés ne permettraient aucun
amortissement, ni de la dette, ni des dépenses spé-
ciales d'armement.

Un tel amortissement paraît s'imposer en période
de prospérité. On discute sans doute, aujourd'hui,
de l'opportunité qu'il y a d'amortir une dette publi-
que. Alors que le principe du remboursement de
telles dettes était, il n'y a pas longtemps, considéré
comme un dogme, les Etats, sous l'empire de la
nécessité et au risque de donner le plus fâcheux
exemple à leurs administrés, s'accommodent volon-
tiers d'une théorie nouvelle selon laquelle les dettes
publiques n'ont pas à être amorties, dans la mesure
où leur volume et leurs charges ne sont pas hors de
proportion avec la fortune ou le revenu national. Tel
paraît être, aujourd'hui, le sentiment du Conseil
fédéral, au contraire de celui qu'il défendait en 1948.
Il a renoncé à prévoir un amortissement fixe de la
dette et à y affecter le produit de l'impôt direct
pour envisager un amortissement lorsque le bénéfice
révélé par les comptes le permettra. Le danger est
grand dès lors que le produit de l'impôt direct ne
serve, en définitive, qu'à permettre d'enfler les dé-
penses courantes alors que ces dernières devraient
être comprimées et que l'équilibre des comptes de-
vait être obtenu sans que ce produit puisse être dis-
trait de son but: amortir la dette. La circonstance
que les fonds centraux de l'A.V.S. sont actuellement
les gros prêteurs de la Confédération et qu'ils seraient
en peine de placer les montants remboursés, n'est
pas étrangère à la manière actuelle de voir du Con-
seil fédéral. Je ne veux pas discuter ici des avantages
et des risques qui peuvent résulter d'une telle poli-
tique mais déclarer simplement en ce qui me con-
cerne que l'amortissement des dettes, en période
favorable, s'impose d'autant plus que l'on doit comp-
ter avec des temps de troubles ou de crise, c'est-
à-dire avec des dépenses extraordinaires et des exer-
cices déficitaires qui se traduiront par un nouvel
endettement. Les résultats de l'exercice 1952, pour-
tant une année de prospérité économique, donnent
encore à réfléchir. De nouvelles dettes ne seront sup-
portables que dans la mesure où les anciennes auront
été réduites. L'accumulation des unes et des autres
constituerait un fardeau intolérable auquel il ne
pourrait être fait face que par des moyens draco-
niens de spoliation ou alors par l'inflation. Peut-être

d'aucuns escomptent-ils cela? Une politique qui
consisterait à dépenser, pour ses besoins courants et
sans esprit d'économie, tous ses revenus, à laisser
subsister ou s'accumuler des dettes, jusqu'au
moment où leur charge deviendra écrasante et devra
être allégée par une fiscalité exagérée, n'aura jamais
mon appui.

Je crois donc, personnellement, à la nécessité
d'amortir les dettes de la Confédération. Un amor-
tissement de 200 millions de francs par an laisserait
subsister, d'ici 20 ans, une dette de 4 milliards de
francs au moins dont devra se charger une autre
génération. Ce chiffre constitue un minimum si l'on
tient compte de la situation actuelle et suppose que
de nouvelles dettes ne seront pas contractées. Le
montant de 200 millions de francs correspond pré-
cisément au produit escompté de l'impôt direct.
C'est dans la mesure où son produit permettra
l'amortissement de la dette que l'impôt fédéral
direct paraît justifié pour un temps limité. J'ajoute
que si, comme d'aucuns le craignent, les impôts
nouveaux rapportaient plus qu'il n'est nécessaire
pour assurer ^équilibre des comptes et l'amortisse-
ment normal de la dette, les Chambres auront en
tout temps la faculté de décréter une réduction de
leurs taux, à moins qu'il ne paraisse indiqué de
constituer des réserves de crise.

Votre commission s'est ralliée, dans sa majorité,
non seulement au projet mais encore aux considé-
rants du Conseil fédéral dont elle a admis implicite-
ment les calculs. Elle n'a pas pris position sur le
problème de l'amortissement de la dette et ne l'a
pas lié à celui de l'impôt fédéral direct. Elle a tout
simplement retenu que la Confédération n'était pas
en mesure, eu égard à l'ensemble de ses charges, de
renoncer à prélever un impôt direct.

J'ai donc exprimé, par ce qui précède, unique-
ment un point de vue personnel et les motifs qui
ont guidé ma conviction.

VI. Conclusions. Je crois pouvoir les énoncer de
la manière suivante:

1. La Confédération sera privée, dès le 1er janvier
1955, des ressources extraordinaires que lui assure
l'arrêté fédéral du 23 septembre 1950 sur le régime
financier 1951 à 1954.

2. Il est exclu que la Confédération puisse, à
l'avenir, mieux que pendant un passé déjà long,
équilibrer ses comptes au moyen des seules ressour-
ces ordinaires qui lui sont assurées sans limitation
de durée. Les adversaires les plus résolus du projet
en conviennent.

3. Il y a lieu d'assurer à la Confédération, pour
l'avenir, comme ce fut le cas dans le passé, un cer-
tain nombre de ressources extraordinaires sans les-
quelles l'équilibre de ses comptes ne saurait être
réalisé. Personne ne le conteste. Les avis divergent
quant à la nature et à l'importance des recettes
nouvelles qu'il convient d'octroyer. Le maintien d'un
impôt fédéral direct donne particulièrement lieu à
discussion. •

4. Le projet du Conseil fédéral tend à assurer
l'équilibre des comptes dès le 1er janvier 1955. A
cet effet, il prévoit un certain nombre-de recettes
extraordinaires dont l'impôt fédéral direct notam-
ment.

5. Votre commission, dans sa majorité, est d'avis
que le projet du Conseil fédéral est judicieux, qu'il
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est adapté aux circonstances et que la perception
d'un impôt fédéral direct est indispensable dans les
conditions actuelles. Elle estime que cet impôt se
justifie au même titre que l'impôt sur le chiffre
d'affaires et que l'un et l'autre doivent être intro-
duits pour une période de 20 ans durant laquelle
leurs résultats pourront être expérimentés.

6. Sans être aussi absolu et, tout en demeurant
un adversaire de principe de l'impôt fédéral direct,
on doit reconnaître que la perception de cet impôt
est justifiée lorsqu'elle est indispensable pour couvrir
les dépenses inéluctables de l'a Confédération. En
l'espèce, quoi qu'on puisse attendre de l'augmenta-
tion de certaines contributions indirectes ou encore
de la compression des dépenses, l'impôt fédéral
direct est .nécessaire pour amortir les dettes de la
Confédération dont une grande partie est consécu-
tive à la guerre.

7. Votre commission vous propose, dès lors, dans
sa majorité, de passer outre à toute demande de
renvoi et d'entrer en matière.

Il est normal en revanche que chacun réserve
son attitude lors de la votation finale et la fasse
dépendre des décisions qui seront prises en cours de
délibérations. S'il paraît indiqué de ne pas refuser
de discuter le projet du Conseil fédéral, il n'est pas
dit que ceux-là mêmes qui auront voté l'entrée en
matière s'en déclareront partisans s'il n'est pas
amélioré sur certains points.

En ce qui me concerne personnellement je crois
qu'il faut lier le problème de l'impôt fédéral direct
à celui de l'amortissement de la dette. Je réserve
mon attitude pour le cas où les propositions de
minorité que j'ai appuyées seraient rejetées.

M. Chaudet, rapporteur de la minorité: La pro-
position de renvoi que j'ai eu l'occasion de défendre
devant la commission est motivée par une attitude
d'opposition, cela va sans dire, à l'introduction du
principe de l'impôt direct dans la Constitution fédé-
rale. Je pars, en effet, de l'idée que si nous devions
un jour accepter cette décision comme une néces-
sité inévitable, nous ne devrions le faire qu'après
avoir mis tout en œuvre pour chercher à nous tirer
d'affaire par des moyens plus conformes à l'organi-
sation politique du pays.

Avant d'aborder la justification proprement dite
de ma proposition, je tiens préalablement à protes-
ter contre la manière dont l'autorité fédérale a pro-
cédé, dans cette affaire, à la consultation des can-
tons> Nous sommes loin des promesses qui m'ont
été faites en 1947, lorsque j'ai eu l'occasion de déve-
lopper un postulat sur la collaboration de la Con-
fédération et des cantons en matière d'élaboration
des lois fédérales.

Alors que les organisations économiques ont dis-
posé d'un temps assez long pour examiner les propo-
sitions du Conseil fédéral, les cantons n'ont eu
qu'une quinzaine de jours pour exprimer leur opi-
nion. Il y a bien eu, il est vrai, une consultation
officieuse des chefs des départements des finances
qui a précédé, sauf erreur, la conférence d'informa-
tion réunie par M. Weber, conseiller fédéral, mais
les cantons n'ont pas eu en main un projet complet
avant qu'il soit remis aux membres des Chambres
fédérales. Nous ne saurions passer sous silence cette
manière de procéder qui fait fi des autorités aux-

quelles on devrait avoir recours avant de consulter
les organisations économiques.

Cela dit, je veux rappeler qu'au moment où nous
avons voté le régime financier valable pour la
période de 1950 à 1954, nous avons considéré cette
période comme un répit accordé au Conseil fédéral
pour lui permettre de s'atteler enfin, après toute la
succession des régimes d'exception que nous avons
vécus, à une vraie réforme des finances fédérales,
c'est-à-dire à la mise en œuvre d'un système fiscal
conforme à notre statut fédératif et à notre organi-
sation politique.

Il n'est pas exagéré de dire que la lecture du
message nous a procuré à cet égard de grosses décep-
tions. Nous avons constaté d'emblée que le projet qui
nous est soumis n'est rien d'autre qu'un aménage-
ment du régime existant, prévoyant certaines modifi-
cations de taux d'imposition mais n'apportant aucun
changement fondamental au programme fiscal que
nous pratiquons aujourd'hui. On peut donc affirmer
en tout état de cause que si nous devions accepter
ce projet, ce ne serait que dans le même but qu'en
1950, c'est-à-dire pour donner à l'autorité fédérale
le temps d'élaborer enfin la réforme qui nous paraît
s'imposer. Une durée de 20 ans ne saurait donc en
aucun cas se justifier. Elle devrait être ramenée à
4 ou 5 ans au maximum.

En fait, on a évité de considérer le problème qui
se pose comme un problème politique. Tant que
nous ne l'envisagerons pas sous cet angle, nous nous
contenterons évidemment de la solution la plus
facile, celle qui évite de soulever des oppositions,
de mettre en cause des questions importantes ; celle
qui pourrait passer devant les Chambres et peut-
être devant le peuple sans trop de peine pour la
simple raison qu'elle serait connue et qu'on en aurait
pris l'habitude.

Si nous voulons toutefois considérer l'intérêt plus
lointain que nous avons à tenter de mettre sur pied
un régime conforme à notre organisation politique,
nous admettrons que nous ne pouvons pas accepter
de nous en tenir à la solution de facilité mais qu'il
est de notre devoir de rechercher à tout prix des
solutions qui renforcent, au lieu de les affaiblir, les
bases de notre état fédératif.

Quelles sont les solutions possibles ?
Le message du Conseil fédéral en examine un

certain nombre, parmi lesquelles je n'en veux retenir
que deux, celles qui nous paraissent les plus inté-
ressantes et les plus justes.

Il y a tout d'abord la solution qui consisterait à
opérer un partage de la matière fiscale entre la Con-
fédération et les cantons car enfin, quand nous par-
lons d'opposition à l'impôt fédéral direct, nous
n'exprimons peut-être pas exactement le contenu
de notre pensée. Il s'agit moins de faire obstacle à
un tel impôt que de l'aménager pour éviter que la
Confédération, les cantons et les communes ne frap-
pent la même matière fiscale. Il importe que les
uns et les autres sachent en définitive sur quelles
prévisions de recettes ils peuvent fonder leurs bud-
gets respectifs. Il faut qu'ils connaissent exacte-
ment les limites de leurs possibilités d'imposition.
En effet, un des inconvénients du système actuel
est précisément celui de cette triple imposition avec
l'obligation d'établir deux sortes de déclarations
fort différentes l'une de l'autre. A côté de cet in-
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convénient mineur, nous devons nous arrêter à un
autre inconvénient — majeur celui-là — qui est celui
des rapports à établir entre les possibilités des pré-
lèvements fiscaux de la Confédération, des cantons
et des communes. Avec l'accroissement constant des
charges de la Confédération, qui est de 50 millions
de francs par an et qui absorberait ainsi, au bout
de 4 ans, le rendement présumé de l'impôt direct,
avec le fait qu'il est impossible de crever un certain
plafond des impôts sans nuire à l'économie générale
du pays, nous aboutirons sous peu à une situation
quasi inextricable parce que la Confédération aug-
mentera ses prélèvements, amenuisant ainsi d'au-
tant les possibilités fiscales des cantons et des com-

• munes.
On pourrait reprendre à cet égard l'exemple des

postes fédérales qui devaient assurer, de manière
durable, la franchise de port aux cantons. On sait
ce que cette assurance, donnée quand la nouvelle
régie faisait ses débuts, tend à devenir avec le temps.
Nous n'ignorons pas la valeur des objections qui
sont présentées à la proposition du partage de la
matière fiscale entre Confédération et cantons. Il
faudrait tenir compte de la situation des cantons
dont l'assiette fiscale repose essentiellement sur l'im-
position des personnes morales. C'est là un problème
technique qui jioit pouvoir trouver sa solution dans
l'établissement d'une clé de rétrocession en faveur
de ces cantons. On s'arrête surtout,-semble-t-il, à
la difficulté qu'il y aurait d'imposer à vingt-cinq
Etats la revision de leur loi d'impôt. Difficulté ne
veut pas dire impossibilité! Que faisons-nous d'au-
tre, au sein des gouvernements cantonaux et des
Grands Conseils, que de reviser constamment des
lois déjà en vigueur pour les adapter aux exigences
de l'évolution économique et sociale ? Il ne paraît
pas que les deux sources de difficultés auxquelles on
semble s'achopper doivent nous amener à renoncer
définitivement au partage de la matière fiscale
comme nous l'avons indiqué tout à l'heure. Une
étude approfondie nous permettrait probablement
de constater que cette solution est possible.

Dans le cas cependant où la dite étude viendrait
à révéler des inconvénients trop graves, je pense que
nous pourrions alors envisager l'application du
système des centimes additionnels. Ce mode de per-
ception est le seul à assurer à la Confédération des
recettes nouvelles, tout en sauvegardant l'autono-
mie cantonale. C'est incontestablement un système
qui rallierait les cantons attachés au principe du
fédéralisme, raison suffisante pour que nous en
demandions l'étude. Ainsi, chaque canton resterait
souverain en matière d'impôt. Cette modalité de
perception n'entraînerait la création d'aucun orga-
nisme nouveau ; elle apporterait avec elle la, simpli-
cité pour les pouvoirs publics et la commodité pour
les contribuables qui n'auraient aucune autre décla-
ration à remplir.

Politiquement, le principe des centimes addi-
tionnels permettrait de garantir aux cantons l'inté-
gralité du produit du travail et du capital comme
matière imposable, tout en assurant à la Confédéra-
tion les ressources indispensables à couvrir ses
dépenses. Chaque canton verserait à la Confédéra-
tion la part qui lui reviendrait, calculée au prorata de
la population, quitte à ce que les systèmes d'impôts
cantonaux entraînent des différences de traitement
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des contribuables dont la situation financière est
identique mais qui habitent des cantons différents.

La principale critique faite au système des cen-
times additionnels porte aussi sur l'inégalité fiscale
que sanctionnerait son application. Or cette inégalité
existe depuis que les autorités cantonales prélèvent
des impôts pour couvrir leurs dépenses. Le fait que
nous avons vingt-deux cantons implique l'idée que
nous pourrions avoir vingt-deux méthodes de per-
ception. Partout les taux sont différents, quand bien
même l'assiette des impôts est la même. Les inégali-
tés auxquelles il est fait allusion existent depuis
longtemps déjà entre communes. Les cantons n'ont
pas eu à s'en plaindre. Ils n'ont pas engagé les
contribuables à condamner un tel système.

L'inégalité fiscale entre cantons se justifie moins,
il est vrai, lorsqu'il s'agit de satisfaire aux dépenses
de la Confédération et plus particulièrement à celles
de la défense nationale. Je ne pense pas, cependant,
qu'on coure le risque de voir les cantons diminuer
leur taux d'imposition pour payer moins d'impôts
àia Confédération. Les cantons auront toujours leurs
besoins à couvrir. Il est douteux que certains d'entre
eux parviennent à renoncer à une partie de leurs
recettes actuelles dans le seul but de diminuer les
charges du fisc fédéral.

En ce qui concerne l'injustice que l'application
d'un tel système pourrait créer à l'égard des can-
tons économiquement faibles déjà lourdement char-
gés d'impôts, des mesures de péréquation financière
permettraient -de tenir compte de leur capacité fis-
cale. Les autorités fédérales disposent, pour cela,
de moyens d'appréciation, à commencer par les
indications sur le revenu, révélées par l'assurance-
vieillesse et survivants. Là aussi les difficultés aux-
quelles on s'achoppe sont d'ordre technique et c'est
le manque de volonté de réaliser une solution con-
forme à notre organisation politique qui paraît
arrêter l'autorité fédérale, beaucoup plus que la
hauteur de l'obstacle qu'il s'agit de franchir.

Le premier but de ma proposition de renvoi est
de demander au Conseil fédéral de reprendre l'exa-
men de l'entier du problème sur des bases nouvelles.
Le projet qui nous est présenté constitue un affai-
blissement immédiat pour les cantons. Ces derniers
abandonnent leur part au rendement net de la taxe
militaire, alors que leur part au rendement de l'im-
pôt direct tombe de 30 à 20%. Pour le canton de
Vàud, par exemple, ces deux abattements représen-
tent une perte de recettes de 3 200 000 francs. Nous
y consentirions plus volontiers si ce sacrifice avait
au moins l'avantage d'assurer le rétablissement de
l'équilibre budgétaire de la Confédération mais ce
n'est même pas le cas. Il suffit, pour s'en convaincre,
de se reporter aux déclarations du message du Con-
seil fédéral, qui estime que la Confédération pour-
rait réaliser dorénavant 100 millions de francs de
bénéfice dans les années normales mais subir 400
millions de francs de déficit dans les années de crise.
Il est permis de s'étonner aussi, en face de telles
perspectives, que le Conseil fédéral nous propose
d'abandonner certaines sources de recettes qui ont
leur justification dans, la vie économique du pays,
celles de l'impôt compensatoire ou celles de l'impôt
sur les ristournes des coopératives, par exemple.
Autant de raisons, n'est-il pas vrai, de reprendre
l'entier du problème à la base.

12
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Le deuxième but de ma proposition de renvoi,
pour le cas où l'étude demandée au Conseil fédéral
ne lui permettrait vraiment pas de proposer une
solution fédéraliste du problème fiscal, est de com-
pléter le programme qui nous est proposé. On a dit
souvent: Pas de réforme des finances fédérales sans
impôt direct. Nous pourrions dire à notre tour: Pas
d'impôt direct sans l'assurance que nous ferons des
économies. Pour éviter l'amenuisement des possi-
bilités cantonales et communales, nous voulons en
effet une contrepartie aux propositions d'impôts
nouveaux par l'introduction d'une règle constitu-
tionnelle ou par l'élaboration d'une loi. Il s'agit en
effet de parer d'ores et déjà au risque d'une aggra-
vation des charges fiscales fédérales qui jouerait au
détriment des cantons. J'ai lu quelque part une
affirmation selon laquelle j'aurais proposé à la com-
mission de Saint-Moritz des impôts nouveaux. On a
voulu jouer sur les mots. Le sens de ma proposition
est bien qu'on introduise des règles d'économie
parallèlement aux impôts nouveaux que le Conseil
fédéral serait amené à envisager dans le statut
durable des finances fédérales.

C'est presque une redite que rappeler ici l'une
des déceptions que nous a causé le message dans le
fait que nulle part il ne marque vraiment une volonté
de faire des économies. Vous me direz qu'on parle
beaucoup trop des économies et qu'elles ne sont en
réalité pas si faciles à trouver. Comme membre d'un
gouvernement cantonal, je ne l'ignore pas. J'ai
cependant la conviction que dans un certain nombre
de secteurs des compressions de dépenses seraient
encore largement possibles. Je ne veux pas parle.r
ici de dépenses de personnel car je sais que M. Per-
réard s'attachera spécialement à cette question. Je
ne veux pas non plus me livrer à une analyse du
budget militaire. J'ai cependant la conviction que
toute la conception que nous nous faisons de la
défense nationale pourrait être axée beaucoup plus
qu'elle ne l'est aujourd'hui sur le rôle de l'armée de
combat, celle qui doit être capable d'offrir à l'agres-
seur éventuel une possibilité de résistance telle qu'il
regarde à deux fois de s'engager dans une opération
trop meurtrière, comme ce fut du -reste le cas en
1914 et en 1940. Je ne méconnais certes pas la valeur
psychologique et humanitaire de l'argument qui dit
que dans une guerre totale il faut prendre la défense
des populations civiles ou qu'il faut s'organiser pour
vivre une longue période d'isolement dans des con-
ditions supportables. Il me paraît pourtant que cet
aspect-là du problème doit nous faire réfléchir. En
donnant des assurances à chacun sous une forme ou
sous une autre, nous n'ajoutons pas grand-chose à
notre potentiel de résistance et nous nous éloignons
de la mission essentielle de l'armée. Ne convient-il
pas, une fois encore, de centrer l'effort sur la carte
principale que nous pourrions être appelés à jouer ?

Le résultat de la votation populaire, en ce qui
concerne les mesures de protection antiaérienne,
montre que nous devrions laisser aux cantons et aux
communes la responsabilité d'organiser cette défense
et de la financer. Nous pourrions ainsi décharger le
budget militaire de dépenses très importantes.

Je songe aussi au domaine des subventions.
Quelques règles d'économie ne devraient-elles pas
présider à l'élaboration de lois nouvelles ou à la
revision de lois en vigueur ? Nous avons constaté,

dans le dernier budget, plus de 3 millions de francs
d'augmentation de dépenses sur des postes comme
l'assurance-maladie et l'assurance-chômage, alors
qu'il fallait comprimer d'un demi-million les crédits
affectés aux améliorations foncières, c'est-à-dire à
une œuvre constructive autant que productive à
longue échéance.

Nous pourrions citer beaucoup d'autres exem-
ples qui nous montreraient la nécessité d'une coordi-
nation des efforts en vue de l'accomplissement d'un
programme orienté non pas seulement sur un désir
de mieux-être, de satisfactions matérielles immédia-
tes mais sur le désir de consolider et d'assainir des
institutions que nous voulons durables.

Est-il normal que nous ayons dû verser plus de
22 millions de francs d'indemnités de chômage en
Suisse au cours d'une année de haute conjoncture
alors que nous étions en période de suremploi et que
nous occupions 25 000 unités de main-d'œuvre
étrangère ? Est-il raisonnable que les dispositions
légales permettent à des quantités de patrons de se
libérer à la première intempérie de courte durée du
paiement des salaires dont on charge les institutions
à caractère social ? Est-ce le rôle de l'Etat de vouloir
compenser ainsi les pertes et résorber tous les ris-
ques de l'économie ? L'Etat s'enfonce dans une
situation dont il ne peut se dégager que par la créa-
tion d'impôts nouveaux, ceux-ci constituant un
frein très grave à l'expansion économique. Je songe
encore à toute la résistance à laquelle nous devons
nous attendre de la part de l'administration lorsqu'il
s'agit de faire des économies. Nous en avons vécu
des expériences dans certains secteurs de nos
départements cantonaux. Dernièrement encore,
nous avons protesté contre l'organisation adminis-
trative imposée par l'Office fédéral des assurances
sociales aux caisses cantonales. La dernière préten-
tion inadmissible de cet office est de vouloir imposer
aux agences des caisses cantonales de compensation
un système comptable qui ne correspond pas du tout
à l'importance de ces agences, alors qu'il suffirait
que les caisses cantonales aient seules un système
standard. Une simplification pourrait être apportée
aussi à la tenue des comptes individuels de cotisa-
tions pour l'ensemble du peuple suisse. Ce travail
occasionne des dépenses administratives pour plu-
sieurs millions de francs.

Dans le domaine de la formation professionnelle,
nous avons calculé que l'abandon pur et simple des
subventions fédérales serait préférable à une dimi-
nution de 5 ou 10% de leur taux. A un niveau plus
bas, les subventions ne couvrent même plus les frais
résultant des exigences de l'autorité fédérale en
matière de formation du personnel, d'organisation
des cours et des examens, de contrôles administra-
tifs. Il y a le problème des subventions à l'école pri-
maire contre lesquelles 'des remarques pertinentes
viennent d'être faites au Conseil des Etats. Inutile,
je pense, d'allonger des citations de ce genre. Ce que
nous vivons tous les jours et ce que nous constatons
dans la manière dont est réglé le mécanisme dès
rapports entre Confédération et cantons - méca-
nisme qui est loin d'être basé sur la confiance — nous
donnent la conviction très solide qu'un grand nom-
bre de choses pourraient être améliorées dans le but
de simplifier l'administration et de réaliser des
économies. Et je pense que parallèlement à une
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action d'économies nous pourrions envisager d'autres
sources de recettes. Je songe notamment à une
adaptation du tarif douanier à l'évolution du coût
de la vie, à l'abandon par les cantons de certaines
prébendes comme leur part sur les bénéfices de la
Banque nationale et de la régie des alcools.

On objectera à l'idée d'introduire des règles
d'économie dans la Constitution fédérale ou par le
moyen d'une loi, l'impossibilité qu'il y a de traduire
cette volonté dans un texte constitutionnel ou légal.
Je fais remarquer, à cet égard, que nous pourrions
être obligés d'accepter un jour le texte proposé par
une initiative populaire. Nous en avons un exemple
avec les deux initiatives concernant l'introduction
dans la Constitution d'un article 89ter destiné à
créer un frein aux dépenses. Mieux vaut, me semble-
t-il, que le Conseil fédéral étudie lui-même une dis-
position praticable que de subir un jour une autre
disposition qui, elle, irait beaucoup trop loin et
constituerait une entrave à l'exercice du pouvoir.

Je ne peux en tout cas pas me départir de l'idée
que la limitation des dépenses des pouvoirs publics
est liée àia limitation de leurs recettes. Il faut obtenir
cette limitation soit en précisant les possibilités fis-
cales respectives de la Confédération et des cantons,
soit en créant les règles à appliquer quant aux écono-
mies dont on doit et peut tenir compte lors de l'élabo-
ration ou de la revision des lois.

Je veux terminer en revenant sur cette idée que
nous ne pourrons jamais accepter l'inscription du
principe de l'impôt fédéral direct dans la Constitu-
tion fédérale avant d'avoir acquis la conviction ab-
solue qu'aucune autre solution n'est vraiment pos-
sible. Nous ne sommes pas décidés à abandonner des
positions essentielles, du point de vue de l'orienta-
tion politique du pays, sans que cet abandon se
justifie par des raisons d'une autre1 ampleur qu'un
manque de 200 millions de francs à l'équilibre du bud-
get fédéral. La voie dans laquelle nous allons nous
engager, alors que nous aurons pour la première fois
une base constitutionnelle à l'impôt fédéral direct,
coûtera plus cher au pays que le rendement présumé
de l'opération. On ne saurait décemment envisager
une réforme des finances qui n'établit pas, une fois
pour toutes, les bases précises, exactement délimi-
tées sur lesquelles Confédération, cantons et com-
munes pourront fonder leurs budgets.

Il est incontestable que l'unification fiscale
constitue le plus sûr moyen de marcher rapidement
à l'unification politique. On me dira que l'impôt
fédéral direct est prélevé depuis longtemps dans le
pays et qu'il n'a pas empêché les cantons de de-
meurer des entités vivantes. Si nous n'avons connu
jusqu'à maintenant qu'une partie des inconvénients
d'un tel régime, n'oublions pas que son application
était tout naturellement limitée parce que sans base
constitutionnelle. Sitôt cette base créée, il sera per-
mis de se montrer plus audacieux dans l'attribution
d'une large part des impôts à la Confédération. La
disposition qu'on nous propose est prévue pour vingt
ans. Ce sera la première étape. Que nous apporteront
les suivantes ? Et qui pourra nous affirmer, au
rythme actuel de l'accroissement des dépenses,
qu'aucune modification n'interviendra au cours des
vingt premières années ?

On m'objectera peut-être encore que le fédéra-
lisme n'a plus la même raison d'être aujourd'hui

qu'autrefois et que nous le défendons beaucoup plus
par sentiment que pour maintenir une réalité qui
aurait encore son prix. A quoi je réponds que jamais
peut-être, à partir du début de la dernière guerre,
le fédéralisme n'a fait autant ses preuves. Il n'a
jamais été un obstacle à l'union des Confédérés.
Il a freiné les excès auxquels tout gouvernement
peut être tenté de recourir en période aussi .excep-
tionnelle, comme il a opposé un barrage aux cou-
rants idéologiques qui ont eu moins de prise chez
nous qu'ailleurs. Je pense surtout qu'à une époque
où les organisations économiques prennent le pas
sur le pouvoir politique, la représentation des can-
tons joue un rôle de premier plan dans les affaires
fédérales en rétablissant souvent l'équilibre qui serait
rompu par le jeu des majorités d'argent sur les mino-
rités. Ce qui constitue la valeur de notre Etat fédé-
ratif, n'est-ce pas précisément le fait de permettre
aux minorités de vivre, d'exercer leur influence, de
jouer un rôle proportionnellement plus grand que
ne le justifieraient peut-être les chiffres de leurs
populations ? Tout le système repose sur l'existence
d'Etats autonomes, de cantons forts et conscients
de leurs responsabilités. La condition première de
cette existence n'est-elle pas dans la possibilité de
gérer leurs finances, d'avoir leur budget propre, la
faculté d'apprendre et de pratiquer la gestion des
biens publics à l'échelon de la commune d'abord et
du canton ensuite ?

Que nous ayons à consentir des efforts nouveaux
pour satisfaire aux tâches de plus en plus vastes de
la Confédération, loin de nous l'idée de le contester
mais il n'y a là aucune espèce de raison de diminuer
en quoi que ce soit le pouvoir des cantons en leur
substituant sur le plan fiscal l'action directe dé la
Confédération. Il appartient aux cantons ou de
prélever les impôts ou de s'en réserver une part en
quelque sorte inaliénable.

On s'arrête dans ce domaine à des difficultés
certainement aussi grandes que celles que nous
avons rencontrées dans l'introduction de règles de
compensation et de solidarité en matière d'assu-
rance vieillesse et survivants. Nous avons bien d'au-
tres efforts de ce genre à l'actif du Parlement et de
la volonté populaire. Ce qui a été possible dans un
secteur l'est aussi dans un autre. Il faut commencer
par Je vouloir.

Je vous demande de renvoyer le projet au Con-
seil fédéral, en le priant de le reconsidérer sous l'angle
de nos principes fédéralistes. Au delà de certaines
difficultés immédiates, nous devons nous efforcer
de trouver à n'importe quel prix une solution propre
à consolider la structure d'une Confédération faite
par les cantons et dont la force sera fonction, demain
comme hier, de leur réalité et de leur action.

Allgemeine Beratung - Discussion générale

Präsident: Wir werden über den Rückweisungs-
antrag am Schluss der Eintretensdebatte abstim-
men. Es sind 14 Redner eingeschrieben.

Condrali: Es ist Ihnen bekannt, dass die Konser-
vative Volkspartei der Schweiz seinerzeit mit allem
Nachdruck gegen eine dauernde direkte Bundes-
steuer aufgetreten ist. Sie hat entsprechende Vor-
schläge für die Finanzreform der Jahre 1948-1950
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gemacht, die aber nicht berücksichtigt wurden. Ich
kann Ihnen erklären, dass wir nach wie vor ent-
schiedene Gegner einer dauernden Verankerung der
direkten Bundessteuer in der Verfassung sind.

Wenn die katholisch-konservative Fraktion der
Bundesversammlung heute trotz dieser grundsätz-
lichen Einstellung, trotz der bestandenen Kämpfe
und den noch vorhandenen Widerständen in den
eigenen Reihen für die heutige Vorlage zur Neuord-
nung der Bundesfinanzen eintritt, tut sie dies
namentlich aus folgenden Überlegungen:

Es zeigt sich, dass ein .Betrag von rund 200 Mil-
lionen Franken ungedeckt bleibt, wenn wir die vor-
gesehene direkte Bundessteuer ablehnen. Gegen-
über dem Finanzplan 1948-1952, der seinerzeit ein-
lässlich besprochen wurde, ist der Finanzbedarf des
Bundes gewaltig gestiegen. Für das Jahr 1952, einem
Jahr guter Konjunktur, meldet die Staatsrechnung
ein Defizit von 181 Millionen Franken. Wichtige
Aktionen des Bundes, die schon für die nächste Zu-
kunft angekündigt werden, wie die Privatbahnhilfe,
die Verkehrskoordination und anderes, sind im heu-
tigen Finanzprogramm nicht besonders aufgeführt.

In den Jahren 1948-1950 sprach man sehr viel
von der Schuldentilgung. Die vom Bundesrat vor-
geschlagene Steuer wurde deshalb auch als Tilgungs-
steuer bezeichnet. Seither haben sich die Ansichten
etwas geändert. Eine Schuldenlast, die mit dem
Volkseinkommen in einem gewissen Verhältnis steht,
macht dem Staate heute keine so grossen Sorgen
mehr wie anno dazumal. Immerhin dürfte vom alten
Grundsatze der Schuldentilgung nicht vollauf ab-
gewichen werden. Es wird auch künftighin von Vor-
teil sein, nach Möglichkeit Finanzüberschüsse zu
erzielen und alte Schulden allmählich abzutragen.

Als in den Jahren 1948—1950 eine Reform der
Bundesfinanzen angestrebt wurde, hoffte man, die
jährlichen Militärausgaben auf einen runden Betrag
von 300, höchstens 400 Millionen Franken im Jahre
beschränken zu können. Inzwischen kam der Krieg
in Korea, der die zivilisierten Staaten zu erhöhten
Militärausgaben veranlasste. Die Schweiz sah sich
genötigt, ein Rüstungsprogramm von 1% Milliarden
Franken zur Verstärkung der Landesverteidigung
zu beschliessen. Der Versuch, die ausserordentlichen
Wehrausgaben in ausserordentlicher Weise zu finan-
zieren, wurde in der Abstimmung vom 6. Juli 1,952
vereitelt.

Jene, die mit uns der Auffassung waren, es sei
kein Rüstungsprogramm ohne Rüstungsfinanzie-
rung zu genehmigen, haben Recht bekommen. Die
Ausgaben sind vom Parlamente beschlossen worden,
die Finanzierung des Rüstungsprogrammes aber
harrt immer noch der Erledigung. Wertvolle Zeit ist
verloren gegangen. Die Belastung des Jahresbudgets
hat zugenommen. Die Militärausgaben, die 1950 auf
Grund des „Blaubuches" auf 400 Millionen Franken
jährlich veranschlagt worden waren, sind heute auf
rund 500 Millionen jährlich angewachsen. Wir hören
und lesen, dass von militärischer Seite erklärt wird,
dass selbst mit jährlich 500 Millionen Franken nicht
auszukommen sei.

Während die Militärausgaben im Jahre 1948 rund
20,4% der gesamten Ausgaben des Bundes aus-
machten, erreichen sie heute 40,1%. Wenn die
Militärausgaben 40% sämtlicher Ausgaben über-
schreiten, scheint uns der Zeitpunkt gekommen zu

sein, die Gesamtkonzeption unserer Landesverteidi-
gung einer Revision zu unterziehen. Wir treten für
eine wehrhafte Schweiz und eine schlagfertige
Armee ein und bewilligen hiefür die Mittel. Die Auf-
wendungen müssen aber den wirtschaftlichen und
finanziellen Möglichkeiten des Landes Rechnung
tragen. Sie dürfen nicht nötige wirtschaftliche und
soziale Aufgaben unmöglich machen. Wir betrach-
ten die vorgesehenen Aufwendungen von 500 Mil-
lionen Franken pro Jahr, neben den ausserordent-
lichen Ausgaben für die Landesverteidigung, als das
Maximum. Wir hegen die Hoffnung, dass in nicht
allzu ferner Zeit die Vernunft obsiegen möge, dass
die internationalen Spannungen nachlassen und da-
mit die unselige Rüstung auf den Krieg hier auf-
hören möge. Dann werden unsere militärischen Aus-
gaben, so hoffen wir, wieder auf ein vernünftiges
Mass zurückgeschraubt werden können. Die Tat-
sache aber bleibt bestehen, dass wir gerade für
unser Wehrwesen gegenwärtig bedeutend mehr Mit-
tel brauchen als 1950. Aus diesem Grunde müssen
wir der Auffassung des Bundesrates beistimmen,
dass wir vorläufig auf die direkte Bundessteuer nicht
verzichten können. Da sie namentlich der Deckung
unserer Militärausgaben dient, soll die Bezeichnung
als Wehrsteuer beibehalten werden. Im Jahre 1950
haben die eidgenössischen Räte nach langen und
mühseligen Beratungen schlussendlich ihre Zustim-
mung zu einer Finanzreform ohne direkte Bundes-
steuer gegeben. Die Kantone sollten in Form von
Kontingenten rund 70 Millionen Franken im Jahr
aufbringen. Die Vorlage, die unter dem Titel einer
Verständigungsvorlage startete, wurde von Volk und
Ständen am 4. Juni 1950 mit grossem Mehr ver-
worfen. Es stimmten 486 381 Stimmbürger und
14 Ganz- und 4 Halbkantone dagegen und nur
267 770 Stimmberechtigte, 5 Ganz- und 2 Halb-
kantone dafür. Unter dem Eindruck dieses Abstim-
mungsresultates kommen wir zum Schluss, dass
heute keine Rede davon sein kann, auf die damalige
Vorlage zurückzukommen, dies um so weniger, weil
grosse Landesteile, die sonst stark mit dem Födera-
lismus verbunden sind, nicht die Stimmkraft auf-
brachten, die man von ihnen erwartete. Einzelne
Kantone, bei denen man mit einer Annahme der
Vorlage rechnete, haben zur Überraschung weiter
Kreise die Vorlage sogar mit namhaftem Mehr ver-
worfen.

Welche Lösungen könnten an Stelle des Vor-
schlages von 1950 treten ? Die verschiedensten Mög-
lichkeiten sind in den einzelnen Gremien besprochen
worden. Wir wissen, dass der Bundesrat sich die
Sache nicht leicht gemacht hat. Er hat die verschie-
densten Möglichkeiten erwogen. Die meisten Vor-
schläge, die gemacht werden, sind zu kompliziert,
verursachen eine zu grosse Umstellung in den Kan-
tonen oder sind noch nicht reif, um politisch durch-
gesetzt werden zu können. So musste sich die
katholisch-koservative Fraktion der Bundesver-
sammlung überzeugen, dass es unter den gegenwär-
tigen Verhältnissen keine andere Lösung zur Auf-
bringung von rund 200 Millionen Franken im Jahr
gibt, als die vorgeschlagene zeitlich beschränkte Ver-
längerung der Wehrsteuer. Die katholisch-konserva-
tive Fraktion stellt dabei mit Genugtuung fest, dass
der Bundesrat sich entschlossen hat, die Wehrsteuer
zu befristen und die wichtigsten Ansätze des Steuer-
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tarifes in der Verfassung festzulegen. Mit einer unbe-
fristeten Vorlage und einem allgemeinen Kompe-
tenzartikel hätten wir uns unter keinen Umständen
abfinden können. Wir hoffen immer noch, dass eines
Tages der Zeitpunkt kommen werde, wo der Bund
ohne eine direkte Bundessteuer auskommen kann
und wo die Kantone in vollem Umfang in ihre
Steuerhoheit eingesetzt werden. Wenn der Bundes-
rat heute mit einer Frist von 20 Jahren rechnet, so
scheint uns diese Zeitspanne zu weit gezogen. Wir
glauben, dass man nicht über 12, höchstens 15 Jahre
hinausgehen dürfe.

In einer lesenswerten Schrift von Herrn Dr.
A. Schäfer, betitelt „Die verfassungsmässige Neu-
ordnung des Bundeshaushaltes", die dieser Tage er-
schien, wird gesagt, dass der Bund an Stelle der
Wehrsteuererträgnisse den notwendigen Ersatz
durch die Sistierüng seiner Rückerstattung der Ver-
rechnungssteuer für natürliche Personen an die Kan-
tone beschaffen könne. Dieser Vorschlag stimmt so
ziemlich mit dem Vorschlag der katholisch-konserva-
tiven Fraktion vom Jahre 1949 überein. Kann er
heute verwirklicht werden? So sympathisch dieser
Vorschlag uns anspricht, so klar müssen wir erken-
nen, dass er heute politisch nicht in Frage kommen
kann, weshalb wir von einer Wiederholung unseres
Antrages von 1949 absehen.

Wir begrüssen es, dass der Bundesrat die Ergän-
zungssteuer auf das Vermögen in der neuen Wehr-
steuervorlage fallen lässt. Es ist eine unbestrittene
Tatsache — Herr Bundesrat Weber hat es, wie sein
Vorgänger, Herr Bundesrat Nobs, bestätigt — dass
das kleine und grössere Vermögen in der Schweiz
sehr stark besteuert werde. Darum soll heute diese
Korrektur bei der Wehrsteuer vorgenommen wer-
den. Künftighin soll nur das Einkommen aus Arbeit
und Vermögen ohne die zusätzliche Besteuerung der
Substanz in Betracht fallen. Die neue Wehrsteuer
ist bedeutend leichter als die in der Übergangsord-
nung von 1951-1954 festgelegte. Der Verzicht auf
die zusätzliche Vermögenssteuer hat aber für den
Bund einen Ausfall, gemessen am Ergebnis der
Wehrsteuer V. Periode, von rund 40 Millionen Fran-
ken zur Folge. Diesen Ausfall will der Bundesrat
teilweise (etwa 20 Millionen Franken) wettmachen,
indem die Progression bei der Besteuerung der
natürlichen Personen, die heute bei 60 000 Franken
bzw. 77 000 Franken Einkommen ihr Maximum
mit 9,75% erreicht, bis zu einem Höchstansatz von
15% bei den hohen Einkommen weitergeführt wird.
Darüber kann noch gesprochen werden.

Die Warenumsatzsteuer betrachten wir als einen
Eckpfeiler des gegenwärtigen Finanzsystems des
Bundes. Sie soll nach den Erklärungen des Bundes-
rates im gegenwärtigen Ausmass beibehalten wer-
den. Die Erklärungen des Fihanzchefs in der vor-
beratenden Kommission haben eine besondere Be-
deutung mit Bezug auf die Freiliste (die Umsätze
der unentbehrlichen Bedarfsartikel des täglichen
Lebens, die Hilfsstoffe der Landwirtschaft usw.). Es
wird insbesondere unsere Landwirtschaft interessi-
ren zu erfahren, dass die gegenwärtigen Ansätze
nicht erhöht werden sollen. Insgesamt wird die
Warenumsatzsteuer zwischen 400 und 430 Millionen
Franken pro Jahr einbringen. Wenn man diese Zah-
len mit den ändern Bundeseinnahmen vergleicht, so
kann man sich die Bundesfinanzreform ohne die

Warenumsatzsteuer gar nicht mehr vorstellen. Nur
die Zölle mit rund 400 Millionen Franken Jahresein-
nahmen kommen diesen Erträgnissen nahe. Die
Warenumsatzsteuer fällt in jene Kategorie von in-
direkten Steuern, die in erster Linie dem Bunde
zukommen. Es ist bekannt, dass die Sozialdemokra-
tische Partei und Fraktion seinerzeit der Warenum-
satzsteuer nur unter der Bedingung zugestimmt hat,
dass gleichzeitig auch die direkte Bundessteuer vor-
gesehen werde. Inzwischen ist die Warenumsatz-
steuer zu einem so wichtigen Bestandteil unserer
Bundesfinanzen ausgewachsen, dass man sie nicht
mehr wegdenken kann. Die direkte Bundessteuer
und die Warenumsatzsteuer selbst stehen in keinem
inneren Zusammenhang. Um einmal aus dieser
Zwangslage zu kommen, schlägt Ihnen die katho-
lisch-konservative Fraktion vor, die Warenumsatz-
steuer von der Wehrsteuer zu trennen und nur die
letztere zu befristen. Die Warenumsatzsteuer soll
also zu einem dauernden Requisit des Bundes wer-
den.

Die katholisch-konservative Gruppe ist bereit,
der Weiterführung der sogenannten Ausgleichs-
steuer zuzustimmen. Die Besteuerung der Gross-
unternehmen des Detailhandels mit Jahresum-
sätzen von über 200 000 Franken ist seinerzeit, 1939,
zur Finanzierung eines Teiles des bekannten 400-
Millionen-Projektes, das der Beschaffung von Arbeit
und Verstärkung der Landesverteidigung dienen
sollte, von Bundesrat Obrecht eingeführt worden.
Es ist nicht einzusehen, warum man auf einen jähr-
lichen Ertrag von 12 bis 14 Millionen Franken ver-
zichten will, weil die Steuer ehemals nur für einen
bestimmten Zweck eingeführt worden ist.

In den früheren Verhandlungen über die Bundes-
finanzreform ist viel und lange über die sogenannte
Ausgabenbremse gesprochen worden. Sie ist in der
Übergangsordnung enthalten, kam aber höchst sel-
ten oder nie zur Anwendung. Die Finanzkommis-
sionen beider Räte sollten bei Behandlung des Bud-
gets -pro 1953 eine Interpretation der bestehenden
Bestimmung geben. Sie kamen zu keinem befriedi-
genden Ergebnis. Unser Freund und Kollege, Herr <
Dr. Gemperli, wird den Versuch unternehmen, Ihnen
eine neue Fassung zu unterbreiten.'Wir sollten unbe-
dingt zu einer Verfeinerung und zu einer Klarstel-
lung der Ausgabenbremse gelangen. Sie ist ein Mit-
tel, um zu einer gesunden Finanzpolitik zu führen.

Von ganz besonderer Bedeutung ist nach unserer
Ansicht der Finanzausgleich unter den Kantonen,
wobei wir insbesondere an die finanzschwachen und
mittelstarken Kantone denken. Hier soll sich der
Grundsatz echter „Solidarität" bewahrheiten, wo
der Starke dem Schwachen hilft. In der Botschaft
von 1948 ist diesem Thema ein grösserer Abschnitt

• gewidmet. Auch die Botschaft von 1953 beschäftigt
sich einlässlich mit dem Finanzausgleich. Seit 1948
ist ein wichtiger Fortschritt auf diesem Gebiet er-
zielt worden. Wir denken hier an die Finanzaus-
gleichsbeiträge aus dem Treibstoffanteil, den Bei-
trag an die Alpenstrassen, die AHV-Entlastungs-
beiträge und die projektierten Primarschulsubven-
tionen. Der Grundsatz aus der Vorlage von 1950,
dass die Bundesbeiträge nach der Finanzkraft der
Kantone zu bemessen seien, soll auch in der vor-
bereiteten Verfassungsvorlage verankert werden.
Gegenüber der Vorlage von 1948 profitieren - das
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möchte ich hier noch anführen — nicht nur die finanz-
schwachen und mittelstarken Kantone, sondern alle
Kantone. Sie profitieren einmal davon, dass die
Einnahmen aus dem Benzinzoll gewaltig gestiegen
sind, dass aus den Ergebnissen der Wehrsteuer 20
und nicht nur 10% den Kantonen überlassen werden
sollen und dass der Bund auf die Kantonsanteile an
den Stempelabgaben und den Ertrag der National-
bank verzichtet. In einem neuen Artikel 42quater,
den der Bundesrat nach den ersten Beratungen in
St. Moritz vorschlug und den die Kommission ein-
stimmig genehmigte, wird gesagt, dass der Bund den
Finanzausgleich fördern solle; dabei sei der Lage der
Bergkantone besondere Sorge zu tragen. Wir danken
für dieses Entgegenkommen und für die Festlegung
dieses Grundsatzes in .der Verfassung. Aber bei aller
Anerkennung des bisher Geleisteten haben wir die
Meinung, dass auch ein mehreres getan werden dürfe
in der Weise, dass jährlich ein bestimmter Betrag
zur Verstärkung des Finanzausgleiches unter den
Kantonen, namentlich unter den finanzschwachen
und mittelstarken, ausgesetzt werden sollte. Die
Finanzdirektoren der Bergkantone Uri, Schwyz,
Tessin, Graubünden, Freiburg, Wallis, Obwaldenund
Appenzell I.-Rh. haben kürzlich eine Konferenz ab-
gehalten und eine Eingabe an den Bundesrat ge-
richtet. Sie machen den Vorschlag, dass aus den Er-
trägnissen der Verrechnungssteuer oder aus der Zu-
teilung der Wehrsteuer ein gewisser Betrag ausge-
schieden werden sollte zur Verstärkung des Finanz-
ausgleiches.

Ich komme zum Schluss. Die katholisch-konser-
vative Fraktion ist bereit, auf die heutige Vorlage
einzutreten. Sie hofft, im Verlaufe der Beratungen
noch einige Verbesserungen an der Vorlage anzu-
bringen. Sie legt besonderes Gewicht auf folgende
Punkte, die ich nur skizzenhaft resümiere:

1. Trennung der Warenumsatzsteuer von der
direkten Bundessteuer. Endgültiger Einbau der
^Varenumsatzsteuer in die Bundesverfassung.

2. Beschränkung der Wehrsteuer auf eine Frist
von 12, höchstens 15 Jahren.

1 3. Verfeinerung und Klarstellung der sogenann-
ten Ausgabenbremse.

4. Verstärkung des Finanzausgleiches unter den
Kantonen.

Die endgültige Stellungnahme behält sich die
Fraktion vor. Selbstverständlich wird es bei uns wie
bei Ihnen der Fall sein, dass das letzte Wort vor
der Volksabstimmung die Partei abgeben wird. Wenn
Sie an die Beratungen dieser Vorlage gehen, dann
denken Sie daran, dass es sich um eine Verfassungs-
vorlage handelt, welche das Ständemehr erhalten
muss und dass bei dieser Abstimmung selbst der
Schwache stark werden kann.

M. Jaccard: Aux voix qui déjà se sont fait en-
tendre pour vous proposer de renvoyer le projet au
Conseil fédéral, je voudrais apporter un bref écho,
de manière que l'opposition dite fédéraliste d'une
minorité romande se situe sur son véritable plan.

On croit trop volontiers dans cette salle que le
fédéralisme dont nous nous faisons les champions
est une notion romantique et surannée, appelée tôt
ou tard à disparaître et en faveur de laquelle nous
nous contentons, nous autres députés romands, de

mener un combat retardateur mais pratiquement
désespéré.

Pourtant, ce fédéralisme n'a rien de symbolique.
Il repose sur un ensemble de réalités capitales qui,
si elles devaient disparaître, provoqueraient l'effon-
drement de notre pays.

Le droit de nécessité, sur lequel notre vie poli-
tique a été fondée ces dernières années, a contribué
à créer ce qu'on pourrait appeler le mythe de l'Etat
suisse, comme s'il existait un véritable Etat, une
véritable nation qui porterait le nom de Suisse.

Or, la Suisse en tant qu'Etat, en tant que nation,
n'existe pas. Il n'existe qu'une confédération d'Etats
souverains dont l'amitié et les intérêts réciproques
ont fini par former un ensemble. Substituer à ce
pays réel une manière de pays légal qui serait l'Etat
suisse serait trahir et l'histoire et la volonté du
peuple.

On s'excuse de rappeler ces vérités d'évidence
au seuil d'un débat extrêmement technique mais on
ne"saurait aborder le projet qui nous est soumis sans
le placer dans sa véritable perspective C'est d'au-
tant plus nécessaire que le Conseil fédéral lui-même
use d'un langage qui atteste de cette confusion.

Dans son message, au moment où il aborde le
problème de l'impôt fédéral direct, le gouvernement
ne cesse d'opposer les besoins financiers des cantons
à ceux de la Confédération, comme si, en effet, les
cantons réunis formaient une entité et la Confédé-
ration une autre entité, comme s'il existait donc,
pratiquement, deux pays. Et le message d'accentuer
cette discrimination en faisant du principe qui attri-
bue les impôts directs aux cantons et les indirects à la
Confédération un principe de droit public dont il
dit qu'il ne saurait plus être respecté. Pourquoi ? Au
nom d'une raison simpliste qui, arbitrairement, dis-'
pose que les besoins de la Confédération sont plus
grands que ceux des cantons.

Dans le volumineux message qui nous a été
remis, c'est la seule apparence de justification qu'on
ait découverte pour expliquer ce bouleversement des
institutions nationales. Le droit de nécessité n'est
même plus invoqué. Pas plus d'ailleurs qu'on ne
justifie des tâches dont le pays légal serait investi. On
parle de besoins et c'est tout. Et l'on pense que cela
peut suffire.

Nous regrettons personnellement, cela ne nous
suffit pas. Cela nous suffit d'autant moins que tout
le système qui nous est proposé repose sur un autre
malentendu.

On vient nous dire qu'une partie de l'opinion ne
saurait accepter le maintien des contributions in-
directes, comme l'impôt sur le chiffre d'affaires,
sans qu'une contrepartie ne lui soit accordée sous les
espèces d'un impôt fédéral direct. Que signifie ce
marché ? En quoi les milieux qui nous le proposent
se sentent-ils autorisés à demander au nom du
peuple souverain, un renversement complet de notre
droit et de notre tradition ? Au nom, paraît-il, de la
justice fiscale, afin que les riches fassent proportion-
nellement leur part du sacrifice.

Est-ce à dire que les cantons ont pour habitude
de ménager les contribuables opulents et qu'il faille
recourir aux bons offices de la Confédération pour
achever de les mettre en pièce ? Messieurs, les can-
tons les plus fédéralistes n'ont jamais ménagé le
contribuable intéressant. Et en accordant à l'Etat
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fédéral le droit d'en user sans limite à son égard, oh
appauvrit d'autant plus les cantons, on affaiblit
d'autant plus leur autonomie, on contribue d'autant
plus à substituer au pays réel ce qu'il faut bien
appeler, encore une fois, le pays légal.

Ce n'est donc pas au nom d'un principe seule-
ment que nous nous opposons à l'impôt fédéral
direct mais parce que le prélèvement de cet impôt
diminue considérablement la capacité financière des
Etats confédérés dont les besoin d'argent sont, n'en
déplaise au Conseil fédéral, aussi impérieux que
ceux de la Confédération; plus impérieux même,
parce que les tâches que les cantons, faute de moyens,
ne pourront plus assumer, il faudra demander à
la Confédération de les entreprendre. Et l'on sait
ce que cette substitution signifie : une perte grave
d'indépendance pour les cantons souverains.

Or, messieurs, si nous avons des cantons forts,
la Confédération sera forte. Si nous avons des can-
tons faibles, la Confédération sera plus faible encore.
Et le programme financier qui nous est soumis est
incontestablement un affaiblissement des cantons,
affaiblissement d'autant plus marqué qu'en faisant
participer les cantons à l'impôt fédéral direct, il les
place dans une situation politique équivoque et c'est
le moins qu'on en puisse dire !

Première raison pour nous de refuser ce pro-
gramme.

Mais il y en a, hélas, beaucoup d'autres.
Il est facile, je le sais, de critiquer le manque

d'imagination des pouvoirs publics. On a dit avec
raison que le domaine fiscal n'est pas de ceux dans
lesquels la fantaisie et les grâces de l'esprit aiment
à s'ébattre librement.

De là à nous dire : Vous aviez un bonnet blanc,
nous allons le remplacer par un blanc bonnet ! Le
raisonnement est un peu court.

Nous ne pensons pas, en effet, que le meilleur
principe d'une réforme consiste dans la volonté de
ne rien réformer du tout.

Ceci d'autant plus que, supputant nos perspec-
tives financières pour les vingt prochaines années
et allant même jusqu'à imaginer des années de
vaches maigres et dés années de vaches grasses, on
s'est abstenu délibérément de tenir compte des fac-
teurs, pourtant essentiels, qui permettaient d'établir
un plan logiquement ordonné.

Notre régime douanier est en pleine refonte. Il en
résultera des incidences importantes sur notre
régime financier. La réforme en tient-elle compte ?
Nullement.

De même, on est en train d'élaborer, conformé-
ment au postulat des Chambres, un rapport sur les
subventions qui doit être, si je ne fais erreur, un
plan nouveau de subventionnement. Ce facteur
essentiel est ignoré par le nouveau programme finan-
cier.

De même encore, on nous parle de rationaliser
l'administration et de tirer de cette refonte quelques
sources d'économie. Le programme ignore ce fait.

Construit pour vingt ans dans certaines de ses
dispositions, il ignore l'avenir immédiat. N'est-ce
pas ce qu'on appelle, en français, mettre là charrue
devant les bœufs ?

Nous ne voulons pas entrer dans les détails du
projet. Qu'il nous suffise de souligner un point - un
de plus - qui suscite notre refus. C'est la façon dont

on a prévu de ménager les sociétés coopératives.
Messieurs, je viens d'un canton où de telles entre-
prises — et je pense ici particulièrement à la Migros
— sont en passe de ravager notre économie tradi-
tionnelle. Dans telle ville importante, cette société
paye, pour un chiffre d'affaires de plusieurs mil-
lions, moins de 50 francs d'impôts communaux. Elle
exerce une ponction dans la circulation monétaire
de nos régions, affaiblissant notre potentiel écono-
mique et contribuant à accuser un peu plus l'iné-
galité de puissance entre les cantons romands et les
cantons alémaniques.

De telles sociétés, le nouveau régime financier,
s'il ne les ignore pas, leur fait tout de même la part
trop belle.

Je sais qu'il est beaucoup plus facile de démolir
que de construire, de critiquer que de proposer des
solutions originales. Nous croyons cependant que
les nouvelles dispositions constitutionnelles ne sont
pas celles qui conviennent au peuple suisse. La
preuve, c'est que personne ne les accepte avec
enthousiasme. Ceux-là mêmes qui s'en déclarent
partisans les soutiennent à la manière dont la corde
soutient le pendu. Sans jouer les prophètes, on peut
estimer que les chances de ce programme seront
bien faibles devant le peuple.

En élaborant ce projet complexe, touffu, hétéro-
clite et, par beaucoup d'aspects, imperméable à l'en-
tendement logique du citoyen moyen, vous semblez,
M. le conseiller fédéral, avoir fait vôtre la parole de
Jean Cocteau: «Ce qui importe, ce n'est pas de com-
prendre, c'est de croire». En dépit de la qualité de
cette référence, vous nous permettrez de dire, M. le
conseiller fédéral, très respectueusement, que nous
ne croyons pas à votre projet et c'est la raison pour
laquelle nous proposons à notre tour de le renvoyer
au Conseil fédéral.

Häberlin: Jede Haushaltungsrechnung besteht
aus zwei Seiten: den Einnahmen und den Ausgaben.
Diesen beiden Seiten haben wir auch unsere Beach-
tung zu schenken, wenn wir an eine Neuordnung
des Finanzhaushaltes des Bundes gehen. Es bleibt
mein ceterum censeo: Sie werden nie eine Mehrheit
des Volkes dazu bewegen können, schwere Steuer-
lasten auf sich zu nehmen, wenn im Volke nicht die
Gewissheit herrscht, dass im Bunde mit den Geldern
haushälterisch umgegangen und wenn nicht — im
Rahmen des Möglichen — eine gesetzliche Garantie
dafür geboten wird, dass Bundesrat und Parlament
sich strenger Sparsamkeit befleissen.

Geben wir uns ja keinen Illusionen hin: diese
Gewissheit besteht heute in weiten Kreisen des
Volkes nicht, und das daraus resultierende Malaise
ist zweifellos mit ein Grund dafür, dass im Juni
letzten Jahres die Vorlage über die Rüstungsfinan-
zierung in der Volksabstimmung gescheitert ist.
Diese Ansicht'blieb, soweit ich mich zu- erinnern
vermag, in der konsultativen parlamentarischen
Kommission, die der Chef des Eidgenössischen
Finanzdepartementes im Vorstadium dieser Vorlage
einberufen hat, unwidersprochen.

Wenn man von der Wichtigkeit dieses Problems,
besonders auch in psychologischer Hinsicht, über-
zeugt ist, dann muss man von der Botschaft des
Bundesrates enttäuscht sein. Noch in seiner Bot-
schaft vom Januar 1948 hat der Bundesrat der
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Sicherung der Haushaltführung einen eigenen Ab-
schnitt gewidmet, und im Verfassungstext selbst gab
es einen umfangreichen Artikel, der Grundsätze
einer soliden und sparsamen Haushaltungsführung
gesetzlich zu fixieren versuchte. Von all dem sind
heute nur noch unansehnliche Residuen übriggeblie-
ben. Heute erweckt die Botschaft in dieser Hinsicht
den Eindruck müder Resignation, indem sie sich im
wesentlichen darin erschöpft, den Beweis dafür zu
führen, dass es nicht möglich sei, in nennenswertem
Umfang weitere Einsparungen zu realisieren. In der
Kommission hat der Chef des Eidgenössischen
Finanzdepartementes seine Kritiker mit der beinahe
revolutionär anmutenden Erklärung zu entwaffnen
versucht, in diesem Falle gedenke der Bundesrat
sogar mehr zu halten, als er verspricht. Wir zählen
also mit Bestimmtheit darauf, dass der Bundesrat
weitere Einsparungen mit aller Energie verfolge,
dass er nicht zögern werde, in absehbarer Zeit mit
bestimmten Anträgen vor das Parlament zu treten.
Wir wollen nur hoffen, dass sich dann im Parlament
jene kläglichen Szenen nicht wiederholen werden,
die wir in der letzten Dezembersession bei der Bud-
getberatung erlebt haben.

Wir wollen dankbar anerkennen, dass der Bun-
desrat aus der jetzigen Übergangsordnung wenig-
stens die Ausgabenbremse übernommen hat, wäh-
rend er das letzte Mal einen Tanz um den heissen
Brei vollführte und dem Parlament selbst den Ent-
scheid anheimgestellt hat. Der Bundesrat ist sogar
noch einen Schritt weitergegangen und vertritt in
seiner Botschaft die Ansicht, die Ausgabenbremse
sei in ihrer heutigen Fassung zu wenig wirksam, sie
müsse also wirksamer gestaltet werden, eine Auf-
gabe, die der Bund einem besonderen Bundesgesetz
vorbehalten will. Ich bin mit dem Bundesrat der
Meinung, dass es nicht gut möglich ist, alle Einzel-
heiten im Verfassungstext selbst zu regeln. Ich
bedaure es aber — und die Mehrheit der radikaldemo-
kratischen Fraktion steht auch auf diesem Stand-
punkt -, dass die von Kollege Gemperli vorgeschla-
gene präzisere Fassung bei der Mehrheit der Kom-
mission keine Gnade gefunden hat, ja, dass wir
überhaupt in der Kommission über das Prinzip
selber noch einmal einen harten Kampf ausfechten
mussten. Dort haben verschiedene Redner die Lauge
ihres Spottes ausgegossen über diese Ausgaben-
bremse, um dann trotzdem im gleichen Atemzuge
diesem angeblich so unwirksamen Instrument den
schärfsten Kampf anzusagen. Ich will darüber nicht
viele Worte verlieren, sondern nur das eine sagen:
Wenn Sie durch Streichung dieser Bestimmung die
einzige Schranke gegen Zufallsbeschlüsse im Geld-
ausgeben einreissen, dann leisten Sie an dieser Vor-
lage wahre Totengräberarbeit.

Auf der Seite der Einnahmen steht das Problem
der direkten Bundessteuer erneut im Mittelpunkt
der Diskussion; aber die Fragestellung hat sich
gegenüber früher verschoben. Nachdem die Schar
der unversöhnlichen Gegner merklich zusammen-
geschmolzen ist, heisst es heute nicht mehr : direkte
Bundessteuer, ja oder nein, sondern: Bundessteuer
ja, aber unter welchen Bedingungen und Sicherun-
gen ? Es ist anzuerkennen, dass der Bundesrat in
dieser Hinsicht verschiedenes vorgekehrt hat, um
uns eine direkte Bundessteuer schmackhafter zu
gestalten. Zunächst ist eine Befristung vorgesehen.

Sie wissen, der Bundesrat schlägt 20 Jahre vor;
besonders wenn für die Besteuerung der juristischen
Personen die sogenannte Ausschüttungssteuer aus
Abschied und Traktanden fallen sollte, halte ich da-
für, dass auch eine kürzere Frist (zum Beispiel nur
15 Jahre) für uns durchaus diskutabel ist. Unsere
Fraktion wird in dieser Hinsicht heute nachmittag
Stellung beziehen.

Die zweite Sicherung ist der Verzicht auf die Er-
gänzungssteuer auf dem Vermögen. Ich halte dar-
auf, hier festzustellen, dass ich das als ein sehr gros-
ses Entgegenkommen betrachte und dass dieses Ent-
gegenkommen bisher vielleicht in der öffentlichen
Diskussion nicht überall nach Gebühr gewürdigt
worden ist. Ein Entgegenkommen einmal in födera-
listischer Hinsicht, indem hier nun auf dem einen
Objekt, dem Vermögen, die Konkurrenz zwischen
dem Bund und den Kantonen aufgehoben wird. Ein
Entgegenkommen aber auch in sachlicher Beziehung,
indem es einen entschiedenen Schritt zur Entlastung
des bisher steuerlich überlasteten Vermögens bedeu-
tet, ein Entgegenkommen, das bestimmt von allen
Sparern und Rentnern sehr willkommen geheissen
wird.

Die dritte und nicht unwirksamste Sicherung ist
die Limitierung der Belastung: unten Festsetzung
der steuerfreien Beträge, oben Fixierung eines maxi-
malen Progressionssatzes in der Verfassung selbst.
Darum haben wir keinen reinen Kompetenzartikel,
womit einer Forderung Genüge geleistet ist, die
auch von unserer Seite mit allem Nachdruck ver-
fochten wurde. Ob im einzelnen, besonders beim
Maximalsatz von 15%, das Richtige getroffen wor-
den ist, darüber werden in diesem Saale die Meinun-
gen auseinandergehen. Wie bei der Weiterführung
der Mietpreiskontrolle handelt es sich dabei um eine
stark affektgeladene Frage, was eine sachliche Dis-
kussion nicht eben erleichtert. Ich musste nachträg-
lich in der „Berner Tagwacht" lesen, ich hätte letzte
Woche in ausgeleierten grundsätzlichen Betrach-
tungen jener Freiheit Lob gesungen, die nichts
anderes wolle, als das alles andere als hohe Ziel zu
verfolgen, möglichst viele und möglichst rasche
Geldgewinne einzustreichen. Dabei erinnern Sie
sich, dass ich einen dringlichen Appell an das soziale
Verantwortungsbewusstsein der Hausbesitzer ge-
richtet habe. Ich selbst bin nicht etwa Hausbesitzer,
sondern Mieter, Mieter sogar einer preisgeschützten
Wohnung. Aber dass man materiell uninteressiert
oder sogar seinen materiellen Interessen zuwider-
laufend handeln könnte, scheint das geistige Fas-
sungsvermögen der „Berner Tagwacht" zu über-
steigen. Wenn ich heute dafür eintrete, die Progres-
sion auf 12,5% zu beschränken, so würde es mich
nach dieser Kostprobe nicht wunder nehmen, in der
sozialdemokratischen Presse als Knecht oder Vasall
des Grosskapitals tituliert zu werden.

Solche Perspektiven können mich nicht davon
abhalten, zu meiner Überzeugung zu stehen. In der
Kommission ist der Antrag unseres Parteifreundes
Pini nur mit 14:13 Stimmen unterlegen. Und wenn
die Fraktion heute nachmittag, woran ich nicht
zweifle, die offizielle Unterstützung dieses Antrages
beschliessen wird, so liegt es uns selbstverständlich
vollständig ferne, irgend jemanden zu privilegieren,
sondern wir wollen nur versuchen, einer Kategorie
von Steuerzahlern — auch wenn es sich nur um Wenige
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und dazu noch um Leute handelt, die in ökonomisch
sehr guten Verhältnissen leben — Gerechtigkeit
widerfahren zu lassen. Es ist in der Kommission
von sozialdemokratischer Seite behauptet worden,
die Vorlage des Bundesrates mache allein diesen
Grossen ein Geschenk, während die Mittleren und
Kleineren vollständig leer ausgingen. Das ist eine
Behauptung, die sehr leicht als tatsachenwidrig zu
widerlegen- ist. Von der Vorlage des Bundesrates
profitieren alle jene, die bisher Ergänzungssteuer
auf dem Vermögen bezahlt haben. Das waren in der
früheren Periode der Wehrsteuer 531 000 Steuer-
pflichtige, und noch in der letzten Periode, nachdem
das steuerfreie Vermögen auf 30 000 Franken erhöht
worden ist,.sind es mindestens noch eine Viertel-
million Steuerpflichtige, die entlastet werden. Unter
diesen Leuten, die mehr als 30 000 Franken Ver-
mögen haben, gibt es sicher auch eine hübsche An-
zahl von Sozialdemokraten. Denn ich habe noch
nie etwas davon gehört, dass der Besitz eines solchen
Vermögens mit der Zugehörigkeit zur sozialdemo-
kratischen Partei unvereinbar sei. Ja ich glaube, mit
der Annahme nicht fehl zu gehen, dass eine solche
Unvereinbarkeit sogar gewisse Lücken in die sozial-
demokratische Nationalratsfraktion reissen würde.
(Heiterkeit!) Es sind also im Gegenteil einzig die
Grossen, die nicht in den Nettogenuss der Ent-
lastung auf dem Vermögen kommen. Es wird ihnen
dieser Genuss geschmälert oder ganz vorenthalten
durch die Verschärfung der Progression der Steuer
auf den hohen Einkommen. Das merkwürdige Ge-
schenk an die Grossen besteht nämlich darin, dass
sie inskünftig unter Einrechnurig der Entlastung
auf den Vermögen total fast 4 Millionen mehr an
Wehrsteuern aufzubringen haben. Dabei waren ihre
bisherigen Leistungen schon sehr respektabel. Ich
erinnere daran, dass in der III. Periode der Wehr-
steuer 1945/46 4156 Pflichtige mit einem Einkom-
men von über 50 000 Franken - das sind 0,3% der
Pflichtigen, die allerdings über 7,2% des Einkorn-,
mens verfügten - einen vollen Drittel der Wehr-
steuer sämtlicher natürlicher Personen aufgebracht
haben. Der Bundesrat mutet weniger als 3000
Pflichtigen zu, den gesamten Ausfall auf der Ver-
mögenssteuereinnahme, nicht nur den Ausfall der
auf dem Vermögen dieser wenigen Pflichtigen ent-
steht, zur Hälfte wieder einzubringen, das heisst
20 Millionen von den 40 Millionen Franken. Unser
Antrag von 12,5% will sich mit einem Viertel, das
heisst mit 10 Millionen Franken, begnügen. Von
einer „Billigkeit" ganz eigener Art wäre dagegen
der sozialdemokratische Antrag, auf 20% zu gehen;
er hätte nämlich zur Folge, dass eine Entlastung,
die mindestens 250 000 Pflichtigen gewährt Wird;
von weniger als 3000 Pflichtigen wieder vollständig
eingebracht werden müsste; eine Operation, die
nach meiner Auffassung als eine undemokratische
Überspitzung des Prinzipes der Progression zurück-
gewiesen werden muss.

Auf die beiden anderen neuralgischen Punkte der
Einnahmenseite, Ausgleichssteuef und Steuer auf
den Rückvergütungen der Genossenschaften, will
ich hier nicht näher eintreten, weil unsere Fraktion
erst heute nachmittag dazu Stellung beziehen wird.
Ich möchte mich auf den einzigen Satz beschränken,
dass nach meiner Ansicht in beiden Fällen die Grosse
des finanziellen Ertrages ziemlich umgekehrt pro-
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portional erscheint zum Quantum an politischem
Sprengpulver, das diese Steuern enthalten.

Zum Schluss der Versuch einer kurzen Gesamt-
würdigung der Vorlage des Bundesrates. In der
Presse war verschiedentlich zu lesen, die bisherigen
Beratungen einer Neuordnung der Bundesfinanzen
stünden im Zeichen eines starken persönlichen Er-
folges von Herrn Bundesrat Dr. Max Weber. Das
ist richtig und missverständlich zugleich. Es ist rieh-o o

tig, dass Herr Bundesrat Weber mit einer imponie-
renden Sachkenntnis gefochten hat und dass es nicht
leicht war, gegen ihn aufzukommen. Unrichtig aber
ist es, deswegen von einer ,,Lex Weber" zu sprechen.
Wir wissen im Gegenteil, dass die Vorlage in wich-
tigen grundsätzlichen Punkten gar nicht seiner ur-
sprünglichen Konzeption entspricht, sondern, dass
Herr Weber mit aller Loyalität die Vorlage der
Mehrheit des Bundesrates vertreten hat. Diese Vor-
lage ist im übrigen die Frucht einer kontinuierlichen,
jahrelangen Beschäftigung mit diesen Finanzpro-
blemen, und sie hätte sich gewiss nicht als so hieb-
und stichfest erwiesen, wenn sie der sorgfältigen
Vorbereitung entbehren würde.

Im Schlussteil seiner Botschaft müsste sich der
Bundesrat gegen den Vorwurf zur Wehr setzen, er
bringe lediglich eine brave Neuordnung und keine
schöpferische Reform. Ich persönlich kann darin
keinerlei Währschaftsmangel der Vorlage erblicken.
Das cupidus rerum novarum ist gewiss eine Tugend
des Journalisten, aber es ist mehr als verzeihlich,
wenn bei einem eidgenössischen Finanzminister
andere Qualitäten stärker ausgeprägt sind. Ich
glaube, es ist ein Grundsatz einer gesunden Finanz-
und Steuerpolitik, in der Praxis Erprobtes erst auf-
zugeben, wenn der eindeutige Nachweis vorliegt,
dass das neu Vorgeschlagene nicht nur ebenbürtig,
sondern dem Alten eindeutig überlegen ist. Ich ver-
zichte jedenfalls gerne auf äussere Brillanz, beson-
ders wenn sie auf Kosten der inneren Solidität gehen
sollte. In der Kommission hat sich in mir je länger
je mehr die Überzeugung gestärkt, dass wir mit der
Vorlage des Bundesrates auf sicherem Grunde wan-
deln, auf ein Ziel hin, das nicht in den Wolken flim-
mert, sondern nüchtern abwägend gesteckt ist; ein
Ziel auch, das bei gutem Willen und gehöriger An-
strengung durchaus erreichbar erscheint. Aus diesen
Erwägungen wird die grosse Mehrheit der radikal-
demokratischen Fraktion den Antrag auf Rückwei-
sung ablehnen und für Eintreten auf die Vorlage
stimmen.

Hauser: Was der berühmte Genfer Bürger Necker
als Finanzminister von König Ludwig XVI. gesagt
hat : ,,11 n'y a pas de miracles en matière de finance",
gilt heute noch. Auch wir müssen bei der Neuord-
nung der Bundesfinanzen eine realistische Lösung
anstreben, die im Gesamtinteresse des Landes liegt.
Erste Voraussetzung dafür bildet ein finanzstarker
Bund, weil damit die beste Garantie für eine gesunde
Weiterentwicklung der Kantone geschaffen wird.
In dieser Beziehung begnügt sich die Vorlage mit
einem Minimum, weil die vorgesehenen Einnahme-
quellen nur knapp den notwendigen Finanzbedarf
decken. Wenn in Zeiten der Hochkonjunktur mit
einem Rechnungsüberschuss von nur 10Q Millionen
Franken zu rechnen ist, bei Konjunktursenkungen
dagegen mit Defiziten bis zu 400 Millionen Franken,
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dann können wohl nur hartgesottene Demagogen
von der Sicherstellung eines überdimensionierten
Finanzbedarfes sprechen. Zugegeben, er bewegt sich
auf respektabler Höhe; wenn man aber den Rektifi-
kationselementen Rechnung trägt, wie z. B. Zu-
nahme und Verfeinerung der Bundesaufgaben, Be-
völkerungsvermehrung und Geldentwertung, dann
verliert die Grössenordnung des Bundeshaushaltes
viel von ihrer schreckhaften Wirkung.

Eine weitere Voraussetzung, die in einem Bundes-
staate von grosser staatspolitischer Bedeutung ist,
wird von der Vorlage ebenfalls erfüllt: sie nimmt
weitgehend Rücksicht auf das Lebensrecht der Kan-
tone, indem sie ihnen keine zu grossen Opfer zumutet,
so dass die Neuordnung der Bundesfinanzen nicht
noch 25 kantonale Finanzreformen im Gefolge hat.

Im weiteren betrachtet es die demokratische
und evangelische Fraktion als einen Vorzug der vor-
geschlagenen Mehrheitslösung, dass sie an das be-
stehende Finanzregime anknüpft und es in manchen
Teilen noch verbessert, wie z. B. durch Weglassen
der ergänzenden Vermögenssteuer. Die Zeit steht
nicht zur Verfügung, um an grundsätzlich neue
Lösungen, z. B. eine neue Aufgabenteilung zwischen
dem Bund und seinen Gliedstaaten heranzutreten.
Doch ist es gute Schweizerart, sich nicht auf finanz-
politische Experimente einzulassen. Wenn z. B. ein
welsches Blatt schreibt: ,,Ce projet fournit une écla-
tante démonstration de la paralysie du Conseil fédé-
ral et de l'impuissance à laquelle le réduisent les
forces politiques" und als „l'une des seules solutions
véritablement efficaces" die Verdoppelung der
Umsatzsteuer empfiehlt, so haben wir dafür nur ein
eindeutiges Nein übrig.

Die demokratische und evangelische Fraktion
wird geschlossen für Eintreten auf die Vorlage
stimmen. Daran knüpfen wir aber als unabdingbare
Voraussetzung, dass die Warenumsatzsteuer und
die direkte Bundessteuer als eine Einheit behandelt
werden, d. h. dass beide für die gleiche Zeitdauer
in der Verfassung verankert werden. Durch die
Gleichstellung der beiden Steuerarten wird im Inter-
esse der überwiegenden Volksmehrheit das Ver-
hältnis zwischen direkten und indirekten Steuern
nicht gestört werden. So sehr bei der Neuregelung
der Wegfall der Biersteuer zu bedauern ist, so sehr
begrüssen wir, dass damit die Möglichkeit endgültig
versperrt wird, auf dem verkappten Wege über den
Erlass eines blossen Bundesgesetzes die Getränke-
steuer auf Teilgebieten einzuführen. Damit ist jedem
Argwohn in dieser Richtung der Boden entzogen,
was sich abstimmungspsychologisch günstig aus-
wirken dürfte.

Bei der Wehrsteuer stellen wir uns auf den Boden
der Kommissionsmehrheit. Wir freuen uns, dass im
Interesse der Sparer und der Kapitalbildung auf die
ergänzende Vermögensbesteuerung verzichtet wird.
Die teilweise Kompensation des dadurch entstehen-
den Ausfalles durch Weiterführung der Progression
bis auf 15% erachten wir als absolut nötig und trag-
bar. Wir wenden uns aber gegen eine Heraufsetzung
der steuerfreien Minima, weil in den letzten Jahren
ja eine ganze Reihe von Kantonen ihre Steuer-
gesetze in diesem Sinne revidiert haben und infolge
der Massierung der Steuerpflichtigen in den unteren
Einkommensstufen der Ertragsausfall zu gross
würde.

Die gleichzeitig durch die zweite Minderheit der
Kommission in Aussicht genommene Heraufsetzung
des Progressionsmaximums auf 20%, kommt - zu-
sammen mit den Progressionsstufen auf den kan-
tonalen und kommunalen Steuern — mit dem
Leistungsgedanken in Konflikt. Wenn Unternehmer
und Arbeitnehmer an einer Steigerung ihres Ver-
dienstes nicht mehr interessiert sind, legt sich ein
Mehltau auf die' Produktion und schmälert die
Grundlage des Volksreichtums. Anderseits lehnen
wir aber auch eine Reduktion des Progressions-
maximums auf 12,5% ab, weil sonst der Mittelstand
Gefahr läuft, dass die Progressionsskala auf seine
Kosten ausgestaltet würde.

Über die Beibehaltung der Ausgabenbremse
gehen die Ansichten in unserer Gruppe auseinander.
Hingegen lehnt sie deren Ausdehnung auf die Bud-
getkredite ab.

Die Bestrebungen zu einem weiteren Ausbau des
Finanzausgleichs unter den Kantonen finden unsere
volle Unterstützung. Als beste Form des Finanz-
ausgleichs betrachten wir die Abstufung der Bundes-
beiträge bei konkreten Sachausgaben, wie dies in der
jüngsten Vorlage über die Primarschulsubventionen
zum Ausdruck gekommen ist. Diese zielbewusstere
Methode verdient auf jeden Fall den Vorzug gegen-
über der grossen Geldverteilerei aus einem Fonds,
der durch Abzweigung von einigen Prozenten des
Rohertrages der Verrechnungssteuer gebildet wer-
den soll, wie dies eine Minderheit der Kommission
beantragt.

Das in Artikel 46 vorgesehene Recht des Bundes,
gegen die Steuerabkommen einzuschreiten, scheint
uns ein wirksames Mittel der Defraudationsabwehr
zu bilden, nachdem die Selbsthilfemassnahmen der
Kantone über den Weg des Konkordates nicht zu

i einem befriedigenden Resultat geführt haben.
Sodann freuen wir uns über die in Artikel 42ter

niedergelegten Grundsätze einer konjunkturgerech-
ten Finanzpolitik. Man hat doch aus der Krise der
dreissiger Jahre gelernt, dass der öffentliche Haus-
halt einen der wichtigsten Faktoren in der gesamt-
wirtschaftlichen Dynamik darstellt und zwischen
Wirtschaftslage und öffentlichen Finanzen eine enge
Wechselwirkung besteht. Dabei verhehlen wir uns
jedoch nicht, dass sowohl in bezug auf den Zeitpunkt
der konjunkturpolitischen Intervention als in bezug
auf die Tilgung der Schuldenlast, die durch solche
Interventionen erhöht wird, grosse Anforderungen
an das Verantwortungsgefühl und die Tatkraft der
Behörden gestellt werden.

Als Ganzes genommen verdient die Vorlage, dass
wir uns für sie einsetzen und diesen neuen Anlauf
zur definitiven Regelung der Bundesfinanzen nicht
noch einmal scheitern lassen. «

Spühler: Mit vollen Segeln ist das Schiff der
Bundesfinanzreform im Januar 1948 vom Bundesrat
auf hohe See geschickt worden. Es kam mit ge-
brochenen Masten, schwer havariert und aktions-
unfähig zurück. Das nachher von der Einigungs-
konferenz zurechtgezimmerte Boot hatte von An-
fang an Schlagseite und liegt auf tiefstem Grunde.
Es war so wertlos, dass sich kein Finger rührte, um
es zu heben. Heute, fünf Jahre später, wird der Ver-
such ein neues Mal unternommen. Aber mutlos und
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schlapp hängen die Segel dieses Schiffes an den
Masten.

Welches war die Zielsetzung der Reform von
1948 ? Einmal war es die verfassungsmässige Neu-
ordnung, dann die Herstellung des dauernden

' Gleichgewichtes zwischen Einnahmen und Ausgaben
und drittens der Abbau der Verschuldung. 5 Mil-
liarden Franken wollte die damals vorgesehene
Tilgungssteuer abbauen. Darüber, dass allgemein
die Auffassung vorhanden war, die Schuldenlast sei
abzubauen, könnte man am laufenden Band Zitie-
rungen bringen von allen Mitgliedern des Bundes-
rates und einer grossen Zahl von Parlamentariern.

Wie ist nun das Finanzprogramm vom Jahre
1953 zu beurteilen, gemessen an den Zielsetzungen
von 1948 ? Schon beim ersten Punkte, der verfas-
sungsmässigen Neuordnung, sind die Erwartungen
viel weniger hoch geschraubt. Die Hauptpfeiler der
Einnahmen, die Wehrsteuer und die Warenumsatz-
steuer, sollen auf 20 Jahre befristet sein, Dann
werden wir wieder die gleichen Auseinanderset-
zungen in der Bundesversammlung haben wie heute.

Das zweite Ziel, das Gleichgewicht zwischen
Einnahmen und Ausgaben, ist jedenfalls für die ersten
Jahre auch nicht hergestellt. Ob es später der Fall
sein wird, ist mehr als fraglich, wenn man weiss, wie
gross und zahlreich noch die weiteren Aufgaben des
Bundes sind, die in der Zukunft vor uns liegen.
Nehmen Sie den Voianschlag des Jahres 1953. Dort
sind die Gesamtausgaben mit 1923 Millionen Franken
angegeben. Der bundesrätliche Einnahmenplan der
vorliegenden Vorlage sieht aber nur 1652 Millionen
Franken vor, es ergibt sich also ein Defizit, eine Ver-
mehrung der Bundesschuld von 270 Millionen
Franken.

Das dritte Ziel der Vorlage von 1948, der Abbau
der Verschuldung, ist somit ebenfalls nicht sicher-
gestellt; im Gegenteil, wir stellen eine Zunahme der
Verschuldung fest. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass in Krisenzeiten noch weitere 250 Millionen
Franken Mindereinnahmen im Plan des Bundesrates
vorgesehen sind. Halten Sie diese Tatsachen neben
die zahllosen Ermahnungen des Bundesrates, der
Parlamentarier, der Parteiführer und der Zeitungen,
so zeigt sich ein wenig erbaulicher Widerspruch.
Wie rasch lernt man doch um, wenn es um die
Schonung des Besitzes geht. Hat etwa der Finanz-
minister absichtlich die Ausgaben im Finanzplan zu
hoch eingeschätzt? Das wäre ja denkbar aus einer
gewissen „déformation professionnelle" heraus. Da-
von ist aber gar keine Rede, wenn auch zuzugeben
ist, dass der Ausgabenplan der heutigen Vorlage
zweifellos realer ist als derjenige von 1948. Schon
bei den Militärausgaben stossen wir auf einen
schwachen Punkt. Wir stellen mit Befriedigung fest,
dass der Bundesrat in seiner Botschaft sich vorläufig
auf 500 Millionen Franken Militärausgaben fest-
legt. Aber Sie werden verzeihen, wenn man bei
solchen Erklärungen sich auch an jene Erklärungen
erinnert, die zuerst das Militärdepartement in seinem
Blaubuch und nachher der Bundesrat mit 400 Mil-
lionen Franken abgegeben haben. Daraus sind dann
470 Millionen Franken geworden, im Budget 1952
520 Millionen Franken und im Budget 1953 495 Mil-
lionen Franken. Wir betrachten diese 500 Millionen
Franken als eine absolute Maximalgrösse, und wir
möchten darin lediglich einen Hinweis sehen, dass

der Bundesrat unter allen Umständen das Problem
der Militärausgaben neu prüft und vor den Rat
bringt. Wir sind der Auffassung, dass es nicht mög-
lich ist, einfach allenthalben beim Militärbudget
Kürzungen vorzunehmen ohne eine Überprüfung
der Gesamtkonzeption der militärischen Landes-
verteidigung.

Das Merkmal des Finanzplanes für 1955 und
folgende Jahre ist, dass die Rüstuhgsfinanzierung
vollständig ausser acht gelassen worden ist. Die
Botschaft tut dergleichen, als ob das Rüstungs-
programm nicht bestände. Der Finanzplan sagt ein-
fach nichts davon. Dabei war noch in der Botschaft
über die Rüstungsfinanzierung vom Februar 1951
jener Satz zu lesen: „Es wäre kurzsichtig und un-
verantwortlich, ohne Not die immer noch drückende
Schuldenlast des Zweiten Weltkrieges zu erhöhen."
Das war die Auffassung zur Zeit der Rüstungs-
finanzierungsvorlage ; heute liest man darüber nicht
die geringste Bemerkung. Dabei wissen Sie ja, dass
die Rüstungskosten in der Zwischenzeit noch weiter
gestiegen sind.

Zusammenfassend kommen wir um die bedauer-
liche Feststellung nicht herum, dass die Ausgaben-
schätzung zu knapp ist, dass das Gleichgewicht
zwischen Einnahmen und Ausgaben nicht hergestellt
ist und dass die Verschuldung des Bundes weitergeht,
da für die Rüstungsfinanzierung gar keine Deckung
vorgesehen ist. Alles das, was vor kurzem und bisher

1 als richtig, als notwendig oder als staatsbürgerliche
Pflicht verkündet worden ist, all das wird verleugnet
und im Stich gelassen. Warum diese vollständige
Wendung? Weil es ganz offensichtlich den Kreisen
der grossen Einkommensbezüger und des grossen
Vermögensbesitzes in stärkerem Masse, als es in den
Kriegs- und ersten Nachkriegs jähren der Fall war,
gelungen ist, in den bürgerlichen Parteien mehr und
mehr die Meinung zu verbreiten, dass der Steuer-
druck in den höheren Besitzesregionen zu hart ge-
worden sei. Auf dem Untergrund der Hochkonjunk-
tur und des guten und leichten Verdienens hat sich
eine Stimmung durchgesetzt, die nicht aus weit-
anschaulichen, sondern aus materiellen, egoistischen
Gründen sich staatsfeindlich gebärdet. Wie eine
Wand gefälliger Plakate den Schutthaufen eines
verfallenen Gebäudes verdeckt, so beschönigen nec-
liberalistische Theorien die Abneigung, dem Staate
die Mittel zu geben, deren er bedaif, um ein Mindest-
mass an Solidarität unter den Bürgern zu ermög-
lichen. .

Vergleichen Sie nur das Finanzprogramm des
Bundesrates von 1948 mit demjenigen von 1953!
Bei der Wehrsteuer sinkt die Belastung eines Ein-
kommens von 50 000 Franken von 7,4% nach der
Vorlage von 1948 auf 6,24% gemäss heutiger Vor-
lage; bei einem Einkommen von 100000 Franken
sinkt sie von 13,7% auf 11,8% und bei einem Ein-
kommen von 200 000 Franken von 16,8 auf 14,8%.
Der Maximalsatz soll von 20 auf 15% gesenkt
werden. Vergleichen Sie weiter den Antrag der
freisinnigen Fraktion von 1953 mit demjenigen der
Freisinnigen von 1949 in bezug auf den Minimal-
satz: Damals waren die Freisinnigen mit 20% ein-
verstanden; heute sind sie nicht etwa nur für 15,
sondern nur für 12,5%! Keine vier Jahre sind ver-
flossen, und schon verleugnet die Freisinnige Partei
die Auffassungen, zu denen sie sich damals bekannte.
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Was damals auf Antrag der Freisinnigen gegen den
Bundesrat durchgesetzt wurde und als gerecht und
tragbar galt, soll heute schon nicht mehr tragbar
sein, obwohl die fraglichen Einkommensbezüger
heute meist in höhere Regionen hinaufgerutscht
sind. Diese in den verschiedenen bürgerlichen
Minderheitsanträgen zum Ausdruck kommende Ten-
denz zur Entlastung des Besitzes hält die sozial-
demokratische Fraktion für absolut unannehmbar.
Die Vorlage des Bundesrates ist in dieser Hinsicht
ein Minimum, und zwar sowohl vom Standpunkt
des finanziellen Ertrages als auch von demjenigen
der steuerlichen Gerechtigkeit aus.

Der Bundesrat schlägt eine zeitliche Befristung
von Warenumsatzsteuer und Wehrsteuer vor. Wir
sehen dazu an und für sich keine sachliche Not-
wendigkeit, denn es ist ja undenkbar, dass der Bund
ohne den Ertrag dieser beiden Steuern auskommt.
Wir machen aber dagegen keine Opposition, wenn
für gewisse Kreise die bisherige, über dreissigjährige
Angewöhnungskur um weitere 20 Jahre verlängert
werden soll. Wir sind immer für eine gesunde
Therapie. Wir sind aber niemals einverstanden mit
dem Antrag der Konservativen, die Warenumsatz-
steuer dauernd in der Verfassung zu verankern, die
Wehrsteuer hingegen nur auf 15 Jahre zu befristen.
Wir sind für den Antrag der Konservativen, die-
Warenumsatzsteuer dauernd in die Verfassung zu
nehmen, wenn Sie auch die Wehrsteuer dauernd in
die Verfassung übernehmen. Da können wir uns
finden. Aber sollte der Antrag der Konservativen
- was ja nicht anzunehmen ist — eine Mehrheit des
Parlamentes finden, müssten wir der Vorlage schärf-
sten Kampf ansagen; sie wäre für uns unannehmbar.

Das Charakteristikum der Vorlage des Bundes-
rates nach ihrem materiellen Inhalt liegt ausschliess-
lich bei der Gestaltung der Wehrsteuer und insbe-
sondere beim Wegfall der Ergänzungssteuer. Wie
schon 1948, will der Bundesrat diese Ergänzungs-
steuer radikal beseitigen und damit die Vermögens-
besitzer stark entlasten. Auch dafür nur zwei Bei-
spiele : Ein Vermögen von 500 000 Franken muss
heute eine Ergänzungssteuer von 945 Franken ent-
richten, inskünftig nach dem Vorschlag des Bundes-
rates noch 273 Franken; das bedeutet eine Ermäs-
sigung um 672 Franken. Ein Vermögen von 2 Mil-
lionen Franken entrichtete bisher 11 350 Franken
Steuer, inskünftig noch 4420 Franken, was einer Er-
mässigung um 6930 Franken entspricht. Die Be-
lastung geht zurück bei einem Vermögen von
500 000 Franken von 6,3 auf 1,8%, bei einem Ver-
mögen von l Million Franken von 11,8 auf 3,9%.

Herr Häberlin hat vorhin mit Recht erklärt
- ich möchte anerkennen, dass er zu dieser Fest-
stellung das Wort gefunden hat — das bedeute ein
sehr grosses Entgegenkommen an das Kapital. Wir
haben nie etwas anderes behauptet. Es ist un-
richtig, wenn Herr Häberlin verschweigt, dass wir
nicht auch bewusst dafür eingetreten sind, dass die
Kleinrentner entlastet werden. Wir wissen ganz
genau, dass es Kleinrentner gibt, Leute mit be-
scheidenem Vermögen, die kein sonstiges oder nur
ein ganz bescheidenes Einkommen haben und die
von der Ergänzungssteuer auf dem Vermögen be-
troffen worden sind. Das ist ja auch der Grund, wes-
halb wir uns mit dem Gedanken der Aufhebung der
Ergänzungssteuer auf dem Vermögen abfinden

können. Wir anerkennen den Steuerdruck auf den
ganz bescheidenen Vermögen bei Leuten, die sonst
kein anderes Einkommen besitzen. Aber wir stellen
dazu eine zweite Bedingung : Wir treten für die Auf-
hebung der Ergänzungssteuer ein, wenn ein gewisser
Ausgleich durch eine schärfere Progression bei der
Einkommenssteuer eintritt. Da stellt sich die Frage,
ob der Antrag des Bundesrates, der den Maximal-
ansatz von 9,75 auf 15% erhöhen will, richtig ist.

Auch hier nur ein einziges Beispiel: Bei einem
reinen Arbeitseinkommen von 100 000 Franken tritt.
eine Erhöhung der Steuer von 9555 Franken auf
11878 Franken ein; das sind 2323 Franken. Aber
die hoheri Einkommen sind ja immer auch ge-
mischte Einkommen. Es wird wenige Einkommen
von 100 000 Franken geben, die nicht auch teilweise
aus dem Kapitalertrag stammen, so dass wir als
weiteres Beispiel ein Einkommen von gesamthaft
100 000 Franken, zusammengesetzt .aus 40 000
Franken Arbeitseinkommen und 60 000 Franken
Kapitaleinkommen nehmen müssen. Bei einem
solchen Einkommen musste man bisher 16 485
Franken bezahlen, inskünftig noch 11 878 Franken,
was einer Entlastung um 4607 Franken entspricht;
das. bedeutet eine Entlastung um fast 30%. Wenn
Sie ein solches, ich möchte sagen typisches Beispiel
betrachten, so werden Sie mit mir einig sein müssen,
dass eine stärkere Progression durchaus gerecht-
fertigt ist, denn es ist nun einmal eine Tatsache, die
nicht bestritten werden kann, dass die Belastung
des hohen Erwerbseinkommens in der Schweiz rela-
tiv niedrig ist. Darüber werden Ausführungen in der
Botschaft auf Seite 127 gemacht. Ich wähle das Bei-
spiel von 100 000 Franken Einkommen. In der
Schweiz beträgt die Belastung nach Berücksich-
tigung des Vorschlages des Bundesrates 29%, in den
angegebenen europäischen Städten 48 bis 65%.

Das sind die Gründe, weshalb wir der Auffassung
sind, ein Maximalsatz von 20% sei absolut ange-
messen; ein Antrag, auf 12,5% zu gehen, ist jeden-
falls dazu angetan, die gesamte Vorlage zu ge-
fährden.

Angesichts der starken Entlastung des Ver-
mögensbesitzes in der neuen Vorlage werden die
kleinen Leute, die ihr ganzes Leben lang hart
arbeiten müssten und die keinen Rückhalt in einem
nennenswerten Vermögen haben, sich fragen, welche
Entlastung denn ihnen zugute komme. Wenn Sie
diesen einfachen Leuten in der Aufklärungs-
kampagne Red und Antwort stehen und ihnen dann
sagen müssen : Für euch, liebe Mitbürger, bleibt alles
beim Alten! Werden Sie dann das vor Ihrem Ge-
wissen verantworten können und werden Sie nicht
leicht beschämt sein ?

Der Antrag, den die sozialdemokratische Minder-
heit stellt, die steuerfreie Grenze um 1000 Franken
zu erhöhen, ist sehr bescheiden. In der Kommission
stellten wir den Antrag, auf 2000 Franken hinaufzu-
gehen. Wir haben uns mit dem Antrag auf Erhöhung
um 1000 Franken begnügt, in der Meinung, es sollte
dem Rate möglich sein, uns hier zu folgen.

In bezug auf die Ausgleichssteuer ist unsere
Fraktion geschlossen dagegen. Diese Steuer ist in
der Kriegszeit als gewerbepolitische Massnahme
beschlossen worden. Konnte man damals noch
einige, wenn auch nicht überzeugende Gründe dafür
anführen, so haben diese heute für eine ständige
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Massnahme keine Geltung mehr. Die Ausgleichs-
steuer bedeutet wohl eine zusätzliche steuerliche
Belastung für die grösseren Betriebe, eine Hilfe für
den kleineren Mittelstand ist sie jedoch nicht. Sie
ist keine gezielte Massnahme, bei der der Zusammen-
hang zwischen dem, was man will und was man tut,
klar ersichtlich ist. Sie ist im Grunde genommen
lediglich eine Schikane gegenüber den besser organi-
sierten Betrieben und ein Widerspruch gegen Idee
und Praxis fortschrittlicher Betriebswirtschaft. Sie
ist nicht etwa eine Solidaritätssteuer, sondern eine
reaktionäre Steuer. Nehmen Sie die Ausgleichssteuer
und den Antrag des Herrn Pini an, so werden Sie
die Vorlage in einer Weise befrachten, dass auch
bei dieser Vorlage gesagt werden muss, was man von
den ändern Vorlagen feststellen musste, dass der
Mast brach und das Schiff leck wurde.

Zum Schluss die beliebte Ausgabenbremse. Auch
diese lehnen die Sozialdemokraten, um Herrn Häber-
lin einen Gefallen zu tun, möchte ich fast sagen, selbst-
verständlich entschieden ab. Seinerzeit ist die Aus-
gabenbremse sehr rasch und man darf wohl sagen we-
nig durchdacht — in die erste Vorlage hineingekom-
men. Seither ist sie immer weiter mitgeschleppt wor-
den. Die praktischen Erfahrungen damit sind aber
recht wenig befriedigend. Sie bedeutet nur eine Er-
schwerung des parlamentarischen Betriebes, aber nie
ein Hindernis für einen Beschluss mit finanziellen
Konsequenzen. Herr Häberlin wäre in Verlegenheit,
wenn er ein Beispiel nennen musste, wo ein Zufalls-
beschluss zustande gekommen ist. Die Ausgaben-
bremse verhindert Zufallsbeschlüsse nicht. Es wird
immer eine Leichtigkeit sein, die nötigen Mitglieder
in den Rat hineinzubringen, um das Mehr zu ermög-
lichen. Die Ausgabenbremse in der vorgeschlagenen
Form sieht schön und für viele attraktiv aus, etwa
wie eine Attrape im Schaufenster, die bei näherem
Zusehen vollständig wertlos ist.

Aus der Tabelle über die Anträge ersehen Sie,
dass unsere Fraktion ebenfalls einen Antrag in bezug
auf eine zusätzliche Rüstungsfinanzierung vorlegt.
Ich habe bereits darauf hingewiesen, dass der grosse
Mangel der Vorlage das Fehlen der zusätzlichen
Rüstungsfinanzierung ist. Als die Vorlage der
Bundesversammlung und die Initiative der Sozial-
demokratischen Partei betreffend Friedensopfer
abgelehnt worden sind, haben wir uns in unsern
Kreisen gefragt, ob nicht sofort ein weiterer Schritt
für eine zusätzliche Rüstungsfinanzierung unter-
nommen werden sollte. Wir sind zum Schluss ge-
kommen, zuerst müsse die Bundesfinanzreform nun
in Angriff genommen und damit in Verbindung eine
zusätzliche Rüstungsfinanzierung versucht werden.
Ich stelle mit Befriedigung fest, dass damals diese
Meinung nicht nur bei den Sozialdemokraten
herrschte, sondern auch in den Kreisen der fleissigen
freisinnigen Finanzkommission, die unmittelbar
nach dem Scheitern der Bundesversammlungs-
vorlage vom 6. Juli zusammengekommen ist und
nach einer parteioffiziellen Vernehmlassung erklärte :
„Aus diesen Umständen ergibt sich nach der ein-
stimmigen Meinung der freisinnigen Finanzkommis-
sion die Folgerung, dass die Rüstungsfinanzierung
gleichzeitig mit der Bundesfinanzreform geregelt
werden muss." Seither ist es still geworden. Sie
dürfen versichert sein, dass die Sozialdemokratische
Partei sich dieses Problems nach wie vor annehmen

wird und dass wir es in keinem Fall aus den Augen
verlieren oder gar ad acta legen. Die erste Gelegen-
heit bietet sich bei der Beratung der vorliegenden
Gesetzesvorlage.

Die sozialdemokratische Fraktion wird für Ein-
treten stimmen. Sie hält aber eine Reihe von Ver-
besserungen an den Vorschlägen des Bundesrates
für notwendig und lehnt mit aller Energie und ein-,
deutig die bürgerlichen Minderheitsantrage ab. Die
Stellungnahme behält sie sich für die Schluss-
abstimmung vor. Sie wird ausfallen, je nach dem
Ziel, zu dem die Beratungen geführt haben werden.

Trüb: Seit Jahren spricht und schreibt man viel
von einer Bundesfinanzreform. Die Vorlage, die wir
zu beraten haben, trägt aber nur noch den Titel
„Neuordnung des Finanzhaushaltes des Bundes".
Wenn man den Massstab der Reform anlegt, sind
die uns unterbreiteten Vorschläge mehr als be-
scheiden. Sie versuchen nur, das auf dem Voll-
machtenweg Geschaffene zu erhalten. Die Erwartung
des Volkes auf eine einfache und übersichtliche Ord-
nung der Bundessteuern wird wiederum schwer ent-
täuscht. Wir müssen uns bewusst werden, dass die
grossen Reformen schon vor langem' und durch
mächtige äussere Einflüsse erzwungen wurden: Sie
bestand in der Einführung der ersten direkten
Bundessteuer vor mehr als 30 Jahren und in der
Aufnahme der Umsatzsteuer in unser Steuersystem.
Unsere Mitwirkung beschränkt sich also auf die
endgültige Anerkennung dieser Tatsachen und die
Gestaltung der neuen Finanzgrundlagen. Vom
Drang nach einer Reform ist in der Vorlage des
Bundesrates nichts zu verspüren; sie folgt behutsam
alten Wegen. Aber auch in diesem Rahmen ist noch
viel Raum für Verbesserungen und Vereinfachungen.
Die grundlegenden Forderungen lauten: einfache
Massnahmen sollen ergiebige Steuern erschliessen,
und der Bund muss sich auf wenige, gerechte
Steuern beschränken. Vereinfachungen sind möglich
durch die Eingliederung der Couponsteuer in die
Verrechnungssteuer und die Eingliederung der
Luxussteuer in die Warenumsatzsteuer und dann
noch durch die Angleichung des Militärpflicht-
ersatzes an die Wehrsteuer. Die gesamte Admini-
stration ist auf ein Minimum zu beschränken.
Wesentliche Verbesserungen sind möglich durch die
Erhöhung der Ergiebigkeit der geplanten Mass-
nahmen und durch eine bessere Wahrung der Inter-
essen des Bundes.

Die heutige Zeit ist nicht in der Lage, eine klare
und grosszügige Neuordnung aus einem GUSS zu
schaffen. Um so mehr müssen wir die genannten
Einzelreformen mit allem Nachdruck durchführen.
Unser Volk verlangt das und wird seinen Entscheid
davon abhängig machen. Das lange Zaudern von
Regierung und Parlament hat nun bereits zu einer
Versteifung der Forderungen geführt. Ich erinnere
an die beiden Initiativen „Finanzreferendum" und
„Kontrolle der Organisation der Bundesverwal-
tung". Ich erinnere auch daran, dass schon in der
Kommission ein Antrag auf Nichteintreten und ein
Antrag auf Überweisung an den Bundesrat gestellt
wurde. Wenn die Arbeit der eidgenössischen Räte
einen Sinn haben soll, wenn wir als willige Staats-
bürger die Neuordnung der eidgenössischen Finanzen
verwirklichen wollen, dann müssen Landesregierung
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und Bundesverwaltung nicht nur darlegen, sondern
überzeugend nachweisen, dass die vorgeschlagene
Regelung wohl einen höheren Nettoertrag, aber im
ganzen keine höhere Steuerbelastung bringt als die
geltende. Voraussetzungen einer Zustimmung des
Volkes der Aktivbürger sind der Abbau des admini-
strativen Apparats und seiner Eingriffe und die
Überprüfung aller Subventionen. Die Folgen der
Neuordnung des Finanzhaushalts des Bundes kön-
nen nicht beurteilt werden aus den Verfassungs-
artikeln allein,, etwas besser aus den noch ausführ-
licher und genauer zu gestaltenden VerfassungsT-
zusätzen, endgültig aber erst aus den Ausführungs-
gesetzen.

Wir muten aber unserem Volk zu, einer Ver-
fassungsrevision zuzustimmen und übernehmen da-
mit die Pflicht einer offenen Darlegung aller Ab-
sichten. Wir müssen uns vor allem klar werden über
die Aufgabe; sie kann umrissen werden durch die
drei Probleme: 1. Ausmarchung der Steuerbereiche
zwischen Bund und Kantonen; 2. eidgenössischer
Finanzausgleich über alle Kantone; 3. Wahl und
Ordnung der grundlegenden Steuern.

Die Ausmarchung der Steuerbereiche zwischen
Bund und Kantonen kann durch eine Neuordnung
ebenso einfach gestaltet werden wie die alte, längst
überholte. Einst galt die Regel: dem Bund die
indirekten Steuern, den Kantonen und Gemeinden
die direkten. Sie ist schon seit mehr als 30 Jahren
durchbrochen. Auch der Bund benötigt heute eine
direkte Steuer; dafür will er den Kantonen den
halben Anteil am Ertrag des Zolles auf Treibstoffen
überlassen, und damit wären die beiden Partner
wieder quitt.

Wir alle müssen uns dafür einsetzen, dass die
Position des Bundes in dieser Auseinandersetzung
um die Finanzquellen gestärkt wird. Die Vorlage
opfert aber ohne weiteres einen Teil der Einnahmen
des Bundes aus indirekten Steuern, die Benzinzölle,
ohne sich die Gegenleistung der Kantone, d. h. die
Bundessteuer, ebenso auf die Dauer und vorbehalt-
los zu sichern. Das Schweizervolk ist sicher gewillt,
dem Bundesstaat ein Opfer darzubringen, damit
auch er die grossen Aufgaben auf einer gesicherten
Finanzgrundlage in Angriff nehmen und lösen kann.
Die Zustimmung wird aber sinnlos, wenn ein un-
angemessen grosser Teil der neuen Einnahmen
wieder an die Kantone abfliesst, ohne eine klare
Zielsetzung.

Der Finanzausgleich - eine grosse Pflicht des
Bundes seinen Gliedern gegenüber - war bis jetzt
nicht in der Verfassung verankert. Die Vorlage selbst
enthielt den klaren Begriff noch nicht, sie skizzierte
ihn nur. In den Beratungen der Kommission wurde
für den Verfassungsartikel 42quater eine neue, prä-
zisere Fassung vorgelegt. Sie bestimmt nun ein-
deutig: „Der Bund fördert den Finanzausgleich
unter den Kantonen; dabei ist der Lage der Berg-
kantone besonders Rechnung zu tragen." aber leider
enthält auch die neue Fassung wieder den unmög-
lichen Vorbehalt: „wenn die Verfassung nichts
anderes vorschreibt." Der Finanzausgleich kann zu
einer grossen Aktion der Solidarität unter den Kan-
tonen und zwischen Bund und Ständen werden. Er
entspricht dem Denken des Schweizervolkes, solange
er, wie nun seit Jahren, durch eine Reihe von be-
sonderen Massnahmen erfolgt, welche durch die Be-

schränkung der Hilfe auf ganz bestimmte Aufgaben
ein klares Ziel erreichen lassen. Dieses Verfahren der
zweckgebundenen Geldhilfe ist auch in Zukunft an-
zuwenden; jede blosse Geldverteilung ist abzu-
lehnen und schon in ihren Anfängen zu bekämpfen.

Nun zur Wahl und Ordnung der Steuern: Der
Landesring der Unabhängigen hat sich seit Jahren
immer wieder mit der Bundesfinanzreform befasst ;
unsere Vertreter arbeiteten mit in den Experten-
kommissionen, in den Kommissionen für die Finanz-
ordnung und für die Rüstungsfinanzierung. Wir
haben an unserem grundsätzlichen Programm nach
den Erfahrungen der letzten Jahre und der so deut-
lichen Stellungnahme unseres Volkes einige Korrek-
turen vorgenommen. Wir anerkennen: eine eid-
genössische Erbschaftssteuer ist nicht reif zur Ver-
wirklichung; sie bleibt vorläufig eine grosse Steuer-
reserve. Die Getränkesteuer muss und wird kommen,
denn die systematische Besteuerung der Genuss-
mittel Tabak und Alkohol gehört logischerweise zu
unserem Steuersystem. Einmal wird sie dem Volke
vorgelegt werden müssen, aber für sich allein und
zweckgebunden zur Finanzierung einer sozialen
Leistung, z. B. der Invalidenversicherung.

Die Verrechnungssteuer bringt für die Veran-
lagung erhebliche Schwierigkeiten und Zeitverluste,
schafft Verärgerung und Misstrauen. Aber als
Quellensteuer ist sie nicht gut zu bekämpfen, als
Ausländersteuer ist sie kaum mehr zu entbehren; als
Druckmittel für eine vollständige Steuererklärung
leistet sie anerkennenswerte Dienste. Der Ertrag ist
ausschlaggebend für einen geordneten Finanzhaus-
halt des Bundes.

Die Umsatzsteuer ist sehr ergiebig, aber sie ist
starr und als Belastung des Verbrauchers nicht
gerade ein Muster einer sozialen Besteuerung. Wenn
aber und solange als durch eine direkte Bundes-
steuer der Ertrag aus Einkommen und Vermögen
progressiv belastet wird, kann eine Umsatzsteuer
einen gerechten Ausgleich herbeiführen. Auch der
Landesring — grundsätzlich ein Vertreter der Konsu-
menten - stimmt der Umsatzsteuer zu, nachdem im
Verfassungszusatz die Besteuerung der notwendigen
Lebensmittel ausgeschlossen und die Besteuerung der
Bedarfsartikel des täglichen Gebrauches begrenzt
werden. Der Ertrag der Umsatzsteuer ist im heu-
tigen System der Einnahmen des Bundes nicht mehr
zu entbehren.

Die Beibehaltung der direkten Besteuerung
durch den Bund bringt erhebliche und dauernde
Einnahmen, und nur sie kann endlich eine einheit-
liche Veranlagung über das ganze Land herbei-
führen. Der Landesring ist restlos für eine direkte
Bundessteuer.

Damit hätten wir das Trio der grundlegenden
Steuern beisammen, mit der Wehrsteuer, der Um-
satzsteuer und der Verrechnungssteuer. Wenn wir
vom Landesring uns dieser Auswahl anschhessen,
wollen wir damit unseren Beitrag leisten zu einer
Verständigung. Wenn wir hier in den eidgenös-
sischen Räten diese Auswahl als richtig anerkennen,
dann kann auch die neue Ordnung recht einfach
gestaltet werden. Alle drei Steuern, Wehrsteuer,
Umsatzsteuer und Verrechnungssteuer, müssen
gleichwertig behandelt werden. Wehrsteuer und
Umsatzsteuer sind gegenseitig gebunden; da der
Bundesrat sie vorläufig nur befristet einführen will,
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werden beide im Verfassungszusatz verankert. Da-
mit ist aber auch die Eingliederung der Verrech-
nungssteuer in den Verfassungszusatz gegeben; sie
darf auf keinen Fall bevorzugt und heute schon als
endgültige Steuer unbefristet, ohne Vorbehalt in den
Verfassungsartikel aufgenommen werden. Nicht nur
die Wehrsteuer und die Umsatzsteuer, sondern auch
die Verrechnungssteuer muss im Verfassungszusatz
genau definiert und in ihrer Belastung begrenzt
werden. Die Couponsteuer ist in die Verrechnungs-
steuer einzubauen. Der Versuch, einer klaren Fest-
stellung dieser Dinge auszuweichen, müsste sich bei
der Abstimmung absolut negativ auswirken.

Zur Neuordnung gehört auch die Überlassung
des vollen Ertrages des Militärpflichtersatzes ah den
Bund. Das bedingt eine Verfassungsänderung und
dazu gehört logischerweise auch die Revision des
veralteten Gesetzes aus dem Jahre 1878. Sie ist
überfällig und wird aus dem Volke heraus von den
Betroffenen dringend verlangt. Auch alle Gut-
gesinnten werden Mühe haben, für die Verfassungs-
änderung eine Mehrheit von Volk und Ständen zu
erreichen. Das Vertrauen des Volkes zu Parlament
und Regierung ist nämlich sehr bedingt; ohne offen-
kundige Verbesserungen und eindeutige Begren-
zungen der Steuerlast werden wir nicht durch-
dringen. Die Fraktion des Landesringes stimmt für
Eintreten. Wir stellen weniger Forderungen unserer
Fraktion auf, glauben aber, die Interessen des Volkes
und das Denken des eidgenössischen Staatsbürgers
zu vertreten. Unsere endgültige Stellungnahme
hängt ab vom Ausgang unserer Beratungen.

Stähli: Wir haben seinerzeit den Kredit für die
ausserordentlichen Rüstungsausgaben beschlossen
und im Hinblick auf die Dringlichkeit davon Um-
gang genommen, sie mit einer Deckungsvorlage zu
verkoppeln. Nach den neuesten Angaben sollen diese
Aufwendungen nahezu den Betrag von 1700 Mil-
lionen 'Franken erreichen. Es ist 'mehrmals gesagt
worden, dass wir im Jahre 1952 eine Finanzierungs-
vorlage für diese Aufwendungen geschaffen haben,
die aber von Volk und Ständen mit grosser Mehrheit
abgelehnt worden ist. Nun ist ein Teil der Rüstungs-
ausgaben gemacht, die weiteren Aufwendungen
müssen folgen; die Streckung der Frist für die
Durchführung der Aufrüstung ändert daran nicht
sehr viel. Anderseits geht die gegenwärtig gültige
Finanzordnung mit 1954 zu Ende. Ohne Verlänge-
rung der zeitlich befristeten Einnahmen würde ein
jährlicher Ausfall von 620 Millionen Franken ent-
stehen.

Die neue Vorlage stellt eine auf 20 Jahre be-
fristete Ergänzung der Bundesverfassung dar. Des-
halb wird nach ihrer Annahme noch der Erlass der
Ausführungsgesetze notwendig sein. Somit stehen
zur Lösung dieser Aufgabe nur noch zirka 1% Jahre
zur Verfügung, und es entsteht mehr oder weniger
Zeitnot, die Neuordnung der Bundesfinanzen mög-
lichst bald unter Dach zu bringen.

Soll man vor der Schaffung neuer Einnahme-
quellen den Bedarf berechnen ? In der Botschaft
von 1948 sind auf Grund der Expertengutachten mit
grossem Aufwand an Zeit und Arbeit ausführliche
Angaben über die zukünftigen Ausgaben gemacht
worden. Ich verweise auf das, was soeben Herr Dr.
Spühler gesagt hat. Man glaubte, mit einem Normal-

budget von 1310 bis 1350 Millionen Franken auszu-
kommen. Im Budget 1953 sind aber 1530 Millionen
Franken ohne Kantonsanteile und ohne ausser-
ordentliche Rüstungsausgaben enthalten.

Der Bundesrat hat diesmal auf derartige Be-
trachtungen verzichtet, weil der Haushalt des
Bundes ein lebender Körper ist, bei dem sich perio-
disch immer wieder neue Bedürfnisse und neue
Kosten ergeben, u. a. dadurch, dass wir parlamen-
tarische Vorstösse unternehmen, die vom Bundesrat
als Postulate und Motionen verbindlich oder un-
verbindlich zur Prüfung entgegengenommen werden.

Es wurde als Lücke empfunden, dass die Vor-
lage keine besondere Lösung für die Rüstungs-
finanzierung enthält. Das unterblieb, weil man im
Hinblick auf die Volksabstimmung den Wagen nicht
überladen wollte. Anderseits hat Herr Bundesrat
Weber in der Kommission die Auffassung vertreten,
dass in den nächsten fünf Jahren infolge der
Rüstungsausgaben ein Defizit von etwa 500 Millionen
Franken entsteht. Bei Fortdauer der guten Kon-
junktur und ohne neue Bundesaufgaben könnte dies
in den Jahren 1958-1963 getilgt werden. Die Vor-
lage stellt somit ein Minimum dar. Anderseits fasst
sie der Bundesrat auch als Maximum auf, damit der
dritte Anlauf für die Neuordnung der Bundes-
finanzen endlich'gelingt.

Sie gaben gehört, dass die Vorlage gegenüber
1948 mehrere Verbesserungen vorsieht. Ich erwähne
den Verzicht auf die ergänzende Vermögenssteuer.
Das bedeutet, wie gesagt wurde, eine wesentliche
Vereinfachung, aber auch eine Schonung der kleinen
und mittleren Vermögen, die bei uns, verglichen mit
dem Ausland, hoch belastet waren. Die Vorlage darf
als Werk der Verständigung beurteilt werden. Aus
diesen Überlegungen beantrage ich Ihnen namens
der Mehrheit der Bauern-, Gewerbe- und Bürger-
fraktion Eintreten.

Dasehindert uns aber nicht, einige Fragen von
grundsätzlicher Bedeutung, die uns besonders nahe
liegen, noch zur Sprache zu bringen. Wie hier im
Rate, hat man auch in der Kommission viel vom
Sparen gesprochen. Die Botschaft enthält darüber
nur kurze Ausführungen. Deswegen ist der Bundes-
rat bereits kritisiert worden. Herr Bundesrat Weber
hat aber schon in einer Pressekonferenz gesagt,
Taten seien auf diesem Gebiet besser als grosse
Versprechungen. Da die Vorlage als befristete Er-
gänzung der Bundesverfassung die Volksabstim-
mung zu bestehen hat, kommt den Sparmassnahmen
grosse psychologische Bedeutung zu.( Sobald die
Hochkonjunktur abnimmt und eine Krise droht,
wird aus dem Volk der Sparwillen stärker zum Aus-
druck kommen. Das ist nicht neu, das war schon
während der Krisenperiode der dreissiger Jahre der
Fall. Bei den beiden grossen Finanzprogrammen von
1933 und 1936 hat man zuerst die Einsparungen
fixiert und erst nachher neue Finanzquellen er-
schlossen.

Vergleicht man die Bundesausgaben mit der
Entwicklung des Volkseinkommens, mit den Lebens-
kosten und der Bevölkerungszunahme, so ergibt sich
folgendes interessante Bild: 1938 betrugen die Aus-
gaben des Bundes 621 Millionen Franken, 1952
2275 Millionen Franken. Das,Volkseinkommen be-
lief sich 1938 auf 8,7 Millionen Franken, 1952 aber
auf 20 Millionen Franken. Die Lebenskosten be-
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trugen 1938 100, 1952 171 Punkte und in der ge-
nannten Periode hat die Bevölkerung um 15% zu-
genommen. Was haben diese Zahlen zu bedeuten ?
Die Bundesausgaben haben in der genannten Periode
um 268% zugenommen. Dagegen hat sich das Volks-
einkommen lediglich um 127% vergrössert. Die
Lebenskosten ihrerseits sind auf 171 Punkte an-
gestiegen, und die Bevölkerung hat sich, wie ich
bereits gesagt habe, um 15% vermehrt. Zieht man
noch die Hochkonjunktur der Gegenwart in Be-
tracht, so darf man von einer Aufblähung des
Bundeshaushaltes sprechen. Dieser Zustand gibt
denjenigen Auftrieb, die heute in erster Linie sparen
wollen. Dabei besteht über das Sparen beim Volke,
wenn es sich um Ausgaben handelt, kein eindeutiger
Wille. Beim Budget und bei den Fixierungen von
Ausgaben durch Gesetze, Bundesbeschlüsse, wünscht
ein Teil des Volkes mit seinen Vertretern weit-
gehende finanzielle Mitwirkung des Bundes. Un-
beschwert über die Auswirkungen werden häufig
neue Ausgaben verlangt. Anders ist es bei den
Deckungsvorlagen. Da wird in lauten Tönen die
Frage des Sparens verkündet. Das weiss man im
Bundeshaus, das weiss auch die Verwaltung. Daher
werden die Sparwünsche und Warnrufe aus unsern
Räten häufig abgewertet wie die Kaufkraft des
Schweizer Frankens seit 1935. Übrigens hat sich
Herr Bundesrat Weber bei der Budgetberatung ein-
gehend über Theorie und Praxis auf diesem Gebiet
geäussert. Wenn es ums Sparen geht, ist nichts so
eindrucksvoll wie die Konsequenz und das Beispiel.
Wenn die Mitglieder des Bundesrates im Ernste
sparen wollen, und zwar auch dann, wenn es un-
angenehm ist, dann wird die ganze Verwaltung mit-
machen.

In der Vorlage des Bundesrates waren die Fragen
der Möglichkeit der Einführung der Getränkesteuer
nicht einwandfrei geordnet. Um bei der Volks-
abstimmung eine leidenschaftliche Diskussion über
diese Frage zu verhüten, wünschte die Kommission
Klarstellung. Mit Recht hat sie nun den Text so
ergänzt, dass kein Zweifel mehr bestehen kann.
Dass dabei auch gleich die Biersteuer gefallen ist,
erscheint für den Fiskus bedauerlich. Man hätte sie
im bisherigen Umfang ohne weiteres fortsetzen
können. Herr Bundesrat Weber hat aber die Ab-
sicht, ihre Beibehaltung mit allen Mitteln zu ver-
teidigen.

Bei der Warenumsatzsteuer nehmen wir an, dass
ihre Ausgestaltung so bleibt, wie sie heute in Kraft
ist. Die Formulierung der gegenwärtigen Vorlage
deckt sich aber nicht mit dem Text des Bundes-
beschlusses für die Jahre 1951-1954. Das erklärt sich
aus der relativ langen Dauer, für die unser Ver-
fassungsentwurf vorgesehen ist. Wir werden zur
Klarstellung bei der Detailberatung auf diese Frage
noch zurückkommen.

Im weitern möchten wir den Antrag auf Bei-
behaltung der Ausgleichssteuer unterstützen. In der
Kommission wurde uns erklärt, sie gehöre organisch
nicht in den Entwurf, denn sie wurde seinerzeit im
Detailhandel von den grossen Geschäften als Aus-
gleich zum Zwecke der Arbeitsbeschaffung erhoben,
und sie sollte nur so lange dauern, bis die 140 Mil-
lionen Franken erreicht sind. Das wird Ende 1954
der Fall sein. Sie haben gehört, dass sie jährlich un-
gefähr 14 Millionen Franken einbringt, und sie

könnte als Rerserve dienen, wenn anderswo Ausfälle
beschlossen werden. Auf jeden Fall wissen die Kom-
missionsmitglieder, dass das Gewerbe der Regelung
dieser Frage grosse Bedeutung beimisst, und mein
Freund Dr. Gysler wird sicher in der Detailberatung
auf diese Frage zurückkommen.

Sie haben Ausführungen gehört über die Aus-
gabenbremse. Diese war schon in der Finanzordnung
1951-1954 enthalten. Die Mehrheit ist der Meinung,
dass man sie aus psychologischen Gründen auch
beibehalten muss. Dagegen sollte es nicht möglich
sein, dass mit dieser Institution der normale Vollzug
der vom Volke angenommenen Gesetze und der
Bundesbeschlüsse verunmöglicht wird. Aus unserer
Gruppe wird ebenfalls in der Detailberatung mit
dem bewährten Ziel ein Ergänzungsantrag gestellt
werden.

Sie haben jetzt wiederholt gehört, dass die Wehr-
steuer und die Warenumsatzsteuer in einem gewis-
sen Zusammenhang stehen, weil ein Teil unseres
Rates das eine oder das andere nicht annehmen
will, damit die bisherige Relation zwischen direkten
und indirekten Steuern nicht geändert wird.

Der Wegfall der ergänzenden Vermögenssteuer
bedeutet, wie gesagt wurde, eine angenehme Ent-
lastung, die allerdings durch die Steigerung der Pro-
gression von 9,5 auf höchstens 15% teilweise wieder
wettgemacht wird. Ich verweise auf das, was vor
wenigen Minuten Herr Häberlin darüber sagte.

Nun taucht mir eine andere Frage auf : Niemand
hat bestimmt erklärt, dass nicht später für beson-
dere Zwecke eine neue Vorlage mit einer ergänzen-
den Vermögenssteuer beantragt werde. Deshalb
möchte ich, in Verbindung mit der gegenwärtigen
Beratung, an Herrn Bundesrat Weber diese Frage
stellen. Seine Antwort wird für die kommende
Volksabstimmung von Bedeutung sein.

Es wird der Vorlage zur Last gelegt, dass sie
keine Reform sei. Sie hat den Vorteil, dass man sie
gut kennt. Sie erfordert keine Änderung der kan-
tonalen Gesetze. Dagegen haftet ihr der Nachteil an
- ich verweise auf die Ausführungen von Herrn
Chaudet-, dass sie zentralistisch wirkt. Dazu kommt
der weitere Nachteil, dass Bund und Kantone die
gleichen Objekte besteuern. Die unangenehme Über-
lagerung wird somit weiter bestehen bleiben.

Bei jeder Vorlage einer Bundessteuer wird eine
Reform gewünscht, die eine saubere Ausscheidung
zwischen der Steuerhoheit der Kantone und der des
Bundes bringt. Das Ziel würde erreicht durch eine
Kapitalertragssteuer an der Quelle, oder durch die
Sistierung der Rückerstattung der Verrechnungs-
steuer an die Kantone zuhanden der natürlichen
Personen. Nun weiss ich sehr gut, dass dieser Lösung
auch wiederum Nachteile anhaften. Einmal ist keine
Progression möglich. Sodann müssten die kantonalen
Gesetze zum grössten Teil abgeändert werden, und
das wäre in kurzer Zeit nicht möglich. Deshalb sagt
man in der Verwaltung, der Vorschlag einer
Quellensteuer erfordere grosse Vorbereitung, er
komme deshalb für eine Sofortlösung nicht in Frage.

Eine weitere Lösung für die Ausscheidung der
Steuerpflicht zwischen Kantonen und Bund ergäbe
sich durch die steuerliche Zuweisung der juristi-
schen Personen an den Bund, während die phy-
sischen Personen der kantonalen Steuerpflicht
unterstellt blieben. Dadurch würde die Konkurrenz
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unter den Kantonen verhütet. Aber auch dieser
Lösung haften Nachteile an. Sie hätte zur Folge,
dass für die Kantone und die Gemeinden ein ge-
wisser Ausfall entstünde. Das ergibt sich aus der
Tatsache, dass die Kapitalgesellschaften sehr un-
gleich auf Kantone und Gemeinden verteilt sind.
Dieser Nachteil Hesse sich gegebenenfalls durch das
Mittel des Finanzausgleiches oder eines Steuer-
ausgleichsfonds des Bundes für die Kantone mildern,
ähnlich wie es heute einzelne Kantone gegenüber
ihren finanzschwachen Gemeinden tun.

Im Hinblick auf die kurze verfügbare Zeit für die
Regelung der Bundesfinanzen nehme ich davon
Umgang, Anträge zu stellen. Aber ich weiss mit
Ihnen, dass, je länger die Bundessteuer bleiben soll,
um so lauter Wünsche geäussert werden, in bezug
auf das System der Besteuerung neue Wege zu be-
schreiten, damit die direkte Besteuerung des Bundes
auch in den Augen der Föderalisten tragbar er-
scheint.

Die Schweiz ist ein föderalistischer Bundes-
staat, wobei die Kantone die Grundlage bilden.
Darin liegt eine ungeschriebene Verpflichtung, im
Prinzip auch die Finanzhoheit der Kantone zu er-
halten.

Mit diesen Bemerkungen beantrage ich mit der
Kommissionsmehrheit, auf die Vorlage einzutreten.

Jaquet: Die liberal-demokratische Fraktion ist
bereit, auf die Vorlage einzutreten. Sie hat sich da-
bei vom Gedanken leiten lassen, dass die vom
Bundesrat den Räten unterbreitete Vorlage gut
vorbereitet ist. Dies muss auch derjenige zugeben,
der nicht mit allen Schlussfolgerungen einig geht.
In der Öffentlichkeit ist, wie schon gesagt, der Vor-
wurf erhoben worden, der Vorschlag für die Neu-
ordnung der Bundesfinanzen ermangele einer ge-
wissen Kühnheit, es fehle an neuen Ideen und
Lösungen. Demgegenüber darf aber festgehalten
werden, dass im einzigen Land der Welt, in dem der
Steuerzahler letzten Endes selbst über das Schick-
sal einer Vorlage zu entscheiden hat, eine allzu
grosse Originalität auf dem Gebiete der Fiskal-
massnahmen auf Schwierigkeiten stösst. Die ver-
schiedenen, hinter uns liegenden Volksabstimmungen
lassen es als weise erscheinen, in Steuersachen nicht
allzu revolutionäre Wege zu beschreiten. Die vom
Bundesrat angestellten Untersuchungen über den
künftigen Finanzbedarf des Bundes sind weder in
der Öffentlichkeit noch in den Kommissions-
beratungen auf ernsthaften Widerstand gestossen
und sind nicht angefochten worden. Der aus weiten
Kreisen des Volkes ergangene Ruf nach vermehrter
Sparsamkeit im Bundeshaushalt darf aber nicht un-
gehört verklingen. Es ist jedoch nötig, dass im Lande
herum keine falschen Vorstellungen über das Aus-
mass der auf diesem Wege zu erreichenden Aus-
gabenverringerungen entstehen.

Die Sparsamkeit im Staat ist ein Grundsatz, den
der bedeutendste Minister der Finanzen, den unser
Land bis heute hervorgebracht hat, der schon er-
wähnte, im Dienste Ludwigs XVI. stehende Necker
wie folgt gepriesen hat: „Die'Sparsamkeit im öffent-
lichen Haushalt ist nicht nur eine Quelle des Reich-
tums, sie ist vielmehr eine hohe Pflicht." Sein Werk
über die Staatsfinanzen Frankreichs aus dem Jahre
1785 kann für unsere heutige Zeit insofern noch
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lehrreich sein, als es zeigt, dass nur gespart werden
kann, wenn alle Aufgaben der Staatsverwaltung un-
unterbrochen und immer wieder auf ihre Notwendig-
keit hin im einzelnen überprüft werden. Dies zu tun,
ist in erster Linie Pflicht des Bundesrates, der eid-
genössischen Räte und der von diesen eingesetzten
Kommissionen. Wo der Ruf nach Sparsamkeit zum
Schlagwort wird, ist er gefährlich, weil er die Ver-
waltung abstumpft ; wo er aber Wege eröffnen will,
die zu tatsächlichen Einschränkungen führen, setzt
er Arbeit und Sachkenntnis voraus.

Wenn im Zusammenhang mit der Neuordnung
der Staatsfinanzen manchenorts von der Sparsam-
keit im Bundeshaushalt gleichsam Wunder erwartet
werden, so darf immerhin festgestellt werden, dass
den Mitgliedern Ihrer Kommission nicht ein einziger
Vorschlag aus breiter Öffentlichkeit zugegangen ist,
der einen praktischen Hinweis auf solche Ein-
sparungen gebracht hätte und der vor allem ein-
zelne Finanzquellen, die uns in der Botschaft aus-
gewiesen werden, nun hätte überflüssig machen
können. Es scheint auch richtig, an der Tatsache
nicht achtlos vorüberzugehen, dass der Bundesrat
auf dem Gebiete des Militärwesens auf die nächsten
Jahre hinaus Ausgabenkürzungen in Rechnung
stellt, deren Verwirklichung die allergrössten An-
strengungen verlangen wird. Vor wenigen Jahren
glaubte man noch, mit einem Militärbudget von
300 Millionen Franken auskommen zu können. Heute
bringt der Bundesrat seine Entschlossenheit zum
Ausdruck, die Aufwendungen für die Landes-
verteidigung auf 500 Millionen Franken zu be-
grenzen. Dieses Ziel wird nicht erreicht werden
können durch Kürzungen von Ausgaben, die da und
dort vorgenommen werden, und der Bundesrat ist
gut beraten, wenn er erklärt, dass grundsätzlich
überprüft werden müsse, in welcher Weise ein Klein-
staat im Zeitalter der technischen Kriegsführung
seine Landesverteidigung unter Berücksichtigung
seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit kraftvoll
und wirkungsvoll ausbauen könne. Diese Abklärung
wird aber nicht von heute auf morgen erfolgen
können, und mancher Kampf gegen hergebrachte
Gewohnheiten und gegen trügerische Vorstellungen
über die Möglichkeiten des Einsatzes unserer Armee
wird ausgefochten werden müssen. Letzten Endes
werden die eidgenössischen Räte ihren Teil der Ver-
antwortung zu übernehmen haben. Bei aller Be-
schränkung des Normalbudgets für Militärauf-
wendungen auf die Zahl von 500 Millionen Franken
darf nicht vergessen werden, dass uns die nächsten
vier Jahre einen Fehlbetrag auf Rechnung des
Rüstungsprogrammes von zirka 300 bis 400 Millionen
Franken bringen werden, wobei die Nachtrags-
kredite noch nicht berücksichtigt sind. Aus diesen
Erwägungen heraus scheint es völlig undenkbar,
dass unser Staatshaushalt im Gleichgewicht gehalten
werden könnte, wenn künftige Einnahmen niedriger
sind, als uns das vorliegende Programm des Bundes-
rates vorzeichnet.

Und nun ein letztes Wort zu den Sparmass-
nahmen. In der Demokratie ist es die Aufgabe der
mit der Verantwortung im Staate betrauten Be-
hörden, in Kenntnis aller Zusammenhänge abzu-
wägen, ob eine Ausgabe notwendig ist oder nicht.
Darüber muss sich auch derjenige klar werden, der
Aufwendungen von 5 Millionen Franken und darüber
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dem fakultativen Referendum unterstellen will. Der
Weg über die direkte Demokratie kann allzu leicht
zu einer Flucht ins Anonyme führen.

Und nun stellt sich das politische Kernproblem,
ob es möglich ist, ohne eine direkte Bundessteuer
auszukommen. Die Beantwortung scheint immer
mehr zu einer Gefühlssache zu werden, für welche
die Gegner der direkten Bundessteuer Verständnis
verlangen. Wer glaubt, ohne direkte Bundessteuer
nicht auskommen zu können, wird dadurch nicht
zum überzeugten Anhänger dieser Steuer. Vor allem
aber kann dieser Gegensatz der Auffassung keine
Ausscheidung zwischen guten Föderalisten und
weniger guten bedeuten. Der Begriff des Föderalis-
mus hat seit hundert Jahren manche Wandlung er-
fahren. Heute kann die Betonung der Eigenart der
einzelnen Kantone und das Höchstmass politischer
Selbständigkeit nicht mehr in den Vordergrund
gestellt werden. Der Föderalismus neuer Prägung
muss seine oberste Pflicht in der Solidarität der
mit wirtschaftlichen Glücksgütern gesegneten Kan-
tone gegenüber den ohne Verschulden zurück-
gebliebenden Gliedern des Bundes sehen. Das in allen
Teilen der Vorlage immer wieder zum Durchbruch
gelangende Ziel, einen unerlässlichen Ausgleich
zwischen den finanzstarken und den finanz-
schwachen Kantonen herbeizuführen, hat an-und für
sich nichts mit der Deckung der eidgenössischen
Staatsausgaben zutun. Dieser Ausgleich ist vielmehr
ein Föderalismus der Tat, und er wird um so
frischer und kraftvoller wirken, je mehr sich die
Stände darum streiten, zu den reichen oder zu den
armen Kantonen gehören zu dürfen. Wenn die
direkte Bundessteuer zweifelsohne dem überzeugten
Föderalisten stets ein Dorn im Auge bleiben wird,
so darf er nicht an der Tatsache vorübergehen, dass
die Neuordnung der Bundesfinanzen durch den
Finanzausgleich zwischen den Kantonen eine nam-
hafte Stärkung der Lebensfähigkeit gerade der
schwächsten Glieder des Bundes bringt und gerade-
zu die Voraussetzung für den Bestand eines ge-
sunden Föderalismus schafft. Dies werden sich auch
unsere welschen Miteidgenossen überlegen müssen,
und dies gilt auch für eine Fraktion, die wie die
liberale die einzige ist im Rat, die eine Mehrheit
Französisch sprechender Mitglieder aufweist.

Arnold-Basel: Als im Jahre 1950 das Schwcizer-
volk einen Finanzentscheid zu treffen hatte, da er-
hielt jeder Schweizer Bürger eine Druckschrift m
den Briefkasten geliefert, die die Überschrift trug:
„Bundesfinanzreform auf einem Bein." Wir haben
es heute nicht mit einer Finanzreform zu tun, aber
was hier vorliegt, steht immer noch auf einem Bein ;
das gilt in bez.ug auf die Verteilung der
Lasten. Es gab einmal eine Zeit, da konnte man von
Reformen und Reformisten sprechen. Heute muss
man das korrigieren; es handelt sich wirklich nur
noch um Konservative ; denn man will auf dem Ge-
biete der Finanzmassnahmen und Steuern gerade
nur noch erhalten, was zuallerletzt Praxis war, was
zuallerletzt noch galt. Man handelt ungefähr wie
ein Bäckermeister, der das, was auf dem Tische
noch vor ihm liegt, zusammenkratzt, noch einen
Kuchen daraus macht und ihn anbieten will. Diese
Methode ist bestimmt keine persönliche Schuld
irgendeines der Beteiligten, sondern das Resultat

der allgemeinen politischen Verhältnisse einer ideen-
losen Zeit, wo man auch gar nicht mehr die Absicht
hat, auf einem Gebiete zu irgendeiner Lösung von
bedeutsamer Art zu kommen. Ein solches Gebiet
ist auch das der Steuern und der Finanzen. Wir
treten an Steuerentscheide heran und möchten
einen wirklich geordneten Finanzhaushalt, wir
möchten eine Verteilung der Lasten entsprechend
der Tragfähigkeit der einzelnen Schicht, und wir
möchten auch, dass Geldmittel für soziale Zwecke
eingesetzt werden. Diese Voraussetzungen treffen
nun bei der Vorlage, die wir vor uns haben, gar
nicht zu, sondern das „Volksrecht" in Zürich hatte
am 12. April des letzten Jahres durchaus recht, als
es sagte, die prozentuale Verteilung der Steuern mit
60% Zöllen und Gebrauchssteuern und 33% der
gesamten übrigen Steuern sei keineswegs gerecht
und es müsse in Zukunft verbessert werden. Das
wurde zu Recht gesagt, wenn es sagte, das müsse
ändern. So ist der Wechsel auf die Zukunft auf einen
zu langen Termin ausgestellt. Die in Frage kommen-
den Lösungen und Entscheide müssen wir jetzt
treffen. Das Wort Föderalismus fällt. Aber man soll
sich doch nicht täuschen. In der Sozialgesetzgebung
und im Steuerwesen ist das Schlagwort „Föderalis-
mus" nur noch eine Tarnung für die Möglichkeit,
sich bestimmte Ausweichmöglichkeiten zu reser-
vieren. Im Steuerwesen ist der sogenannte Steuer-
föderalismus nur ein Instrument, um auch auf
kantonalem Gebiete auf die Belastungshöhe der
oberen Schichten zu drücken und diese Fixierung
möglichst weit unten zu halten, indem man die
22 bis 25 Steuerdifferenzierungen im ganzen Lande
gegeneinander ausspielt.

Man täusche uns nicht. Die einen schlagen vor,
die Umsatzsteuer auf 20 Jahre zu befristen, die
ändern möchten sie unbefristet in die Verfassung
eingefügt haben. Im Grunde genommen wollen
beide das gleiche: Sie wollen eine Umsatzsteuer
möglichst lange beibehalten; die einen gestatten sich
nur, von der Möglichkeit einer Befristung zu spre-
chen. Man spricht auch von einer sozial gearteten
Wehrsteuerbelastung. Wenn die Wehrsteuer des
Bundes bei den Ledigen bei einem Wocheneinkom-
men von 77 Franken und bei den Verheirateten bei
einem solchen von 96 Franken beginnt, so kann von
einer sozial gearteten Wehrsteuer keine Rede sein.
Es bestehen auch nur geringfügige Belastungen des
Kapitals, es fehlt eine Vermögensbelastung. Man
spricht auch von den Zöllen, wobei die Fixierung
der Zölle dem alten Verfassungsgrundsatz wider-
spricht, wonach sie möglichst niedrig angesetzt wer-
den sollen. Alles, was früher bei Finanzentscheiden
eine Rolle spielte, was in diesem Karussel der Worte
schon mitgeführt wurde, ist aus dem Blickfeld ver-
schwunden; Es spielt heute gar keine Rolle mehr.
Noch im Jahre 1945 wurde hier in diesem Saale
festgestellt, dass 1,5 Milliarden Franken Vermögens-
werte jedes Jahr in unserem Lande vererbt werden,
und dass sie nur in einigen Kantonen mit 28 Mil-
lionen Franken belastet sind. Aber diese Möglich-
keit der Besteuerung wird nicht benützt. Man ver-
zichtet darauf, irgendeinen Schritt in dieser Rich-
tung zu unternehmen.

Der Bundesrat sprach in seiner Budgetbotschaft
von einer Verschlechterung der wirtschaftlichen
Lage. Herr Zipfel spricht davon auch in seiner Bot-
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schaft vom Monat Januar dieses Jahres, wo er er-
klärt, man könne die Konjunktur nicht auf ewige
Zeiten beibehalten und es sei auch gar nicht Auf-
gabe des Bundes, Arbeitslosigkeit zu verhindern.
Man spricht von Verschlechterungsmöglichkeiten,
und im gleichen Augenblicke mutet man der Volks-
mehrheit zu, derartigen Belastungen, wie sie vor
allem die Umsatzsteuer darstellt, die Zustimmung zu
geben. Es wurde erklärt, über dem Sonnenland
St. Moritz habe sich trotz aller Helle eine dunkle
Wolke gezeigt, das sind die beiden Volksentscheide.
Sie wissen, am 4. Juli 1950 wurde mit 490 000 Stim-
men gegen 270 000 Stimmen ein Finanzentscheid
abgelehnt. Sie wissen auch, im Juli 1952 wurde mit
100 000 Stimmen Mehrheit die Finanzierung der
Rüstungen mit den dort vorgeschlagenen Mass-
nahmen abgelehnt. Das war ein Entscheid gegen
alle Parteien, gegen alle Zeitungen, gegen alle In-
strumente der Volksbeeinflussung, deren es ja in
überreicher Zahl in unserem Lande gibt. Auch das,
was heute vorliegt, entspricht in keiner Beziehung
dem Willen des Volkes. Noch letztes Jahr hatte
man offen den Zweck des Gesetzes genannt, er hiess :
„Finanzierung der Aufrüstung". Heute verzichtet
man auf diese richtige Namensgebung und lässt das
Wort weg, währenddem es materiell bei all diesen
Fixierungen doch nur darum geht, die formidable
Aufrüstung, die hier beschlossen wurde, finanzieren
zu können. Wir sind der Meinung, dass der Appell
an das Volk immer das Beste ist gegen derartige
Erlasse. Wir haben es erlebt, dass es 1952 gelang,
ein Volksbegehren für die Aufhebung der Umsatz-
steuer zu ,,bodigen"; aber nachdem dieses Begehren
im Jahre 1949 angemeldet wurde und es im letzten
Jahre doch 130 000 Stimmen auf sich vereinigte,
wurde die Wirkung erzielt, dass seit Anmeldung
des Begehrens die Lebensmittel von dieser Konsu-
mentensteuer freigelassen werden mussten.

Was auch hier endgültig beschlossen werden
wird, für unsern Teil werden wir uns an das Volk
wenden, und das Volk wird seinem Willen Ausdruck
geben; es wird nicht immer sofort ein hundert-
prozentiges Nachgeben durchsetzen können; aber
wir sind überzeugt, sein Entscheid wird Wirkungen
auch auf Entscheide hier im Parlament ausüben.

M. Perréard: Lorsque le Conseil fédéral a annoncé,
l'année dernière, qu'il avait présenté un projet de
réforme des finances fédérales, tout le monde a
pensé que l'occasion était favorable et que nous
allions nous trouver en présence d'un'projet étudié,
bien conçu, capable de régler ce problème qui, par
parenthèse, pour ne pas l'oublier, nous préoccupe
depuis 1933. Hélas! l'espoir que nous avions mis
dans ce nouVel aménagement des finances fédérales,
celui d'assister à une juste et équitable répartition
des charges et recettes entre la Confédération et les
cantons, a été profondémment déçu. En effet, nous
constatons que ce projet maintient le régime actuel,
avec tous ses inconvénients, qu'il ne fait place à
aucune idée nouvelle quelconque, cela au surplus
pour vingt ans.

Nous connaissons tous les inconvénients du
système actuel. Tout à l'heure, M. Chaudet les a
signalés d'une manière à laquelle on ne saurait rien
objecter. Vous savez que nous imposons le même
objet par deux autorités différentes, cantons et

Confédération, d'où conflit entre eux, d'où égale-,
ment une augmentation indéfinie des charges des
contribuables, pris dans un et au dont ils ne peuvent
se dégager. Cela a également des conséquences in-
admissibles sur l'autonomie des cantons, qui auront
de plus en plus besoin de l'appui de la Confédération
et de son corollaire: les subventions. Nous avons
déjà assisté à la lutte ouverte par certains cantons
qui demandent de participer à raison de 25% au
produit de l'impôt de défense nationale, alors que
la majorité de la commission ne veut accorder que
le 20%. Ce combat un peu sordide provient du fait
qu'on impose le même objet, qu'on prend dans la
matière fiscale des cantons et que ceux-ci, pour se
défendre, exigent de recevoir davantage de la Con-
fédération. Si on s'était donné la peine de résoudre
le problème en évitant de toucher deux fois le même
objet, un tel conflit n'aurait pas surgi.

Cependant, il faut reconnaître que la méthode
employée par le Conseil fédéral avait été cette-fois-ci
la bonne. On avait renoncé à consulter de nouveaux
experts, les expertises dont on disposait déjà étant
suffisantes. Très opportunément, le Conseil fédéral
s'était adressé à des personnalités politiques compé-
tentes, au courant de la situation financière, ainsi
qu'aux principales organisations économiques du
pays. Je souligne, par parenthèse, qu'une seule
erreur avait été commise, celle de renoncer à en-
tendre les cantons car les communications relative-
ment confidentielles faites aux chefs des départe-
ments cantonaux des finances n'étaient pas de
nature à permettre de renseigner les cantons d'une
manière complète. Nous tenons à le souligner ici
car, étant donné la structure fédéraliste de notre
pays, laisser les cantons de côté était absolument
inadmissible !

Sous cette réserve, nous pouvons dire que
dans son ensemble, la méthode adoptée était bonne,
bien que les résultats obtenus, ainsi que je viens de
le démontrer, aient été proprement décevants.

Le Conseil fédéral a systématiquement écarté
toutes les propositions susceptibles de réaliser une
véritable réforme de nos finances. On n'a pas voulu
d'un impôt sur les personnes morales, qui eût cepen-
dant permis de régler la question d'une manière
fondamentale. On a abandonné l'idée, certainement
réalisable, de percevoir des centimes additionnels
cantonaux. Pour ma part, j'estime que la réalisation
de l'une de ces deux idées ou leur combinaison eût
permis d'effectuer une véritable réforme.

D'autre part, on a éliminé toutes les autres pro-
positions, dans le détail desquelles il serait inutile
d'entrer, de sorte que nous nous trouvons en pré-
sence d'un projet qui tend à proroger le système
actuel pendant vingt ans.

Relevons que ce débat a d'ailleurs un caractère
politique sur lequel il convient d'insister. Au cours
des consultations préliminaires, deux principes se
sont heurtés : du côté de la gauche, on a dit : pas
d'aménagement des finances fédérales sans impôt
fédéral direct; du côté des partisans des économies,
on a répondu : pas de réforme des finances fédérales
sans économies massives dans le ménage de la Con-
fédération. La gauche a obtenu complète satisfac-
tion, alors que les partisans des économies n'en
obtenaient aucune.
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